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Editorial: Natur, Ressourcen, Konflikte: Kämpfe um die globale 
Inwertsetzung von Land und Rohstoffen 


Seit Anfang der 2000er Jahre lässt sich 
weltweit eine Zunahme der Einhegung 
von Natur beobachten. Die Inwertsetzung 
von Land und Rohstoffen ist keine neue Er- 
scheinung, und sie ist seit jeher umkämpft 
(siehe auch PROKLA 135 zu Ressourcen- 
konflikten, PROKLA 156 zu Ökologie in 
der Krise sowie PROKLA 176 zur politi- 
schen Ökonomie des Mülls). Karl Marx 
folgend ist die Inwertsetzung von Land, 
Rohstoffen und Naturelementen der ka- 
pitalistischen Produktionsweise inhärent, 
die unter stofflichen Gesichtspunkten von 
der permanenten Transformation von Na- 
tur in neue „Ressourcen“ abhängig ist. 
Allerdings haben sich vor dem Hinter- 
grund der Vielfachkrise des Kapitalismus 
und der Ausweitung einer „imperialen 
Lebensweise“ (Brand/Wissen 2017) das 
Ausmaß und die Formen der Naturan- 
eignung und Inwertsetzung in den letzten 
zwei Dekaden verändert. Mit der Energic-, 
Klima-, Nahrungsmittelpreis- und Finanz- 
marktkrise sowie einer auf hohem Roh- 
stoffverbrauch basierenden Lebensweise 
in den Zentren des globalen Nordens und 
Südens ist die Nachfrage nach Agrarpro- 
dukten, bergbaulichen Rohstoffen (Mine- 
ralien, Metalle, seltene Erden, Erze) und 
fossilen und erneuerbaren Energieträgern 
(Öl, Gas, Kohle, Biomasse, pflanzliche 
Rohstoffe) seit Beginn des 21. Jahrhun- 
derts stark gestiegen (vgl. Dietz et al. 
2015; Fischer et al. 2016). Technologische 
Innovationen und hohe Weltmarktpreise 


ermöglichen zudem die Inwertsetzungvon 
Rohstoffen und Naturelementen, deren 
Aneignung für profitable Kapitalverwer- 
tungen bislang nicht oder kaum rentabel 
war, etwa die Förderung von unkonven- 
tionellen Gas- und Ölvorkommen oder 
die Erschließung von tief im Gestein oder 
im Meeresboden gebundenen Erzen und 
Metallen. Die Visionen einer Industrie 4.0, 
d.h. einer Digitalisierung der Produktion 
in Verbindungmit technologischen Neue- 
rungen, schafft darüber hinaus spezifische 
Rohstoffbedarfe. Hedgefonds und andere 
Finanzmarktinstrumente sorgen ihrerseits 
für eine Erschließung von Natur als neue 
und sichere Anlagefelder für überakkumu- 
liertes Kapital. 

Diese Entwicklungen gehen mit zu- 
nehmend negativen ökologischen und so- 
zialen Folgen wie Wasserverschmutzung, 
Bodenerosion oder Vertreibung einher. 
Weltweit verlieren Menschen ihr Land 
zu Gunsten kommerzieller großflächiger 
Agrarproduktion sowie zugunsten von 
Bergbau-, Klimaschutz- und Infrastruk- 
turprojekten. „Akkumulation durch Ent- 
eignung“ (Harvey 2003) erfolgt sowohl im 
Rahmen „klassischer“ extraktiver Projekte 
als auch im Namen eines vermeintlich grü- 
nen Kapitalismus, bei dem beispielsweise 
Waldgebiete als CO,-Senken im Rahmen 
des Emissionshandels unter Schutz gestellt 
oder große Landflächen für die Energie- 
produktion durch Solarzellen umgenutzt 
werden. Aber auch Unterseegebiete 
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geraten zunehmend in den Fokus für die 
Ressourcenausbeutung. 

Inwertsetzung von Land und Rohstof- 
fen ist kein ausschließlich ökonomischer, 
durch den Markt gesteuerter Prozess. Sie 
ist voraussetzungsvoll und bedarf der 
politischen Durchsetzung, etwa mittels 
nationaler und internationaler Entwick- 
lungsstrategien, politischer Reformen 
zur Bearbeitung von Krisen oder Libera- 
lisierungs- und Privatisierungspolitiken. 
Progressive wie konservative Regierungen 
weltweit haben im Kontext hoher Welt- 
marktpreise für Rohstoffe und Agrarpro- 
dukte extraktivistische Entwicklungs- 
strategien verfolgt und die Ausweitung 
des Bergbaus und der agrarindustriellen 
Produktion politisch gefördert. Die Welt- 
bank und andere Geberinstitutionen un- 
terstützen die Ausweitung industrieller 
Bergbau- und agrarindustrieller Produk- 
tionskomplexe ebenso wie „grüne“ Investi- 
tionen insbesondere im globalen Süden mit 
bekannten Argumenten des neoklassischen 
Wachstumsparadigmas: komparative Kos- 
tenvorteile und zu erwartende zrickle-down 
Effekte für ländliche Entwicklung. 

Die aktuellen, zum Teil aggressiven 
Bemühungen um die Sicherung des Zu- 
griffs auf Rohstoffe und Land haben neue 
Konflikte und Kämpfe ausgelöst und alte 
verschärft, im globalen Süden und Norden. 
Forderungen wie „Our land, our life, our 
future“ werden derzeit von Papua Neu- 
guinea bis nach Tansania, Tunesien und 
Ägypten, Brasilien, Chile, Kolumbien 
und Griechenland laut. Weltweit leisten 
Bauern und Bäuerinnen, Anwohner_innen 
und Aktivist_innen und schließlich auch 
staatliche Akteure Widerstand gegen die 
Ausweitung der so genannten extractive 
Frontier (extraktiven Grenze). 

Kämpfe um Enteignung, Vertreibung 
und Ausbeutung sind oft nicht nur lokal 
verankert, sondern über Regionen, Länder 
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und Kontinente hinweg organisiert. Eine 
Vielzahl von Akteuren - etwa Gewerk- 
schaften, Basisgruppen und zivilgesell- 
schaftliche Organisationen - mobilisiert 
in diesem Zusammenhang zu Protest und 
Widerstand. 

Auseinandersetzungen um die In- 
wertsetzung von Land und Ressourcen 
beschränken sich dabei nicht nur auf den 
konkreten Ort der Extraktion, sondern fin- 
den ebenso entlang der Produktionsnetz- 
werke statt. Sie stehen mit anderen Kon- 
flikten und gesellschaftlichen Kämpfen in 
Beziehung. Proteste und Widerstand ha- 
ben dementsprechend vielfältige Anliegen 
(siehe auch PROKLA Heft 170 zu sozialen 
Kämpfen in Afrika). Sie richten sich gegen 
Vertreibung, Umweltzerstörung, man- 
gelnde Entschädigungen, Demokratiede- 
fizite, schlechte Arbeitsbedingungen und 
teure Lebenshaltungskosten. Gleichzeitig 
werden Entwicklungsmodelle, die Ge- 
winnverteilung, bestehende und geplante 
Handelsabkommen und die Rolle des 
Staates in der globalen Landwirtschafts- 
und Rohstoffpolitik neu verhandelt. Den 
weltweiten Einhegungen setzen soziale Be- 
wegungen und Protestakteure alternative 
Konzepte und Ansätze sozial-ökologischer 
Transformation entgegen, wie gemein- 
schaftlich verwaltetes Land, commons und 
care-economy-Ansätze, Ernährungssouve- 
ränität, Klima- und Umweltgerechtigkeit 
und degrowth-Strategien. 

Im ersten Beitrag zum Schwerpunkt 
gibt Oliver Pye einen Überblick über 
Kämpfe gegen die Inwertsetzung von 
Natur im Kontext der aktuellen Re-Re- 
gulationen der Naturverhältnisse. Zu den 
Elementen dieser veränderten Regulation 
zählt er die Finanzialisierung der Natur, 
die Herausbildung globaler Produktions- 
netzwerke im Rohstoff- und Agrarsektor, 
das Leitbild einer Grünen Ökonomie, die 
Dominanz eines corporate food regime im 
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Bereich der Nahrungsmittelproduktion 
sowie die Integration der Zivilgesellschaft 
in eine Nachhaltigkeitsgovernance. Aus- 
gehend von diesen Veränderungen wid- 
met er sich den sozialen Kämpfen um 
die wachsende Inwertsetzung von Natur. 
Sein Blick richtet sich dabei vor allem auf 
die Gegenstände dieser Kämpfe sowie 
die sozialen Bewegungen, die über die 
Verallgemeinerung und Vernetzung von 
Kämpfen auf eine Transformation der 
gegenwärtigen Naturverhältnisse zielen. 
Er fragt, inwieweit diese Bewegungen auf 
die aktuellen Veränderungen adäquat re- 
agieren. Sein zentrales Argument lautet, 
dass die derzeit entwickelten Strategien 
sozial-ökologischer Transformation vor 
allem die Verteidigungskämpfe gegen 
Einhegungen im globalen Süden (Ernäh- 
rungssouveränität, indigene Landrechte) 
mit konsumkritischen Perspektiven im 
globalen Norden (Degrowth, „imperiale 
Lebensweise“) verknüpfen, ohne diese 
aber auf die sozialen Kämpfe innerhalb 
der veränderten gesellschaftlichen Na- 
turverhältnisse systematisch zu beziehen. 
Dadurch blieben zentrale Merkmale des 
gegenwärtigen Akkumulationsregimes 
(Finanzialisierung, globale Produkti- 
onsketten, Prekarisierung) sowie der 
zentrale Widerspruch kapitalistischer 
Naturverhältnisse - entfremdete Arbeit 
- weitgehend unberücksichtigt. Hiermit 
erkläre sich einerseits die gegenwärtige 
Schwäche von Bewegungen für Umwelt- 
und Klimagerechtigkeit; allerdings böten 
sich andererseits auch neue strategische 
Perspektiven. 

An die Beobachtung, dass der Wider- 
spruch zwischen Kapital und Arbeit und 
die Kämpfe um Arbeit in alternativen Stra- 
tegien sozial-ökologischer Transformation 
nicht hinreichend berücksichtigt werden, 
knüpft der Beitrag von Jan Brunner an. 
Er stellt eine Leerstelle in der Literatur 
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zu land grabbing und zu Konflikten um 
land grabbing fest: das Thema Arbeit. 
Vor diesem Hintergrund analysiert er die 
Folgen struktureller Transformationen 
(Mechanisierung, Internationalisierung, 
Unternehms- und Kapitalkonzentration) 
im Zuckerrohrsektor im Bundesstaat Säo 
Paulo in Brasilien. Seine Analyse richtet 
sich auf die Folgen dieser Transformation 
für Arbeit und die Verhandlungsmacht 
von Gewerkschaften. Als Folgen beob- 
achtet er eine Zunahme von Arbeitslosig- 
keit im ländlichen Raum, neue Formen 
der Kontrolle über Arbeiter_innen, eine 
Fragmentierungder Arbeiter_innenschaft 
sowie Konflikte zwischen verschiedenen 
Gewerkschaften um den Vertretungsan- 
spruch der Plantagenarbeiter_innen. In 
seiner Untersuchung, in der er aufden „Je- 
naer Machtressourcenansatz“ zurückgreift, 
zeigt Brunner, dass sich die Restrukturie- 
rungen in der Produktion aufmanuelleund 
mechanisierte Erntearbeiter_innen unter- 
schiedlich auswirken. Insgesamt kommt es 
im Kontext der Transformationen zu einer 
Schwächung der Verhandlungsmacht der 
Gewerkschaften und der Machtressourcen 
aller Arbeiter_innen. 

Mit der wachsenden Bedeutunglokaler 
Volksabstimmungen als Proteststrategie in 
Konflikten um Bergbau vor allem in Nord- 
und Lateinamerika beschäftigt sich Kris- 
tina Dietz. Ausgehend von partizipativen 
und materialistischen Demokratietheorien 
fragt sie, wie der Einsatz von Verfahren 
der direkten Demokratie in Kämpfen 
um Bergbau politisch wirkt und welche 
transformative Wirkung im Sinne einer 
Demokratisierung des Rohstoffsektors 
und einer gesellschaftlichen Emanzipation 
sie entfalten können. Dieser Frage widmet 
sie sich am Beispiel des Konfliktes um das 
Goldbergbauprojekt La Colosa in Kolum- 
bien. Sie argumentiert, dass unter kapi- 
talistischen und liberaldemokratischen 
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Bedingungen lokale Volksabstimmungen 
gegen Bergbau die herrschenden Macht- 
verhältnisse im Rohstoffsektor zwar nicht 
grundlegend transformieren können, aber 
dennoch politische Wirkungentfalten. In 
manchen Fällen ziehen sich Unternehmen 
in Anschluss an Volksabstimmungen aus 
den Projekten zurück, in anderen Fällen 
kommt es zu demokratischen Verschie- 
bungen. So bieten Verfahren direkter 
Demokratie mittels der Ausweitung der 
Beteiligung an kollektiven Entscheidungen 
Potenziale zur Überwindung der Grenzen 
der liberalen Demokratie nach links, d.h. 
im Sinne einer Belebung der Demokratie 
und emanzipatorischen Transformation. 

Jakob Graf und Anna Landherr ana- 
lysieren in ihrem Beitrag, wie Chiles ex- 
traktive Industrien kontinuierlich durch 
Familienkonglomerate und deren enge 
Beziehungen in die Politik dominiert 
werden. Sie gehen der Frage nach, wie das 
unter der Militärdiktatur Pinochets errich- 
tete Akkumulationsregime, trotz breitem 
sozialen Widerstand, aufrechterhalten 
werden kann und welche systematischen 
Machtmechanismen dabei genutzt werden. 
Die Autor_innen verfolgen die These, dass 
Chiles herrschende Klasse zum einen ver- 
hindern, dass die sozio-ökologischen Pro- 
teste sichtbar werden und zum anderen die 
„Demokratie in Beschlagnimmt“, um ihre 
Interessen durchzusetzen. Die Analyse der 
Dimensionen struktureller, territorialer, 
institutionalisierter, hegemonialer und in- 
formeller Macht zeigt, dasssowohl ein ho- 
her Gradan Unternehmensverflechtungen, 
ungünstige politische und ökonomische 
Bedingungen für die Organisation von 
Arbeiter_innen, aber auch das Phänomen 
der quiet politics und die hohe Kontinuität 
in der Zusammensetzung der nationalen 
Elite eine zentrale Rolle für die Stabilität 
des hierarchisch-extraktivistischen Mo- 
dells spielen. 
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Tanja Scheiterbauer analysiert die Re- 
volten in Nordafrika, namentlich in Tu- 
nesien und Ägypten. Sie widerspricht der 
vor allem von den westlichen Medien ver- 
breitete These, es handele sich hierbei um 
„Facebook-Revolutionen‘“, die von urbanen 
Jugendlichen der Mittelschicht getragen 
sei, die die Möglichkeiten neuer sozialer 
Medien zu nutzen wussten. Vielmehr geht 
sie auf die ökonomischen Hintergründe 
ein, zeigt, dass nach dem Zusammenhang 
zwischen den Protesten in den urbanen 
Zentren und denen in den strukturell 
marginalisierten ländlichen Räumen ge- 
fragt werden muss. Ihre These: Ohne die 
Prozesse der Inwertsetzungvon Land und 
Wasser sind die gesellschaftlicher Kämpfe 
vor und nach den Revolten in Nordafrika 
2011 nicht zu verstehen. 

Patrick Schukalla befasst sich in seinem 
Beitrag mit dem politisch und wissen- 
schaftlich weitgehend vernachlässigten 
Thema des „nuclear front-end‘“, also des 
Anfangs der nuklearen Brennstoffkette. 
Am Beispiel Tansanias untersucht er die 
Erforschung und Exploration von Ur- 
anlagerstätten sowie die Strategien der 
Sicherung von Zugangs- und Abbaurech- 
ten. Er zeigt, dass rohstoffreiche Regionen 
des globalen Südens bereits in der Phase 
vor der eigentlichen Extraktion - unter 
Umständen sogar, ohne dass es überhaupt 
zu dieser kommen muss - symbolisch und 
materiell der Logik unterworfen werden 
können, die vom Aufund Ab der energie- 
politischen Interessen, Konjunkturen und 
Bedarfe des globalen Nordens vorgegeben 
wird. Obwohl die Exploration im Unter- 
schied zur Extraktion keine großflächigen 
Zerstörungen beinhaltet, verursacht sie 
sozial-ökologische Kosten, die von den in 
Unwissenheit gelassenen Bewohner_innen 
und Arbeiter_innen getragen werden. Der 
Nutzen der „informationellen Anreiche- 
rung“ konzentriert sich dagegen bei den 
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Unternehmen des globalen Nordens oder 
der Schwellenländer. Aufdiese Weise wird 
die Exploration zu einem Moment räum- 
lich ungleicher Entwicklung. 

Merle Groneweg, Hanna Pilgrim und 
Michael Reckordt setzen sich mit den Schat- 
tenseiten der Industrie 4.0 auseinander. 
Von der deutschen Bundesregierung ge- 
fördert, verspricht die „4. Industrielle Re- 
volution“ nach Dampfmaschine, Fließband 
und Computer das Wirtschaftswachstum 
durch Digitalisierung anzukurbeln und 
gleichzeitig drängende soziale und öko- 
logische Krisen zu adressieren. Die Au- 
tor_innen argumentieren jedoch, dass für 
die benötigten Sensoren, Mikrochips und 
den steigenden Strombedarf wiederum die 
Nachfrage nach bestimmten Rohstoffen 
wächst. Anhand der Beispiele Elektromo- 
bilität und Digitalisierungder Kommuni- 
kation zeigen sie, dass die Digitalisierung 
der Produktion mit ihren Technologien 
nicht zur versprochenen Dematerialisie- 
rung und Ressourceneffizienz beiträgt. 
Vielmehr kommt es zu einer Veränderung 
des Rohstoffverbrauchs. Statt fossiler 
Brennstoffe bedarf es nun mehr metalli- 
scher und mineralischer Rohstoffe. Die 
Autor_innen verdeutlichen, dass der stei- 
gende Rohstoffbedarf wiederum sozioöko- 
logische Konflikte um die Aneignung von 
Land und den Abbau der Rohstoffe in den 
Herkunftsländern auslösen bzw. verschär- 
fen kann. Sie schlagen vor, das Recycling 
von seltenen und „Konfliktrohstoffen“ 
zu fördern und neben den positiven auch 
die negativen Seiten von Industrie 4.0 zu 
thematisieren. 

Außerhalb des Schwerpunkts und an- 
knüpfend an Marx, die Regulationstheo- 
rie und Bourdieu analysiert Max Koch die 
„Naturalisierung des Wirtschaftswachs- 
tums“. Die konkurrenzvermittelte Steige- 
rung der Arbeitsproduktivität erhöht, so 
zeigt Koch mit Marx, die Mehrwertrate, 
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senkt dabei aber die Mehrwertmasse, so- 
fern die Produktivitätssteigerung nicht 
durch ein Wachstum der Produktion 
überkompensiert wird. Daraus resultiert 
der Zwangzum Wirtschaftswachstum, der 
von den ökonomischen Subjekten und der 
bürgerlichen Ökonomie zur natürlichen 
Form des Wirtschaftens mystifiziert wird. 
Mit der Regulationstheorie und Bourdieu 
arbeitet Koch heraus, dass die von Marx 
für die Produktionssphäre analysierte Na- 
turalisierung des Wachstumszwangs ihre 
Fortsetzung in der Sphäre des Konsums 
findet. Durch den Konsum werden nicht 
nur soziale Hierarchien reproduziert und 
normalisiert. Als Medium der Distinktion 
fungiert der Konsum auch als Wachs- 
tumstreiber und schädigt die natürliche 
Umwelt. 

Inzwischen wird in Europa von vielen 
Seiten eine Integration in Richtung einer 
„echten Wirtschafts- und Währungs- 
union“ gefordert, von Teilen der Linken 
wird das auch begrüßt. Dass diese aber 
mehr als unwahrscheinlich ist, zeigen Felix 
Syrovatka und Etienne Schneider in ihrem 
Beitrag. Die europäische Wirtschaftsinte- 
gration ist aufgrund vertiefter und gewach- 
sener Asymmetrien - vor allem zwischen 
Frankreich und Deutschland - blockiert. 
Nach mehr als sieben Jahren Sparpolitik 
und neoliberalen Strukturreformen sind 
die fundamentalen Ungleichgewichte, die 
zur Krise in der Eurozone geführt haben, 
nicht nur ungelöst, sondern haben sich 
verschärft. Die deutsche Volkswirtschaft 
richtet sich zudem verstärkt nach Osteu- 
ropa und den Emerging Markets aus und 
macht sich von der EU unabhängiger - der 
ökonomische Druck, Kompromisse einge- 
hen zu müssen, hat sich verringert. 


Kristina Dietz, Bettina Engels, Anne 
Hennings, Louisa Prause, Ingo Stützle 
und Markus Wissen (für die Redaktion) 


Editorial 


Noch ein Wort „in eigener Sache“: PRO- 
KLA-Redakteur Etienne Schneider wird 
am 9. Dezember für sein Buch Raus aus 
dem Euro - rein in die Abhängigkeit? (VSA 
Verlag) den Jörg-Huffschmid-Preis 2017 
erhalten. An dieser Stelle: Herzlichen 
Glückwunsch! 


Als Gastredakteurinnen haben Louisa 
Prause, Anne Hennings, Bettina Engels 
und Kristina Dietz am Schwerpunkt 
dieses Heftes mitgewirkt. Die PROKLA- 
Redaktion dankt ihnen ganz herzlich für 
ihre Ideen und ihr Engagement. 
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PROKLA 191: Zur (neuen) Wohnungsfrage 


Nachdem die Große Koalition im November 2013 mit viel rhetorischem Tam- 
tam die Mietpreisbremse verkündete, befürchtete der Verband der Haus- und 
Grundbesitzer das Schlimmste. Doch während die Investitionen in Wohn- 
bauprojekte keineswegs zurückgingen und der Bau von (hochpreisigen) Eigen- 
tumswohnungen neue Höhenflüge erlebte, stiegen die Immobilienpreise und 
Mieten weiter - unter anderem deshalb, weil Neubauten ohne Regulierung 
nicht zu leistbaren Mieten führen. Dieser erfolglose Versuch einer punktuellen 
und halbherzigen Reform zeigt beispielhaft zum einen, dass die bereits von 
Friedrich Engels gegen Ende des 19. Jahrhunderts diskutierte „Wohnungs- 
frage“ wieder ein Thema der Politik geworden ist; zum anderen, dass diese 
grundlegende Probleme berührt, die nicht durch eine partielle Preisregulie- 
rung zu lösen sind. Mittlerweile treten die Widersprüche eines neoliberalen 
Regimes der Wohnraumversorgung deutlich hervor und dank zunehmender 
sozialer Proteste ist ein partielles Umdenken zu diagnostizieren. Vor diesem 
Hintergrund diskutiert die PROKLA anhand empirischer Beiträge sowie 
theoretischer Reflexion die politökonomische Gründe für die Wiederkehr 
der Wohnungsfrage im Kontext von Finanzialisierung, Neoliberalisierung 
und einer globalen Überakkumulation von Kapital befassen. 


PROKLA 190: Autoritärer Populismus 


Nicht nur in vielen europäischen Ländern existieren starke autoritär-popu- 
listische Parteien, die eine nationalistische Zielsetzung vertreten, mit ihrer 
Alarmismus-Rhetorik vielfach für teils protektionistische, teils neoliberale 
Politiken eintreten und einen Kulturkampf betreiben, in dessen Zentrum die 
Kritik an der sogenannten Genderideologie und der politischen Korrektheit 
steht. Einerseits sind diese Parteien durchaus für einen starken Nationalstaat, 
andererseits verfolgen sie in bestimmten Bereichen das neoliberale Ziel des 
Abbaus des Staates. Nach über einem Jahr der Erfahrungen mit der Präsident- 
schaft von Donald Trump und seinen rechten Beratern stellt sich die Frage nach 
den konkreten Entwicklungen in den USA und den Regierungspraktiken der 
neuen Administration. Das Heft wird sich mit den autoritär-populistischen 
Parteien, ihren politischen Zielen, den Wahlen und den politischen Kon- 
stellationen in den entsprechenden Ländern befassen. Es widmet sich den 
politischen Zielen der autoritär-populistischen Parteien, den Wahlen und den 
politischen Konstellationen. Dies schließt die programmatischen Diskussio- 
nen, das Wahlverhalten und die Unterstützung durch verschiedene Teile der 
Bevölkerung mit ein. 


Oliver Pye 


Für einen labour turn in der Umweltbewegung 


Umkämpfte Naturverhältnisse und Strategien 
sozial-ökologischer Transformation 


Einleitung 


Kämpfe um die Inwertsetzung von Natur sind nicht neu. Der Kapitalismus als 
Globalsystem kann, Jason Moore (2015) folgend, als ständige Transformation des 
gesellschaftlichen Stoffwechsels mit der „Natur“ begriffen werden. Der krisen- 
hafte, aber dynamische Drang zur Akkumulation führt dazu, dass immer neue 
Naturstoffe in Ressourcen verwandelt und angeeignet werden. So sind Konflik- 
te ständige Begleiterscheinungen von neuen Einhegungen, Aneignungen und 
Akkumulationsregimen. 

Dieser Beitragversucht zunächst, Ansätze von David Harvey („Akkumulation 
durch Aneignung“), Jason Moore („world-ecology“) und Christoph Görg und 
Ulrich Brand („gesellschaftliche Naturverhältnisse“) aufeinander zu beziehen, um 
das Neue an der gegenwärtigen Regulation der globalisierten Naturverhältnisse 
zu skizzieren. Von Veränderungen am Kapuas Fluss in West-Kalimantan ausge- 
hend, zeige ich, wie Landnahmeprozesse wie etwa die territoriale Ausdehnung 
der Palmölindustrie in globale Produktionsnetzwerke und einem corporate food 
regime (McMichael 2009) eingebettet sind. Anschließend charakterisiere ich 
die Kämpfe um die neuen Naturverhältnisse. Dabei werde ich Kämpfe gegen die 
„Akkumulation durch Enteignung“ (Harvey 2003), etwa Kämpfe für kleinbäuer- 
liche Landwirtschaft und Kämpfe gegen eine „Akkumulation durch Ausbeutung“ 
bzw. um die Bedingungen der Inklusion in neue Verwertungszusammenhänge 
(Arbeitskämpfe) gegenüberstellen. 

Im dritten Teil beschäftige ich mich mit den Bewegungen, die über die Ver- 
allgemeinerung und Vernetzung von Kämpfen auf unterschiedliche Weise auf 
eine Transformation der gegenwärtigen Naturverhältnisse abzielen (Ernährungs- 
souveränität, degrowth, buen vivir usw.). Der Beitrag diskutiert, inwieweit diese 
Bewegungen auf die Veränderungen in der Regulation der Naturverhältnisse 
adäquat reagieren. Ich argumentiere, dass die zurzeit entwickelten Strategien 
sozial-ökologischer Transformation vor allem die Verteidigungskämpfe gegen 
Einhegungen im globalen Süden (Ernährungssouveränität, indigene Landrechte) 
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mit konsumkritischen Perspektiven im globalen Norden (degrowth, „imperiale 
Lebensweise“) verknüpfen, ohne diese aber systematisch auf die sozialen Kämpfe 
innerhalb der Produktion zu beziehen. 

Anders ausgedrückt finden die sozialen Kämpfe der prekarisierten Arbeite- 
Innen innerhalb der globalisierten Produktion keinen Eingangin die Strategien 
sozial-ökologischer Transformation. So bleiben auch internationale Netzwerke 
der Zivilgesellschaft an den Anfangs- und Endpunkten von globalen Produkti- 
onsketten der Naturverwertungstehen (Landkonflikte und Konsum von Palmöl, 
indigene Kämpfe gegen Bergbau und Handys), ohne sie transnational und radikal 
zu durchdringen. Dies erklärt die gegenwärtige Schwäche der Bewegungen für 
Umwelt- und Klimagerechtigkeit, eröffnet aber auch neue strategische Perspek- 
tiven. Wenn es keine sozial-ökologische Transformation mit Entfremdunggeben 
kann, dann wird das dialektische Verhältnis zwischen kollektiven (Verteilungs-) 
Kämpfen und der Überwindungder Entfremdungzum entscheidenden Moment 
hin zu demokratischen gesellschaftlichen Naturverhältnissen. 


Globalisierte Naturverhältnisse 


Am Kapuas, dem längsten Fluss Indonesiens, wird Natur derzeit neu in Wert 
gesetzt. Der Fluss war für tausende von Jahren mit einer komplexen Landschaft 
aus Sumpfwäldern, Altarmen, Flutwäldern und saisonalen Seen Lebensraum 
für viele Fisch- und andere Tierarten. Die BewohnerInnen West-Kalimantans 
nutzten diese Biodiversität und den Fischreichtum für Jahrhunderte als Subsis- 
tenzgrundlage - und den Fluss als Handelsroute, um Waldprodukte, später dann 
Kautschuk, auf einem globalen Markt zu verkaufen. Diese sozial-ökologische 
Landschaft aus kleinbäuerlicher Landwirtschaft, agro-forstlichen Systemen, Wäl- 
dern und Fließgewässer entlang des Kapuas wird es so in naher Zukunft nicht 
mehr geben. Die gesamte Fläche der Provinz West-Kalimantan ist für Bergbau, 
monokulturelle Plantagenwirtschaft und Kohlenstoffspeicherung vorgesehen. 
Geplante REDD-Projekte für den Emissionshandel mit Kohlenstoff und Zell- 
stoffplantagen umfassen über sechs Millionen Hektar, Holzkonzessionen knapp 
drei Millionen Hektar, Bergbaukonzessionen (z.B. für die Bauxitförderung) und 
Palmölmonokulturen jeweils fünf Millionen Hektar. In der Summe umfassen 
diese Vorhaben mit über 19 Millionen Hektar (mit Überlagerungen) mehr als 
die Gesamtfläche der Provinz (Radjawali u.a. 2017). 

Es ist unschwer zu erkennen, dass in West-Kalimantan, wie in vielen anderen 
Gebieten Südostasiens (etwa Mindanao, West-Papua, Sarawak, Laos, Myanmar), 
ein Prozess der Landnahme, d.h. die „Einverleibung von nichtkapitalisierter Ar- 
beitskraft und Erde“ (Dörre 2013: 114) stattfindet. Heute wird dieser Prozess als 
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Fortsetzung der „ursprünglichen Akkumulation“ (Marx 1890. MEW 23: 741ff.) 
analysiert, oder, wie es David Harvey ausdrückt, als „Akkumulation durch Enteig- 
nung“ (Harvey 2003: 144). Harvey (1981) argumentiert, dass die geografische Ex- 
pansionsdynamik des Kapitals als „räumliche Lösung“ (spatialfix) für die Problema- 
tik der Überakkumulation fungiert. Unternehmen erhöhen ihre Profitrate dadurch, 
dass sie immer neue Naturressourcen in Wert setzen und frisch „proletarisierte“ 
Arbeitskräfte ausbeuten (Harvey 1981: 8). Vermeintlich „nicht-kapitalistische“ 
Territorien werden vor diesem Hintergrund als neue Absatzmärkte, aber vor allem 
deshalb erobert, um Kapital Zugang zu „billigen Arbeitskräften, Rohstoffen und 
Land“ (ebd.: 139) zu ermöglichen. Diese „räumliche Lösung“ hat weitreichende 
Konsequenzen für die gesellschaftlichen Naturverhältnisse - nicht nur, weil die 
kapitalistische Ausbeutung von Naturressourcen ständig territorial expandiert (und 
somit auch ein räumlich ungleiches Nord-Süd-Verhältnis begründet), sondern 
auch, weil immer neue Naturstoffe (seltene Erden, genetische Informationen, 
Magnanknollen, gespeicherter Kohlenstoff usw.) kommodifiziert werden. 

Auch für Jason Moore (2015: 17) ist der Zugang zu den „four cheaps“, d.h. 
billige Arbeitskraft, Nahrung, Energie und Ressourcen entscheidend für die 
Stabilität des Kapitalismus (vgl. Moore in PROKLA 185). Dem Ansatz des 
Weltsystems folgend, so Moore, war die Aneignung von Natur schon für die 
Entstehung des Kapitalismus im „langen 16. Jahrhundert“ (1450-1640) kons- 
titutiv und seitdem immer als Teil des Verhältnisses zwischen Peripherie und 
Zentrum zu verstehen (world-ecology). In seinem Buch Capitalism and the Web of 
Life (2015) zeichnet Moore nach, wie die Inwertsetzung der „unbezahlten Arbeit“ 
von „Natur, Kolonien und Frauen“ sich durch „ökologische Entwicklungskrisen“ 
(ebd.: 125) fortentwickelte. Diese nicht bezahlten Wertzuflüsse machten die 
Produktivitätszuwächse der Lohnarbeit in den stabilen Phasen kapitalistischer 
Entwicklung erst möglich - die „Dialektik aus Plünderung und Produktivität“ 
(Moore 2011: 43). Moore geht von einer historischen Ko-Produktion von Natur 
und Gesellschaft aus sowie davon, dass menschliches Handeln immer „gebündelt“ 
mit dem Rest der Natur stattfindet (2015: 29, 37). Kapitalismus ist daher nicht 
der Natur äußerlich, sondern selbst ein „ökologisches Regime“ und „Wall Street 
eine Weise, die Natur zu organisieren“ (Moore 2011). 

In der deutschsprachigen Debatte ist dieser Gedankengang am chesten beim 
Ansatz der gesellschaftlichen Naturverhältnisse zu finden, die Görg als „Gesamt- 
heit der Praktiken, der institutionellen und organisatorischen Formen, in denen 
Gesellschaften ihre Verhältnisse zur Natur regulieren und transformieren“ definiert 
(Görg 2004: 201). Görg greift auf die Frankfurter Schule zurück, die die „Nichti- 
dentität“ von Natur (und Gesellschaft) betonte und kritisiert, dass der „Eigensinn“ 
der Natur ignoriert werde als fortsetzende Naturbeherrschung (Görg 2003: 42). 
Ulrich Brand und Christoph Görg verwenden für die Analyse gesellschaftlicher 
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Naturverhältnisse regulationstheoretische Annahmen, bei denen relativ stabile Ak- 
kumulationsregime mit bestimmten „Regulationsweisen“ artikuliert werden (2003: 
22). „Postfordistische“ Naturverhältnisse gründen sich demnach auf ein primär 
neoliberal geprägtes Akkumulationsregime, das durch eine Internationalisierung 
des Kapitals, globale Wertschöpfungsketten und neue Technologien im Bereich 
Transport, Information und Kommunikation geprägt ist. Damit verknüpft ist eine 
neue Regulationsweise, die an einem neoliberalen Wettbewerbsmodell orientiert 
istund eine „weitgehende Deregulierung der Kapital- und Finanzmärkte, verbun- 
den mit einer umfassenden Privatisierung von öffentlichen Unternehmen, Ver- 
sorgungseinrichtungen und sozialen Sicherungssystemen“ (ebd.: 23) vorantreibt. 
Die neue Regulationsweise strukturiert beispielsweise den Zugang zu genetischen 
Ressourcen über neue Abkommen wie die Konvention über biologische Vielfalt 
(CBD) und den Vertragüber geistiges Eigentum (TRIPS). Die Inwertsetzung von 
genetischen Ressourcen und die postfordistischen Naturverhältnisse insgesamt 
konzipieren Brand und Görg (2003: 219), ähnlich wie Harvey, als „die Nutzung 
nichtkapitalistischer Formen, die im Dienste der Inwertsetzung transformiert und 
kapitalistischen Gesellschaftsformen subsumiert werden“. 

Diese Ansätze sind grundlegend für eine Analyse globalisierter Naturver- 
hältnisse. Zusammen ergeben sie einen Analyserahmen, der die Aneignung und 
Verwertung von Natur als dynamisches Weltsystem begreift, bei dem ökologische 
Entwicklungskrisen (Moore 2015) neue Phasen stabilerer Akkumulationsregime 
hervorbringen, die durch neue Regulationsweisen (Görg/Brand 2003) gekenn- 
zeichnet sind. All dies lässt sich am Kapuas beobachten. Billige Natur (cheap 
nature) wird in Form von Ressourcen (Bauxit, Holz), Nahrung (Palmöl) und 
Energie (Agrodiesel, Kohle) angeeignet und global verwertet. Frisch proletarisier- 
te Bäuerinnen, Bauern und MigrantInnen aus anderen Teilen Indonesiens dienen 
als billige Arbeitskräfte. Eine duale Lebensweise der Kleinbäuerinnen und -bau- 
ern, die aufeiner Kombination von Subsistenz und Markt beruhte (Dove 2011), 
wird durch ein auf Kapital und Lohn reduziertes Verhältnis ersetzt. Verarmte 
und proletarisierte Bauern suchen ihr Glück, in dem sie im Fluss und entlang des 
Ufers nach Gold graben. Das Resultat ist die Beschleunigung der Doppelkrise 
aus Klimawandel (Torfentwässerung und Waldbrände) und Artenverlust (Um- 
wandlung der Wälder und kleinbäuerlicher Landwirtschaft in Monokulturen). 

Die Veränderungen in West-Kalimantan sind auf verschiedenen Raummaß- 
stabsebenen mit globalen Prozessen verknüpft, im Falle der Palmölexpansion in 
die globalisierte Nahrungsmittelindustrie integriert. Dieser grundlegendste der 
gesellschaftlichen Stoffwechsel mit der Natur lässt sich in drei (der Ideeder Akku- 
mulationsregime analogen) relativ stabile „Nahrungsregime“ (food’regimes) unter- 
teilen: in das „koloniale Nahrungsregime“, das „Entwicklungsnahrungsregime“ 


(1950er-1970er Jahre) und das heutige corporate food regime (McMichael 2009). 
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„Billige Nahrungsmittel“ folgen dabei keineswegs dem Schema „Produktion 
im Süden für Konsumption im Norden“. Sie hängen vielmehr mit der Arbeits- 
produktivität in der Landwirtschaft zusammen und haben zudem geopolitische 
Dimensionen. Im kolonialen Nahrungsregime diente vor allem Getreide aus 
den Siedlerstaaten (USA, Kanada und Australien) dazu, das Proletariat in den 
industrialisierten Zentren zu ernähren (ebd.: 141). Im zweiten food regime (eine 
Grundlage des fordistischen Akkumulationsregimes) war es die industrialisierte, 
kapital- und inputintensive und subventionierte Landwirtschaft Europas und der 
USA, die billige Überschüsse produzierte. Diese dienten dem Kalten Krieg, aber 
auch dazu, die Arbeitskosten im globalen Süden zu reduzieren. 

Konstitutiv für das gegenwärtige corporate food regime (ebd.: 148), aber auch 
maßgeblich für globalisierte Naturverhältnisse insgesamt, ist die Herausbildung 
globaler Produktionsnetzwerke (Coe u.a. 2008; Dicken 2011). Aus der Kombi- 
nation von kapitalintensiver, subventionierter Landwirtschaft im Norden und 
einer agro-industriellen „grünen“ Revolution im Süden, entstanden in den letzten 
Jahren Unternehmensnetzwerke, die nicht mehr eine bestimmte, nationale Land- 
wirtschaft als Referenzpunkt haben, sondern räumlich globale Marketing- und 
Beschaffungsstrategien verfolgen. Weil Nahrungsmittel wie Mais, Soja, Palmöl 
oder Weizen zu flex crops (Borras u.a. 2014) mutieren und so als Grundstoff 
für die Energiewirtschaft, für die Chemieindustrie und für die Kosmetikin- 
dustrie dient, und weil die großflächige Monokulturproduktion auf Inputs wie 
gentechnisch veränderte Pflanzen, Pestiziden und Kunstdünger angewiesen ist, 
findet eine Fusion aus Agrarproduktion, Weiterverarbeitung, Chemie, Energie 
und Gentechnik statt. Ein Beispiel hierfür ist die Übernahme von Monsanto 
durch Bayer im Jahr 2017. Hinzu kommt die „Finanzialisierung des globalen 
Lebensmittelsystems“ (Clapp 2014: 2). Ob bei der Finanzierung von land grabs, 
Finanzgeschäften mit Rohstofffonds oder Spekulationen mit Terminkontrakten 
auf Palmöl und Beimischungszertifikate: Hedge Fonds, Staats- und Pensions- 
fonds, Versicherungsunternehmen und Banken spielen eine immer wichtigere 
Rolle (Dietz u.a. 2016). Andere große Player im corporate food regime sind Su- 
permarktketten, die nicht nur den Vertrieb kontrollieren, sondern mittlerweile 
auch direkt produzieren lassen. Das britische Unternehmen Hazelwood Foods, 
das Supermarktketten mit „own brand“- Fertigprodukten beliefert, hatte 2002 
einen Umsatz von zwei Milliarden Euro und beschäftigte 7.000 ArbeiterInnen 
in 20 Fabriken in ganz Europa (Burch/ Lawrence 2005: 8). 

Wie Juan Infante Amate und Manuel Gonzälez de Molina (2013) argumen- 
tieren, ist bei einer ökologischen Betrachtung der Landwirtschaft der gesamte 
Prozess agro-industrieller Produktion und Distribution zu berücksichtigen. Die 
Zone der territorialen Expansion (und Regenwaldumwandlung), die meist im 
Mittelpunkt der Analysen steht, ist verknüpft mit ausgedehnten sozial-ökologi- 
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schen Landschaften von Plantagen und Mühlen, die den Lebens- und Arbeitsort 
vieler Millionen von ArbeiterInnen bilden. Diese wiederum sind über ein Trans- 
portsystem von Straßen und Lastwagen mit Raflinerien und Häfen verknüpft, 
die mittels Tanker mit anderen Häfen und mit, etwain Deutschland, ansässigen 
Weiterverarbeitungs- und Fertigungsfabriken der Nahrungsmittelproduktion 
von Nestle und Unilever, Stätten der Massentierhaltung in Niedersachsen, Che- 
miewerken von Bayer, Tausenden von Tankstellen und Agrodieselzapfstellen, Eis- 
dielen und schließlich allen Supermarktfilialen des Landes verbunden sind. Jeder 
Knoten im globalen Produktionsnetzwerk ist selbst ökologisch eingebettet (Coe 
u.a. 2008: 278) und repräsentiert ein Schritt im (entfremdeten) Stoffwechsel mit 
Naturstoffen. Solche globalen Produktionsnetzwerke sind aber auch „Netzwerke 
verkörperter Arbeit“ (Cumbers u.a. 2008: 372), und die Knoten sind Alltagsorte 
der entfremdeten Arbeit von Kassiererinnen, Tankstellenwarten, Plantagenar- 
beiterinnen, Matrosen, Fabrikarbeiterinnen usw. 

Bei Moore aber auch bei Brand, Görg und Wissen spielt die Lohnarbeit und 
speziell die ArbeiterInnenbewegung eine untergeordnete Rolle. Arbeit ist aber 
für das Verständnis kapitalistischer Naturverhältnisse zentral. Hier ist es hilfreich, 
die Arbeiten von John Bellamy Forster (Foster 2000; Foster u.a. 2010) und Paul 
Burkett (1999) hinzuzuziehen. Im Gegensatz zu Moore berufen sie sich auf die ori- 
ginäre Werttheorie bei Marx und dessen Unterscheidungzwischen Gebrauchswert 
und Tauschwert (Burkett 1999: 206). Statt einer einseitigen Beschränkung auf die 
„Akkumulation durch Enteignung“ betonen sie die intrinsisch naturzerstörerische 
Logik des Kapitals im „normalen“ Akkumulationsprozess. Dies liegt erstens darin 
begründet, dass Natur (neben Arbeit) zwar eine Quelle von Gebrauchswerten 
(„des stofflichen Reichtums“, Marx 1890, MEW 23: 58) ist, aber nicht in die 
Wertbildung eingeht. Somit wird die Natur aus kapitalistischer Sicht „wertlos“ und 
damit der Beitrag der Natur zur Erzeugung von Gebrauchswerten systematisch 
entwertet (Burkett 1999: 73). Zweitens besteht (auch ohne Landnahme) ein 
grundlegender Widerspruch zwischen dem unendlichen Drangzur Akkumulation 
im Kapitalismus (G-W-G’) und den natürlichen Grenzen der Erde. 

Darüber hinaus führt die Entfremdung im Arbeitsprozess zu einer „Selbst- 
entfremdung des Menschen von sich und der Natur“ (Marx 1844, MEW 40: 
519). Nicht nur das Produkt der Arbeit der LohnarbeiterIn ist ihr entäußert (das 
Kapital eignet es an), sondern auch ihre Arbeit selbst, ihre „Lebenstätigkeit“ (ebd.: 
517). Inanderen Worten, das, was uns zu Menschen macht, unser „Gattungscha- 
rakter“ (ebd.: 517), wird uns entfremdet und damit auch das praktische Verhältnis 
(gesellschaftlicher Stoffwechsel) mit der Natur. Aus diesen drei Widersprüchen 
entwickeln Foster u.a. (2010) den Begriff des ecological rift, eines Bruchs im ge- 
sellschaftlichen Stoffwechsel mit der Natur. Was Marx zunächst als Erklärung 
der Erschöpfung der Böden in der kapitalistischen Landwirtschaft entwickelte, 
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erweitern die AutorInnen mit Blick auf die planetarischen Grenzen (Klimawan- 
del, Artensterben, Stickstoffkreislauf, Versauerung der Meere usw.) undeerklären 
die großen ökologischen Krisen unserer Zeit aus der Akkumulationsdynamik 
der kapitalistischen Produktionsweise. 


Umkämpfte Naturverhältnisse 


Wenn wir Naturverhältnisse nicht nur als die Aneignung noch nicht verwerteter 
Natur, nicht nurals Aneignung von Ressourcen und Wissen „nicht-kapitalistischer 
Gesellschaften“ verstehen, sondern als sozial-materielles Verhältnis, das jeden 
Schritt im gesellschaftlichen Stoffwechsel mit der Natur kennzeichnet, dann hat 
dies auch Konsequenzen für unser Verständnis von Kämpfen. Wenn wir davon 
ausgehen, dass Naturverhältnisse nicht nur an der territorialen Grenze, d.h. in der 
Mine oder an der Waldgrenze produziert werden, sondern entlang der gesamten 
Produktionskette, dann sind Kämpfe entlang dieser Kette miteinander verknüpft 
und für einen Wandelbestehender Naturverhältnisse relevant: Die Kämpfe gegen 
die Akkumulation durch Enteignung müssen zu Kämpfen gegen Akkumulation 
durch Ausbeutung in Beziehung gesetzt werden. Auch Harvey fordert dies ein. 
Weil „beide Formen des Kampfes in der historischen Geographie des Kapitalismus 
organisch verknüpft sind“ (2003: 181), müsse die globalisierungskritische Bewe- 
gung, die v.a. aus Kämpfen gegen Akkumulation durch Enteignung hervorgeht, 
die „dialektische Beziehungzu den Kämpfen im Feld der erweiterten Reproduk- 
tion“ anerkennen. Diese Verbindungen werden in den aktuellen Diskussionen um 
Kämpfe um Land oder Bergbau nur in seltenen Fällen vollzogen. 
Akkumulation durch Enteignung wird von einer Vielzahl von Kämpfen be- 
gleitet, die an der Grenze der territorialen Expansion, an der physisch-materiellen 
Landnahme selbst verortet sind: Kleinbäuerinnen und -bauern wehren sich gegen 
land grabbing oder eine agro-industrielle Umstrukturierung der Landwirtschaft, 
Indigene verteidigen kommunales Eigentum gegen die Privatisierung von Land und 
Wissen, KleinfischerInnen versuchen, Großstaudämme und die Zerstörung ihrer 
auf Flussökosysteme angewiesenen Lebensweise zu verhindern. Auch am Kapuas 
finden solche Kämpfe statt. Gegen die immer weiter expandierende Palmölindustrie 
setzen sich Kleinbäuerinnen und -bauern und indigene Gruppen in Netzwerken 
wie AMAN (Aliansi Masyarakat Adat Nusantara - Allianz Indigener Völker des 
Archipels) oder FAMKI (Front Aliansi Masyarakat Korban Investasi - Vereinigung 
der Opfer von Investitionen) zur Wehr. Sie lehnen Palmölprojekte in ihrem Dorf 
ab, schreiben Petitionen, demonstrieren oder besetzen Straßen und Büros. Indigene 
versuchen, ihr Territorium mit Drohnen zu kartieren, um ihre Rechte auf Wald- 
gebieten oder Überschreitungen durch Bergbauunternehmen zu dokumentieren 
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(Radjawali u.a. 2017). Eine „Zivilgesellschaftliche Allianz für eine gerechte und 
nachhaltige Raumplanung“ (Koalisi Masyarakat Sipil untuk Tata Ruangyang Adil 
dan Berkelanjutan) hat erfolgreich in die Landnutzungsplanung der Provinz inter- 
veniert, um mehr Mitsprache seitens der betroffenen Dörfer zu erwirken (ebd.). 

Diese Aneignungen können zwar nicht wirklich als Eroberung „nicht-kapi- 
talistischer“ Räume bezeichnet werden - dafür waren die Kleinbäuerinnen und 
-bauern und Indigenen um den Kapuas zu lange schon in globalen Märkten 
integriert. Doch die Kämpfe sind durchaus eine Verteidigung einer gewissen 
kleinbäuerlichen Autonomie, einer Lebensweise, die aufeiner dualen Ökonomie 
aus Subsistenz und Marktproduktion basiert, gegenüber der Durchkapitalisierung 
durch agroindustrielle und extraktivistische Unternehmen. 

Solche Kämpfe gibt es nicht nur am Kapuas, sondern sie haben Asiens beschleu- 
nigte Modernisierung und Landnahme insgesamt begleitet: Die großen Anti- 
Staudammbewegungen in Narmada (Indien), gegen den Dreischluchtendamm in 
China oder am Pak Mun in Thailand; die Kämpfe der Penan (Malaysia) und der 
Chipkobewegung (Indien) gegen Abholzung; die Proteste von KleinfischerInnen 
gegen Trawler in der Straße von Malakka; die zivile Ungehorsamkeitsbewegungvon 
thailändischen Kleinbauern gegen Vertreibungen durch das industrielle Zellstoff- 
plantagenprojekt Khor Jor Kor (Pye 2005) und das Forum der Armen in Thailand, 
das verschiedene Kämpfe gegen die Akkumulation durch Enteignung vereinte (Mis- 
singham 2003); die Allianz zwischen indigenen und kirchlichen Gruppen gegen 
Bergbau in den Philippinen, der Kampf der Samin gegen Heidelberg Cement auf 
Java; die Landbesetzungen von La Via Campesina - die Liste ließe sich fortführen. 

Diese Kämpfe sind integrales Moment konfliktreicher Landnahme: Hier weh- 
ren sich Menschen gegen Einhegungen, die Teil der kapitalistischen Modernisie- 
rung Asiens sind. Komplizierter wird es bei den Kämpfen, bei denen es um die 
Bedingungen der Inklusion in diese neue Verwertungszusammenhänge geht. Im 
Palmölbereich sind diese verbreiteter als die prinzipielle Ablehnung einer neuen 
Plantage. Weil Unternehmen die Zustimmungder lokalen LandeigentümerInnen 
(auch der traditionellen) einholen müssen, entstehen viele Konflikte um die ge- 
nauen Konditionen dieser Inklusion: Wie viel Land geben die lokalen Bäuerinnen 
und Bauern ab, wie viel Palmölfläche erhalten sie im Gegenzug; wie hoch sind die 
Schulden, die sie für die Anlage der Palmölparzelle abbezahlen müssen; welchen 
Anteilbekommen sie von den Einnahmen der Plantage und so weiter. Oft klaffen 
Versprechungen und reale Praxis auseinander. Dann kommt eszu Sabotageakten, 
Diebstahlan Palmölfrüchten und Protestaktionen. In Ketapang, West-Kalimantan 
ist etwa im Zuge der Finanzkrise 2008 eine Palmölfirma bankrottgegangen. Die 
Palmölmühle stand still. Die KleinproduzentlInnen organisierten Protestmär- 
sche und gingen vor Gericht, weil sie ihre Früchte nicht verkaufen konnten, und 
ihren Landparzellen deshalb zu verlieren drohten (Interviews mit Kleinprodu- 
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zentInnen, partizipative Beobachtung, 2008). Ein Kampf gegen Akkumulation 
durch Enteignung war das nicht. Und wie sollen wir die Zehntausende von Gold- 
schürferInnen einordnen, die entlang der Kapuas einen immensen ökologischen 
Schaden anrichten? Auch ihr Kampf - z.B. um Entkriminalisierung - gehört zu 
den gesellschaftlichen Naturverhältnissen, auch wenn er keine Verteidigung einer 
prä-kapitalistischen oder umweltschonenden Lebensweise repräsentiert. 

Wenn wir aus einer Perspektive globalisierter Naturverhältnisse nicht nur die 
Ränder, sondern die gesamte Kette der Palmölindustrie betrachten, von der Planta- 
ge bis zur Supermarktfiliale, dann bekommen die Kämpfe der ArbeiterInnen einen 
anderen Stellenwert in der Betrachtung von umkämpften Naturverhältnissen. An 
anderer Stelle habe ich nachgezeichnet, wie die Alltagspraxis der indonesischen 
MigrantInnen einen umkämpften, sozial-ökologischen Raum zwischen Indone- 
sien und Malaysia produziert (Pye 2013). Sie nutzen ihre sozialen Netzwerke, 
um ein repressiv reguliertes Arbeitsregime zu umgehen und herauszufordern. So 
ignorieren sie Einwanderungsbestimmungen, um Grenzen zu überqueren oderum 
Familien nachzuführen. Sie setzen höhere Löhne durch, indem sie trotz Verbot 
ihren Arbeitsplatz wechseln. Sie führen wilde Streiks durch und bringen so die 
Palmölproduktion zum Stillstand. Dabei geht es immer um Löhne und um die 
soziale Reproduktion - die Frage nach Familienzusammenführung, Erziehung 
der Kinder, Pflege der Alten und Kranken spielt eine entscheidende Rolle in den 
Lebensentwürfen der MigrantInnen (Pye u.a. 2012). Es geht aber immer auch, an 
jeder Stelle im Produktionsprozess, um die Entfremdung zur Arbeit und zur Natur. 

In Asien stellen die Kämpfe der ArbeiterInnen vom Ausmaß her alle Kämpfe 
gegen Aneignungen in den Schatten. Ein Beispiel ist die über sechs Jahre fast 
durchgehende Welle von Streiks in den Jahren 2006 bis 2011 in Vietnam. Die 
Zahl der Streiks stieg 2006 von 150 auf 400, um 2011 fast 900 zu erreichen. Die 
Arbeitskämpfe fanden vor allem in ausländischen Unternehmen der globalen 
Produktionsnetzwerke (Schuh- und, Textilproduktion) statt und drehten sich 
vornehmlich um die Erhöhung von Löhnen. Die Verdopplung des Mindestlohns 
in Vietnam in diesem Zeitraum geht auf diese Streikbewegungzurück (Siu/Chan 
2015). Die mehrheitlich weiblichen TextilarbeiterInnen in Kambodscha haben 
ähnlich erfolgreich 2014 mit einer Streikbewegung, die Phnom Penh lahmlegte, 
den Mindestlohn auf 100 US-Dollar fast verdoppelt. In China wuchs die Anzahl 
von Arbeitskonflikten von 40.000 im Jahr 2000 aufüber 400.000 in 2010, als es 
zu einer Eskalation von Kämpfen im Automobilsektor kam (Butollo/ten Brink 
2012: 422). Auch hier ging es um eine Kombination aus Lohnforderungen und 
die Einforderung von bestehenden ArbeiterInnenrechten und auch hier konnten 
ArbeiterInnen Lohnzuwächse von 30 Prozent durchsetzen (ebd.: 428). 

Nicht nur das Ausmaß der neuen Arbeiterbewegungen, sondern auch ihre 
Militanz ist bedeutsam. Es ist erstaunlich, dass in autoritären Regimen wie China, 
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Kambodscha und Vietnam über Wochen oder Monate ArbeiterInnen aus ver- 
schiedenen Fabriken wild streiken. Die Streiks in China zeichnen sich dadurch 
aus, dass sich ArbeiterInnen massenhaft und aktiv daran beteiligen und die Wahl 
von Streikkomitees an den ofliziellen („gelben“ oder parteitreuen) Gewerkschaf- 
ten vorbei geht (Butollo/ten Brink 2012: 432). Apo Leong (2017: 43) spricht von 
einer neuen Normalität, in der eine neue Generation von ArbeiterführerInnen 
und organisers heranwächst. Benny Juliawan (2011: 361) berichtet von der militan- 
ten Praxis des „Fegens” in Indonesien, ähnlich jener der fliegenden Streikposten, 
wo demonstrierende ArbeiterInnen in andere Fabriken (die zunächst nichts 
mit dem Streik zu tun haben) hineingehen und die Fabrikleitung zwingen, ihre 
ArbeiterInnen am Protestzug teilnehmen zu lassen. Die Streikenden konnten so 
hunderte von Fabriken in ihren Kampf hineinziehen. Diese militanten Aktionen 
weiteten sich zwischen 2011 und 2013 zu einer Bewegung gegen ein Gesetz zur 
Legalisierung von temporären Beschäftigungsverhältnissen aus, an der sich über 
sechs Millionen ArbeiterInnen in zwei Generalstreiks beteiligten. Auch hier prak- 
tizierten Streikende das „Fegen” anderer Fabriken; hinzu kamen Blockaden von 
Mautstraßen und die Besetzung ganzer Industriegebiete (Mufakhir 2017: 262). 

Ein Merkmal der neuen ArbeiterInnenbewegung in Asien ist ihre zunch- 
mende Ausweitung über direkte Arbeitskämpfe hinaus. 2016 nahmen bis zu 
180 Millionen ArbeiterInnen an dem „wahrscheinlich größten Generalstreik 
der Weltgeschichte“ (Chattopadhyay/Marik 2016: 1) in Indien teil. Sie pro- 
testierten gegen die Privatisierungspolitik der Regierung Modis, gegen prekäre 
Beschäftigung und für höhere Löhne, eine allgemeine Gesundheitsversorgung 
und soziale Sicherung für alle. 


Strategien sozial-ökologischer Transformation 


Aus der Verallgemeinerungvon Kämpfen um Naturverhältnisse entstehen Stra- 
tegien sozial-ökologischer Transformation. Der im deutschsprachigen Raum 
zurzeit einflussreichste Versuch, diese Ansätze zusammenzudenken und für 
eine umfassende Perspektive eines „radikalen Reformismus“ zu werben, ist das 
Buch Die Imperiale Lebensweise von Ulrich Brand und Markus Wissen. Für die 
Autoren geht es mit dem Begriff der Transformation nicht um eine ökologische 
Modernisierung des Kapitalismus, sondern um eine radikale Neugestaltung 
gesellschaftlicher Naturverhältnisse und eine grundlegende Veränderung von 
„Produktions-, Distributions- und Konsumnormen.“ Sie diskutieren eine Vielzahl 
von Ansätzen, die derzeit aufdie Entwicklungalternativer Alltagspraktiken und 
die Intervention in die Regulation von Naturverhältnissen auf verschiedenen 
Ebenen abzielen. 
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Strategien wie Ernährungssouveränität, buen vivir und degrowth lassen sich 
als Ausweitungen von Kämpfen gegen Akkumulation durch Enteignung ver- 
stehen. Ernährungssouveränität, von der 1993 gegründeten internationalen 
Bewegung von Kleinbauern und Landarbeitern La Via Campesina entwickelt, 
ist sowohl eine Verteidigung einer kleinbäuerlichen Landwirtschaft gegen die 
Aneignungdurch Agrobusinesskonzerne als auch ein Entwurfeiner alternativen 
Produktions- und Konsumweise. In den Grundsätzen einer arbeitsintensiven 
und kleinflächigen Bearbeitung des Bodens, eines Nährstoffkreislaufs (organi- 
sche Dünger, Aufbau der Humusschicht usw.) und regionaler Produktions- und 
Vertriebssysteme werden Konturen einer Landwirtschaft deutlich, die cher nach 
Gebrauchswerten als nach Tauschwerten organisiert ist. Buen vivir - gut Leben 
- ist darüber hinaus ein philosophischer Ausdruck von Kämpfen indigener 
Völker etwa in Ecuador, Bolivien, Peru oder Chile gegen eine auf Extrakti- 
vismus beruhende Entwicklungsstrategie. Seit 2008 in der ecuadorianischen 
Verfassung verankert, wird hier eine neue Beziehung mit der Natur angestrebt, 
die sich auf eigenständige Rechte von „Mutter Erde“ (madre tierra) gründet 
(Caria/Dominguez 2016). Degrowth ist eine vor allem in Europa entstandene 
Bewegung, die von einer Wachstumskritik ausgehend die unverhältnismäßige 
Aneignung von Ressourcen im globalen Süden infrage stellt. Eine Vielzahl von 
Praktiken und Lebensweisen wie „Radfahren, Wiederverwertung, Vegetaris- 
mus und Veganismus, Wohnprojekte, ökologische Landwirtschaft, Ökodörfer, 
solidarische Ökonomie, Konsumentenkooperativen, alternative (oder ethische) 
Banken und Kreditkooperativen, dezentralisierte Energiekooperativen“ (Dema- 
ria u.a. 2013: 202) wird mit gesellschaftlichen Perspektiven von Umverteilung 
und Gerechtigkeit verknüpft, die aufeine Reduktion des Ressourcenverbrauchs 
und Energiedurchflüssen abzielen. 

In allen drei Ansätzen werden Konturen anderer Naturverhältnisse deutlich, 
die wichtige Impulse für eine sozial-ökologische Transformation liefern. Gleich- 
zeitig repräsentieren sie auch die Schwächen bisheriger Ansätze. Sie setzen alle 
an den Rändern der Produktion an - an den Grenzen der Aneignung und an 
den Konsumgütern - ohne das Innere der globalen Produktionsnetzwerke zu 
durchdringen (vgl. Max Koch in diesem Heft). Sokann Ernährungssouveränität 
eine kleinbäuerliche Landwirtschaft gegenüber der ständigen Expansion kapita- 
listischer Monokulturen verteidigen, aber nicht aufzeigen, wie das corporate food 
regime konkret infrage gestellt, aufgehalten und sozial-ökologisch transformiert 
werden kann. Buen vivir kann das Prinzip der Rechte der „Mutter Erde“ formu- 
lieren, aber alleine eine globale Extraktivismus-Industrie nicht transformieren 
und ersetzen. Auch die degrowth-Bewegung kann mit weniger Konsum und 
lokalen Produktionsnetzwerken den permanenten Zwang zur Akkumulation 
(und damit auch die Akkumulation durch Enteignung) nicht außer Kraft setzen. 
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Wie Foster u.a. (2010: 395) argumentieren, ist eine neue „Ökologie des Kon- 
sums“ nur als Teil einer neuen „Ökologie der Produktion“ möglich. Ein Blick 
zurück auf das corporate food regime und das Ziel einer Transformation in Richtung 
Vegetarismus verdeutlicht das Dilemma: Unsere Nahrungsmittelproduktion wird 
in globalen Produktionsnetzwerken organisiert, die agro-industrielle Landwirt- 
schaft mit einer globalen Logistikinfrastruktur, Supermarktketten und Finanzin- 
stitutionen verknüpft. Der „transnationale Tierproteinkomplex“ verbindet dabei 
Soja- und Palmölmonokulturen in Brasilien und Südostasien mit subventionierter 
Weizen- und Maisproduktion in den USA undhoch industrialisierte Mastbetrieben 
in Deutschland (McMichael 2009: 141). Eine sozial-ökologische Transformation 
muss an der Auflösung dieses Produktionssystems ansetzen und auf eine dezen- 
tralisierte sowie tiergerechte Tierhaltung mit überwiegend vegetarischer Ernäh- 
rungsweise zielen. Aus einer konsumkritischen Perspektive zeichnen sich bereits 
Veränderungen ab. Die Anzahl der VeganerInnen in Deutschland ist von 80.000 
im Jahr 2008 aufheute 1,3 Millionen angewachsen, die Anzahl der VegetarierInnen 
hat sich in den letzten 20 Jahren verzehnfacht (Vebu, ohne Datum). Gleichzeitig 
ist die Fleischproduktion in Deutschland stetig angewachsen und hat 2016 mit 
über acht Millionen Tonnen einen Höchstwert erreicht (HBS/BUND 2016). Der 
Anstiegder Zahl von VegetarierInnen (bzw. die Höhe des Fleischkonsums) tangiert 
die Akkumulation der Fleischindustrie nicht - immer größere Massentierbetriebe, 
immer kapitalintensivere Schlacht- und Verarbeitungsmethoden, immer mehr 
Überproduktion (ca. ein Drittel) und immer „billigeres“ Fleisch sind die Folge. 

Eine vegetarische Ernährungsweise und die Bewegung der VeganerInnen sind 
ungemein wichtig, um eine alternative Praxis zu entwickeln und gesellschaftlich 
gegenhegemonial zu wirken. Ebenso wichtigsind Ansätze wie Ernährungssouverä- 
nität oder degrowth, weil sie eine prinzipielle Kritik an kapitalistischen Naturver- 
hältnissen formulieren und eine Alternative sichtbar machen. Um aber wirksam zu 
werden, müssen sie mit einer Iransformationsstrategie verknüpft werden, die Arbeit 
und die ArbeiterInnenbewegung ins Zentrum stellt. Eine degrowth-Perspektive 
kann sich nicht aufeine „ökologisch bewusste globale Mittelschicht“ beschränken, 
sondern muss einen „Dialog mit einer breit definierten, globalen Arbeiterklasse“ 
aufnehmen, auch mit jenen Millionen, die in den fossilistischen Industrien arbeiten 
(Barca 2017). Eine strategische Re-Orientierung auf Arbeit, Produktion und Arbei- 
terInnenbewegung ist, wie im Folgenden dargelegt wird, aus drei Gründen sinnvoll: 
1. die zentrale Problematik der Entfremdung, 2. die Bedeutungvon Lohnkämpfen 
und 3. das Potenzial des Proletariats als universaler Klasse. 

Die zahlenmäßige Bedeutung des Proletariats im corporate food regime, wie 
in den neuen Palmöllandschaften, ist unbestreitbar. Millionen von ehemaligen 
Kleinbäuerinnen und -bauern oder Landlosen sind zu Lohnabhängigen auf den 
Palmölplantagen und in den Mühlen geworden. Das tragische Dilemma ist, dass 
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sie in ihrer täglichen Arbeit dieses entfremdete Verhältnis zur Natur produzieren. 
Die ArbeiterInnen roden den Wald, legen die neuen Plantagen an, wenden Her- 
bizide und Kunstdünger an, ernten die Ölpalmenfrüchte, transportieren diese in 
die Mühle und pressen dort das Öl aus. An jedem dieser Schritte agieren sie im 
Stoffwechsel mit der (nicht menschlichen) Natur. Doch die ArbeiterInnen verrich- 
ten diese Arbeit nur um des Lohnes willen. Sie verkaufen ihre Arbeitskraft - und 
damit die Gestaltung ihres Verhältnisses mit der Natur. Sie werden so von ihrer 
„Lebenstätigkeit“ entfremdet und somit auch von dem täglichen Stoffwechsel mit 
der Natur. Was sie der Natur antun, entscheidet der Vorarbeiter, die Managerin und 
der Kapitalist, somit schließlich die Konkurrenz und der blinde Zwang zur Akku- 
mulation. Dies verknüpft die Umwandlung von kleinbäuerlicher Landwirtschaft 
und Regenwäldern zu Palmölplantagen mit der entfremdeten Tätigkeit an allen 
weiteren Knoten im gesellschaftlichen Stoffwechsel, bis es schließlich in Form von 
(entfremdeten) Produkten in den Supermärkten landet. Eine Transformation in 
Richtungdemokratischer Gestaltung der gesellschaftlichen Naturverhältnisse muss 
diesen entfremdeten Kern im gesamten globalen Produktionsnetzwerk aufheben. 

Wenn sie in ihren biographischen Erzählungen über die Arbeit sprachen, ging 
es ArbeiterInnen der Palmölindustrie fast immer um den Lohn (biografische 
Interviews mit PalmölarbeiterInnen 2010-2011). Die konkrete Tätigkeit, ob sie 
nun „Gift“ versprühen oder eine Maschine in der Palmölmühle führen, wurde 
anteilslos erduldet und nur beiläufigerzählt. Stattdessen diskutierten sie intensiv 
den Stundenlohn, Zulagen, Produktivitätsschübe seitens des Managements, un- 
terschiedliche Lohnniveaus und Lohnerhöhungen der letzten zehn Jahre. Genau 
dies drückt die Entfremdungaus - und einen scheinbaren Widerspruch zwischen 
dem Proletariat und dem Ziel einer nachhaltigen Gestaltung von Naturverhält- 
nissen. Denn es sind die ArbeiterInnen, die die Beherrschung über die Natur 
konkret umsetzen, die Akkumulation durch Enteignung ermöglichen und den 
Wachstumsdrang mit Lohnerhöhungen (und damit mehr Konsum) anheizen. 
Und doch sind die Kämpfe für mehr Lohn der Schlüssel zur Überwindung der 
Entfremdung und zur Herstellung demokratischer Naturverhältnisse. 

Obwohl auf einem vergleichsweise noch niedrigen Niveau, entzünden sich 
kleinere kollektive Protestaktionen und einzelne wilde Streiks meistens am Lohn. 
Weiler der einzige Grund für die Arbeit in den Plantagen darstellt, ist seine Höhe 
von entscheidendem Interesse für die ArbeiterInnen. Welche Lohnhöhe sie als 
angemessen empfinden, hängt davon ab, wie viel sie zur längerfristigen sozialen 
Reproduktion der gesamten Familie als notwendig erachten. An der Lohnfrage 
werden damit zwei grundsätzliche Widersprüche deutlich. Zum einen geht es 
um die Mehrwertrate, also darum, wie schr die ArbeiterInnen ausgebeutet wer- 
den und wie schnell die Akkumulation des Mehrwerts vonstattengeht. Damit 
geht es aber auch um den Widerspruch zwischen Gebrauchswert (die soziale 
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Reproduktion der ArbeiterInnen) und Tauschwert (zur weiteren Akkumulation). 
Kommt es zum Streik, dann kommt es zu zwei qualitativen Veränderungen. 
Erstens wird der Prozess der Akkumulation sabotiert, und zweitens überwinden 
die ArbeiterInnen für die Dauer des Streiks ihre Entfremdung: Sie verkaufen 
nicht mehr ihre Arbeitskraft, sondern setzen diese bewusst anders ein (z.B. in 
die Organisation des Streiks). 

Lohnkämpfe und Streiks können nur kurzfristig die Logik der Akkumulation 
und der Entfremdung durchbrechen. Längerfristig dienen sie aber dazu, dass 
kollektive Arbeiterorganisationen entstehen, welche die Grundlage für einen 
„Verein freier Menschen“ sind, die „mit gemeinschaftlichen Produktionsmit- 
teln arbeiten und ihre vielen individuellen Arbeitskräfte selbstbewusst als eine 
gesellschaftliche Arbeitskraft verausgaben“ (Marx 1890, MEW 23: 92). Eine 
demokratische und selbstbestimmte Produktion für Gebrauchswerte ermöglicht 
wiederum ein prinzipiell anderes Verhältnis zur Natur (Burkett 1999: 225ff; 
Foster 2000). Wie Stefania Barca (2017) schreibt, wird die Bedeutungeiner Ent- 
Entfremdung (de-alienation) für eine degrowth Strategie an der Wiederaneignung 
von Arbeit deutlich. In diesen Momenten kommt es zu einem Umweltschutz 
der ArbeiterInnenklasse (working class environmentalism) (Barca 2012) und zu 
Versuchen, den gesellschaftlichen Stoffwechsel mit der Natur emanzipatorisch 
zu organisieren. Barca (2017) nennt in diesem Zusammenhang die Gewerkschaft 
der Kautschukzapfer im Amazonas, die den Regenwald als Ort ihrer sozialen 
Reproduktion verteidigten und die Ri-Maflow-Fabrik in Italien, die 2009 von 
ArbeiterInnen besetzt und übernommen wurde. Letztere hörten auf, Autoteile 
zu produzieren und errichteten stattdessen unter dem Motto „reuse, re-cycle, 
re-appropriate“ ein Zentrum für Gerätereparatur und für die Verarbeitung von 
lokalen landwirtschaftlichen Produkten. 

Ein inspirierendes Beispiel eines solchen working class environmentalism sind 
die grünen Blockaden (green bans) der Baugewerkschaft von New South Wales, 
Australien in den 1970er Jahren. Eigentlich müssten BaugewerkschafterInnen, 
wenn sie einer Pro-Wachstums-Linie (= mehr „Arbeitsplätze“) ihrer eigenen 
Unternehmen folgen, kritiklos für eine Expansion der Bauindustrie eintreten. 
Doch zwischen 1971 und 1975 verhinderte die Gewerkschaft (zusammen mit 
BürgerInneninitiativen) Bauprojekte, die sie als umweltpolitisch und städteplane- 
risch schädlich einstuften. Die ArbeiterInnen weigerten sich, historische Gebäude 
oder Wohnhäuser zu demolieren, Baumaßnahmen in Parks und Naturschutz- 
gebieten durchzuführen oder Stadtautobahnen zu bauen (Burgman/Burgman 
1999: 53). Gewerkschaftsführer Jack Mundey vertrat offensiv die Position, dass 
BauarbeiterInnen das Recht hätten, ihre Arbeit nur für gesellschaftliche sinnvolle 
und verantwortungsvolle Aufgaben einzusetzen (ebd.: 53). Dies entsprach einer 
Gewerkschaftsphilosophie der „universellen Klasse“, bei der die Gesamtinteressen 
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der ArbeiterInnenklasse (wie eine intakte Umwelt) und nicht nur Partikularin- 
teressen verfolgt werden (ebd.). 

Dass Gewerkschaften oder ArbeiterInnen sich aktiv an der Transformation 
odergar Abschaffung „ihrer“ Industrie beteiligen, ist für manche sicherlich schwer 
vorstellbar. Zu stark scheint der vermeintliche Interessengegensatz zwischen Ar- 
beiterInnenbewegung und Umweltbewegung zu sein, wie die Demonstrationen 
von RWE-MitarbeiterInnen für Kohle, oder die Positionierung der IGBCE für 
Atomkraft nahelegen. Doch auch in der heutigen Bewegung für Klimagerech- 
tigkeit entstehen Möglichkeiten für eine Reorientierung auf die ArbeiterInnen- 
bewegung. In Südafrika hat die Kampagne „One Million Climate Jobs“ eine 
erfolgreiche Allianz zwischen Teilen der ArbeiterInnenbewegung und der Kli- 
magerechtigkeitsbewegung ermöglicht. Forderungen nach öffentlich finanzierten 
Jobs im Bereich erneuerbaren Energien oder öffentliche Verkehrssysteme werden 
gegen eine Agendader grünen Modernisierung formuliert und mit Energiedemo- 
kratie und Ernährungssouveränität verknüpft (Barca 2017). In Großbritannien 


genießt eine ähnliche Kampagne die Unterstützung etlicher Gewerkschaften!. 
Auf der diesjährigen Konferenz des Trade Union Congress wurde eine Resolu- 
tion verabschiedet, die einen „gerechten Übergang“ in eine nicht-fossilistische 
Energieproduktion fordert, inklusive der Rückkehr der Energieproduktion in 
die öffentliche Hand, das Ende von Investitionen von Pensionsfonds in fossile 
Industrien und die Umstellung auf regenerative Energien. 


Schlussfolgerungen 


Die Landnahme der letzten Jahrzehnte und die Expansion kapitalistischer Na- 
turverhältnisse in Regionen wie Südostasien haben zu einer Vielzahlvon Kämp- 
fen geführt, die eine antikapitalistische Perspektive für eine sozial-ökologische 
Transformation inspiriert haben. Eine Ausweitung dieser Kämpfe und Strategien 
führte bisher zu einer Kombination, die alternative Umgangsformen mit der 
Natur im globalen Süden (Ernährungssouveränität, buen vivir) mit einer kon- 
sumkritischen Haltung (degrowth, imperiale Lebensweise) im globalen Norden 
verbindet. Diese Ansätze sind sowohl für die Kritik an der kapitalistischen Be- 
herrschung der Natur als auch für die Entwicklung einer Praxis der Alternativen 
ungemein wichtig. Die Praxis kapitalistischer Produktion, das prinzipielle Pro- 


1 Bakers, Food and Allied Workers Union (BFAW U), Communication Workers Union 
(CWU), Fire Brigades Union (FBU), National Union of Students (NUS), Public and 
Commercial Services Union (PCS), Transport Salaried Staffs Association (TSSA), Unite, 
the union (UNITE), and the University and College Union (UCU). 
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blem der Entfremdung in den herrschenden Naturverhältnissen sowie die Rolle 
der ArbeiterInnenbewegung in Strategien sozial-ökologischer Transformation 
werden dabei aber vernachlässigt. 

Die ArbeiterInnenklasse und die ArbeiterInnenbewegung spielen in diesen 
Perspektiven auch deshalb keine Rolle, weil die ökologische Krise als eine Art 
geografisch-territoriales Verteilungsproblem analysiert wird. In der degrowth- 
Erklärung von 2010 wird die ökologische Krise auf das Konsumverhalten einer 
„internationalen Elite und einer globalen Mittelschicht“ zurückgeführt. Deren 
„Konsummuster“ - und ein Statusdenken, das durch „die Akkumulation von 
materiellen Gütern“ befriedigt wird - würden ökologische und soziale Schäden 
anrichten, vor allem deshalb, weil sie von anderen „nachgeahmt werden“ (De- 
growth Declaration 2010). Das Problem ökologischer Zerstörung wird damit 
aufeine Verteilungsfrage von Konsum reduziert. Ähnlich argumentieren Ulrich 
Brand und Markus Wissen (2017: 12) in ihrer Darstellung einer „imperialen 
Lebensweise“ im globalen Norden, die auf der Aneignung von „Natur und Ar- 
beitskraft“ im globalen Süden beruhen soll. 

Die von Brand und Wissen vorgebrachte Strategie einer „Deprivilegierung“ 
„großer Teile der Lohnabhängigen“ (2017: 52), d.h. ein Absenken des materiellen 
Lebensstandards im globalen Norden ist eine Sackgasse, die keine Strahlkraft 
über die von ihnen bedienten Milieus hinaus besitzen kann. Eine Erklärung, 
die „zu viel Konsum“ im globalen Norden als Ursache für die ökologischen 
Krisen unserer Zeit identifiziert, führt zu einer politischen Praxis, bei der die 
Verringerungdes eigenen „ökologischen Fußabdrucks“ im Zentrum steht (keinen 
SUV kaufen, vgl. ebd.: 125ff.; Dörre 2013: 131). Die Frage der Produktion und 
wie diese transformiert werden kann, wird damit umschifft (Foster 2011). Eine 
aus der Konsumkritik entwickelte Perspektive kann vor allem kein produktives 
Verhältnis zu der überwiegenden Mehrheit der sozialen Kämpfe - den Lohn- 
kämpfen - entwickeln. 

Eine sozial-ökologische Transformation kapitalistischer Naturverhältnisse 
wird nur mit der aktiven Beteiligungder Lohnabhängigen gelingen. Lohnkämpfe 
müssen deswegen als ein wichtiger Ausgangspunkt betrachtet werden, weil hier 
sowohl die Akkumulation unterbrochen als auch die Entfremdung infrage ge- 
stellt werden kann. In dieser Wiederaneignung der Arbeit, unserer power-to-do 
(Holloway 2005), liegt der Schlüssel zur demokratischen Gestaltung der gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse. Entscheidend wird sein, ob die ArbeiterInnen- 
bewegung als universelle Klasse agiert und konsequent für die Transformation 
von Naturverhältnissen eintritt. Dafür müsste sich die auf Systemveränderung 
ausgerichtete Umweltgerechtigkeitsbewegung aber auch als Teil dieser universel- 
len Klasse verstehen. Ein /abour turn der Umweltbewegung muss her. 
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Kristina Dietz 


Kämpfe um Bergbau und die Möglichkeiten 
demokratischer Transformation 
Der Fall La Colosa in Kolumbien 


Hohe Rohstoffpreise auf dem Weltmarkt, fehlende Verwertungsmöglichkeiten 
für das Kapital, sowie in den 1990er Jahren durchgesetzte neoliberale Reformen 
im Rohstoffsektor lösten zwischen 2005 und 2013 einen weltweiten Investitions- 
boom im Bergbau aus (SNL Metals & Mining 2015). Ein Großteil des globalen 
Kapitaleinsatzes für Bergbau Hoss in diesem Zeitraum in Länder des Globalen 
Südens, mehr als ein Drittel nach Lateinamerika (Acquatella 2013). Mit dem Ziel, 
neue Rohstoffvorkommen zu erschließen und profitabel in Wert zu setzen sowie 
staatliche Einnahmen aus der Förderung und dem Export zu erhöhen, wurden 
in der Region Gebiete bergbaulich erschlossen, die bislang als „unproduktiv“ 
oder für profitable Kapitalverwertungen schwer erschließbar galten (Svampa 
2012). Mit der räumlichen Ausdehnung haben auch die sozialen Kämpfe um 
Rohstoffausbeutung allgemein und um konkrete Bergbauvorhaben zugenom- 
men (vgl. Dietz/Engels 2017; Veltmeyer/Petras 2014; Brand/Dietz 2014). Vor 
allem industrielle Großminenprojekte sind in den vergangenen Jahren zum 
Gegenstand von Protesten geworden. An diesen beteiligen sich oftmals breite, 
klassenübergreifende Allianzen von nicht staatlichen und staatlichen Akteuren. 
Für die Mobilisierung der Proteste bedienen sie sich einer Vielzahl von mehr oder 
weniger konfrontativen Strategien. Wachsende Bedeutungerlangen hierbei lokale 
Bürger_innenentscheide, sogenannte consultas populares. Consultas populares 
sind direktdemokratische Verfahren, die entweder obligatorisch - aufgrund 
einer gesetzlichen oder verfassungsmäßigen Regelung - oder „von unten“ infolge 
einer Bürger_inneninitiative zustande kommen. Zwischen Juni 2002 und Juli 
2017 fanden in sechs Ländern Lateinamerikas (Peru, Argentinien, Guatemala, 
Kolumbien, Ecuador und EI Salvador) insgesamt über 90, meist kommunale 
Bürger_innenentscheide gegen Bergbau statt. Weitere sind in Planung (Dietz 
2017; Walter/Urkidi 2015). Bei nahezu allen Abstimmungen lag die Wahlbe- 
teiligung bei über 50, meist bei 60 bis 80 Prozent. In fast allen Fällen sprachen 


1 vgl. „Cumaral le dijo No ala explotaciön petrolera“, www.clespectador.com (4.6.2017). 
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sich mehr als 90 Prozent der Wähler_innen gegen ein bestimmtes Vorhaben oder 
gegen Bergbau im Allgemeinen aus. Nationale Regierungen und die beteiligten 
Unternehmen erkennen die Ergebnisse der direktdemokratischen Verfahren 
häufig nicht an. Sie argumentieren, dass Bergbau ein Sektor von übergeordnetem 
Interesse sei und über die Nutzung, Ausbeutung und Aneignung von Boden- 
schätzen der Staat, sprich staatliche Akteure der zuständigen Verwaltungsebenen 
(etwa das nationale Bergbauministerium) zu entscheiden hätten und nicht die 
Bevölkerung oder die Gemeinderegierung. Darüber hinaus wird argumentiert, 
dass die beteiligten Unternehmen mittels der ihnen übertragenen Förderkonzes- 
sionen über geschützte Eigentumsrechte zur Ausbeutungder Rohstoffe verfügten. 
Eine demokratische Mitbestimmung der Bevölkerung über die Förderung von 
Rohstoffen, die Bedingungen ihrer Aneignung sowie die gesellschaftliche Nut- 
zung etwa von Gold oder Kohle sei damit ausgeschlossen.” Dem widersprechen 
mittlerweile eine Reihe von Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsurteilen, in 
denen die Rechtmäßigkeit und Verfassungskonformität der direktdemokrati- 
schen Abstimmungen zu Bergbau bestätigt wird (vgl. Corte Constitucional de 
Colombia 2016). 

Trotz der Versuche, den Volksabstimmungen die Legitimation zu entzichen, 
entfalten diese politische Wirkung. In einigen Fällen trugen sie dazu bei, dass 
geplante Projekte vorläufig gestoppt, zeitlich verzögert, im Projektdesign ver- 
ändert oder auch ganz verhindert werden konnten. In anderen Fällen haben sie 
den Gegenstand politisiert und zu einer öffentlichen Auseinandersetzung um 
Bergbau beigetragen, die es zuvor nicht gab. In Reaktion auf die Abstimmungen 
kommt es auch zu institutionellen Wandlungsprozessen. In Kolumbien bemüht 
sich die Regierung gegenwärtig um eine Gesetzesänderung, um die Anwendung 
von Volksabstimmungen im Rohstoffsektor zu beschränken.’ Im vorliegenden 
Beitrag widme ich mich der Frage, wie der Einsatz formal verfasster Verfahren 
der direkten Demokratie in Kämpfen um Bergbau politisch wirkt und welche 
transformative Wirkung im Sinne einer Demokratisierung des Rohstoffsektors 
und hieran anknüpfend einer gesellschaftlichen Emanzipation sie entfalten kön- 
nen. Demokratisierung fasse ich als einen Prozess hin zu einer gleichberechtigten 
Aushandlungder Nutzungvon Rohstoffen, d.h. unter Beteiligungaller Mitglieder 
der Gesellschaft. Emanzipation verstehe ich als kollektive Selbstbestimmung 
und Freiheit von Herrschaftsverhältnissen. Ersteres stellt meines Erachtens eine 
zentrale Voraussetzung und notwendige Bedingung für Letzteres dar. 


2 „Consultamineraen Cajamarca no tiene la capacidad de cambiar la ley“, www.celespectador. 
com (27.3.2017). 

3  „Lasclaves del proyecto de modernizaciön de los mecanismos de participaciön ciudadana 
Politica“, www.elespectador.com (23.8.2017). 
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Empirisch beziehe ich mich auf den Konflikt um die Goldmine La Colosa in 
Kolumbien. In diesem haben Protestakteure in drei betroffenen Gemeinden Bür- 
ger_innenentscheide initiiert und bisher in zwei erfolgreich durchgeführt. Theo- 
retisch stütztsich die Analyse auf partizipative und materialistische demokratiet- 
heoretische Überlegungen (Sauer 2009; Demirovid 2009, 1997). Die empirischen 
Daten der Fallstudie habe ich während mehrwöchiger Forschungsaufenthalte im 
März und September 2015, Oktober 2016 sowie März 2017 unter Verwendung 
verschiedener Methoden der qualitativen Sozialforschung erhoben. Hierzu zählen 
leitfadengestützte Interviews mit Aktivist_innen, NGOs, Regierungs- und Verwal- 
tungsangehörigen auf unterschiedlichen Ebenen des Staates und Unternehmen, 
teilnehmende Beobachtung sowie Dokumenten- und Presseauswertung.‘ 

Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: Nach der Darstellung des theoretischen 
Rahmens und einer Einordnung direktdemokratischer Verfahren im lateinameri- 
kanischen Kontext beschreibe ich das Goldminenprojekt La Colosa und die Mo- 
bilisierunglokaler Bürger_innenentscheide in drei von dem Projekt betroffenen 
Gemeinden. In der folgenden Analyse diskutiere ich die politischen Effekte und 
transformativen Potenziale direkter Demokratie in Bezug auf gesellschaftliche 
Emanzipation und die Demokratisierung der Rohstoffpolitik. Im Fazit fasse ich 
die Potenziale, Grenzen und Ambivalenzen direktdemokratischer Verfahren in 
Kämpfen um Bergbau zusammen. 


1. Demokratietheoretische Überlegungen zu 
Bürger_innenentscheiden 


Die Frage, inwiefern direktdemokratische Verfahren die Beteiligungsdefizite 
repräsentativer, liberaler Demokratien ausgleichen oder umkehren können, be- 
schäftigt Demokratietheoretiker_innen, Politiker _innen und Aktivist_innen 
seit Langem. Im Kontext der vor allem in Europa geführten Debatten um die 
Krise der repräsentativen, liberalen Demokratie ist diese Frage in den letzten 
Jahren erneut in den Mittelpunkt gerückt, insbesondere weil Forderungen nach 
mehr direkter Demokratie von links und rechts gleichermaßen gestellt werden 
(vgl. PROKLA 171; Offe 2003; Heußner/Jung 2009). Direkte Demokratie be- 
schreibt sowohl ein Verfahren als auch eine Form politischer Herrschaft, in der 


4 Den Interviewpartner_innen danke ich für ihre Zeit, Unterstützung und ihr Vertrauen, 
das sie mir während meiner Forschungsaufenthalte entgegen gebracht haben. Darüber 
hinaus danke ich Bettina Engels, Carla Noever Castelos, Louisa Prause, Hanna Thiesing, 
Neelke Wagner und Markus Wissen für wertvolle Unterstützungen meiner Forschung 
und Hinweise zu einer früheren Fassung des Textes. 
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die Mitglieder einer politischen Gemeinschaft (häufigals „Volk“ bezeichnet) über 
politische Fragen unmittelbar und verbindlich entscheiden. Wahlberechtigte 
können in direktdemokratischen Abstimmungen Gesetzesinitiativen einbringen 
oder über Entscheidungen der Legislative abstimmen. Letzteres bietet, über die 
reine Mitgestaltung hinaus, Möglichkeiten des Widerspruchs und der Blockade 
von Regierungspolitik (vgl. Abromeit 2003; Oppenhäuser 2013: 292). Im vor- 
liegenden Text geht es um Bürger_innenentscheide zu Bergbauvorhaben, die 
„von oben“ oder „von unten“ zustande kommen. „Von unten“ bedeutet, dass die 
Bürger_innen - etwa einer Gemeinde - die Abstimmung verlangen. Dieses Ver- 
fahren ist meist zweistufiggeregelt: Eine Mindestzahlan Stimmberechtigten muss 
eine Forderung unterschreiben (Volksbegehren oder Initiative), damit sie darüber 
direkt abstimmen können (Volksentscheid). Die direkte Entscheidung der Bür- 
ger_innen ersetzt dann - theoretisch - eine Entscheidung des Parlaments oder 
des Gemeinderats und ist je nach gesetzlicher Regelung für die Exekutive bindend. 
„Von oben“ können das Parlament oder das Staatsoberhaupt, auf kommunaler 
Ebene die_der Bürgermeister_in oder Gemeinderat, Bürger_innenentscheide, 
meist auf Druck der Bevölkerung, initiieren. Sie setzen die Abstimmungsfrage 
und den Termin fest (vgl. Wagner/Dietz 2017). 

Inwiefern direkte Demokratie jenseits von Widerspruch und Blockade de- 
mokratisierende Wirkungen entfalten kann, wird kontrovers diskutiert. Einige 
Autor_innen betonen, dass direktdemokratische Verfahren voraussetzungsvolle 
Prozesse seien, die von Protestakteuren ein hohes Maß an Ressourcen und Zeit 
erfordern und die Beteiligung deshalb sozial selektiv sei. Vor allem den höher 
Gebildeten und finanziellbesser gestellten Teilen der Bevölkerunggelinge es, sich 
aktiv an der Initiierung und Abstimmung zu beteiligen. Mit einem Festhalten 
an der formalen Definition des Volkssouveräns blieben darüber hinaus all jene 
von der Abstimmungausgeschlossen, die aus welchen Gründen auch immer kein 
Wahlrecht besitzen (Demirovid 2009). Des Weiteren seien Volksentscheide im 
Grunde „undemokratisch“, da sich verhältnismäßig wenig Wahlberechtigte an 
den Verfahren beteiligen, komplexe Sachverhalte vereinfacht und Populismus 
befördert würden (Merkel 2011; Oppenhäuser 2013; Schmidt 2006). Ande- 
re erkennen die genannten Grenzen der Verfahren direkter Demokratie an, 
betonen aber, dass mit ihnen bestehende Strukturen zwar nicht grundlegend 
umgestaltet, jedoch einzelne Strukturelemente wirkungsvoll verändert werden 
könnten (Möckli 1994). Direktdemokratische Verfahren böten insbesondere 
gesellschaftlich marginalisierten Gruppen partizipatorische Chancen, um Betei- 
ligungsmöglichkeiten zu erweitern, Themen auf die politische Agenda zu setzen 
und Wertentscheidungen zu politisieren (z.B. Umwelt- oder Geschlechterfragen) 
(ebd.; Holland-Cunz 1998). Eine solche Argumentation basiert auf Annahmen 
partizipativer Demokratietheorien. Ihnen liegt ein Begriff von Demokratie als 
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politischer und gesellschaftlicher Gestaltungsraum zugrunde, an dem sich alle be- 
teiligen. Sie fokussieren die Input-Seite des politischen Systems, d.h. wie politische 
Entscheidungen zustande kommen. Partizipation (Selbst- und Mitbestimmung) 
ist aus dieser Perspektive ein konstitutives Element von Demokratie. Ziele der 
Partizipation sind nicht die Systemstabilität und Legitimierung von Regierungs- 
politik. Stattdessen geht es in einem normativen Sinne um Partizipation am poli- 
tischen Gemeinwesen per se. Eine notwendige Voraussetzung für Partizipation in 
diesem Sinne ist, Räume der politischen Beteiligung aktiv schaffen zu können (vgl. 
Pateman 1970; Vilmar 1973; Walk 2008). Vor diesem Hintergrund argumentiert 
Birgit Sauer (2002), dass das entscheidende Moment für die politische Wirkung 
direktdemokratischer Verfahren nicht die Abstimmung an sich sei, sondern der 
Mobilisierungsprozess im Vorfeld. Bei diesem könnten neue politische Allianzen 
und Bewusstseinsbildungsprozesse entstehen sowie sich ein öffentlicher Raum 
für Diskussionen öffnen, in dem soziale Bewegungen Forderungen formulieren 
und Probleme thematisieren könnten, die ansonsten im „etablierten Politiksystem 
nicht aufgegriffen werden“ (ebd.: 63). Wenn Mobilisierungen für direktdemo- 
kratische Verfahren jedoch nie zu einer Abstimmung führen, kann dies auch 
gegenteilige Effekte wie Entmutigungen, Brüche in strategischen Allianzen oder 
eine Abkehr von öffentlichen Debatten auslösen. 

Die Argumentation von Birgit Sauer knüpft an republikanische Demokra- 
tietheorien an (Arendt 2016; vgl. Demirovid 2009: 5). Die Revitalisierung der 
politischen Öffentlichkeit mittels Teilhabe stellt aus dieser Sicht ein entschei- 
dendes Moment der Emanzipation dar. 

Aus der Sicht materialistischer Demokratietheoretiker_innen kann es Eman- 
zipation, im Sinne umfassender Freiheit, in Klassengesellschaften und unter 
Bedingungen liberaler Demokratie hingegen nicht geben (vgl. Macpherson 1977; 
Demirovid 2009, 2013; Buckel 2017). Emanzipation erfordere die Überwindung 
kapitalistischer Eigentums- und die Abschaffungvon Ausbeutungsverhältnissen, 
d.h. die Ausdehnungder kollektiven Selbstbestimmungaufalle Lebensbereiche, 
auch auf den der Ökonomie. Crawford Brough Macpherson (1977) betont, dass 
freie und individuelle Entfaltung - er spricht in diesem Zusammenhang von 
developmental power - und gleiche Beteiligung nur möglich seien, wenn alle 
gleichermaßen zu den hierfür nötigen Arbeits- und Produktionsmitteln Zugang 
haben (ebd.: 10). Diese sind in kapitalistischen Gesellschaften jedoch ungleich 
verteilt, worin sich Verhältnisse von Ausbeutung (von Arbeitskraft, Natur etc.) 
und die ungleiche Verteilung von Macht begründen - Macpherson spricht hier 
von extractive power. Politische Gleichheit und Emanzipation lassen sich unter 
diesen Bedingungen nur in einem schr eingeschränkten Maß erreichen. In diesem 
Sinne betont Alex Demirovid (2013), dass in liberalen Demokratien und unter 
Bedingungen formaler Gleichheit, die Kapitalverwertung und die Garantie der 
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Nutzenmaximierung (wirtschaftlicher Erfolge einzelner) die bestimmenden 
Momente des „demokratischen Kompromisses“ (ebd.: 201) darstellen. Eine wei- 
tergehende Demokratisierung von Lebensverhältnissen oder wirtschaftlichen 
Bereichen seinnicht vorgeschen und werde aktiv verhindert. Allerdings kommt es 
auch unter liberaldemokratischen Bedingungen immer wieder zu Verschiebungen 
in Richtung Demokratisierungund Emanzipation. Wie weitreichend und nach- 
haltig diese sind bzw. sein können, ist davon abhängig, welche Akteure wie dafür 
kämpfen und wie diejenigen reagieren, die eine solche Verschiebung verhindern 
wollen. An dieser Stelle setzt meine Analyse zu lokalen Volksabstimmungen gegen 
Bergbau in Kolumbien an. Mit ihr möchte ich einen Beitragzu der Frage leisten, 
inwieweit direktdemokratische Verfahren unter kapitalistischen Bedingungen 
diese Bedingungen sowie die engen Grenzen kapitalistisch-liberaldemokratischer 
Demokratie transzendieren können. 


2. Doppelte Transformation und direkte Demokratie 


Protestakteure, die in Lateinamerika für Bürger_innenentscheide zu Bergbau 
mobilisieren, initiieren die Abstimmungen häufig unter Bezugnahme auf so- 
ziale, politische und kulturelle Rechte, die ihnen im Kontext der sogenannten 
doppelten Transformation formal gewährt wurden. Doppelte Transformation 
beschreibt den simultanen Prozess politischer Demokratisierung und neoliberaler 
Restrukturierung in den 1980er und 1990er Jahren in Lateinamerika. Parallel 
zum Übergang autokratischer Regime in repräsentative Demokratien und der 
Verabschiedung neuer republikanischer Verfassungen erlebte die Region einen 
neoliberalen Strukturwandel, der mit wachsender Armut, Ungleichheit und 
Exklusion einherging (Wolff 2012: 79). Die demokratischen Regime, die sich in 
dieser Phase etabliert haben, lassen sich bis heute mehrheitlich als forsnale Demo- 
kratien beschreiben. Das bedeutet, dass vor dem Hintergrund von Dezentrali- 
sierung, Gewaltenteilung und der Anerkennung staatsbürgerschaftlicher Rechte 
formale politisch-institutionelle Zugangsmöglichkeiten zu Entscheidungen auf 
unterschiedlichen Maßstabsebenen (lokal, regional, national) existieren. Faktisch 
verhindern jedoch historisch verankerte, rigide Hierarchien von Klasse, raceund 
Geschlecht sowie eine im Zuge des Rohstoffbooms wachsende Konzentration 
politisch-ökonomischer Macht aufzentralstaatlicher Ebene und in den Händen 
der Rohstoffkonzerne, dass insbesondere die ländliche Mehrheitsbevölkerung 
(Kleinbäuer_innen, afro-lateinamerikanische und indigene Gruppen) die formal 
verfassten Rechte in Anspruch nehmen kann (Alvarez u.a. 2004: 41). 

In der Phase der doppelten Transformation und den darauffolgenden Jahren 
wurden in einer Vielzahl lateinamerikanischer Staaten direktdemokratische 
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Verfahren in nationale oder regionale Verfassungen, Partizipations- und Ge- 
meindegesetzgebungen aufgenommen (Welp 2008). Die Implementierungdieser 
Verfahren hat auch die Protestmobilisierung gegen Bergbau in Kolumbien be- 
einflusst. Consultas populares sind in der kolumbianischen Verfassung von 1991 
verankert. Ihre Anwendung ist im nationalen Partizipationsgesetz (Ley 134) 
von 1994 (Art. 50-57) geregelt. Darüber hinaus ermöglicht das Gemeindegesetz 
(Ley 136) von 1994 (Art. 33), das den Gemeinden eine weitreichende politische 
Autonomie gegenüber den Provinzen und der Nationalregierung einräumt, die 
Durchführung von Bürger_innenabstimmungen bei bestimmten, die Landnut- 
zung betreffenden Entwicklungsprojekten (u.a. Bergbau). Bis Juli 2015 konnten 
nur Bürgermeister_innen lokale Volksentscheide „von oben“ initiieren. Die Regie- 
rung reagierte aufjahrelange öffentliche Kritik an der gesetzlichen Regelungzur 
Anwendung der in der Verfassung verankerten direktdemokratischen Verfahren 
(Hurtado Mosquera/Hinestroza Cuesta 2016), verabschiedete im Juli 2015 ein 
neues Gesetz (Ley 1757) und öffnete sozialen Bewegungen die Möglichkeit, 
consultas „von unten“ zu initiieren. Auch Initiativen für Volksentscheide „von 
unten“ müssen stets den Gemeinderat passieren. Dieser entscheidet in einfacher 
Mehrheit, ob eine consulta in einem Gemeindegebiet organisiert werden soll. 
Lokale Volksabstimmungen sind formal gültig, wenn sich mindestens 33 Prozent 
der Wahlberechtigten beteiligen. Ihre Ergebnisse sind für lokale Regierungen 


bindend und müssen mittels einer Gemeindeverordnung umgesetzt werden. 


3. Der Protest gegen die Goldmine La Colosa in Kolumbien 


Im Jahr 2006 erhielt das südafrikanische Unternehmen AngloGold Ashanti 
(AGA) Konzessionen zur Förderung von Gold auf dem Gebiet der Gemeinde 
Cajamarca in der kolumbianischen Provinz Tolima. Mit geschätzten Goldre- 
serven von über 30 Millionen Unzen würde das Projekt mit dem Namen La 
Colosa zu einer der größten Goldminen weltweit zählen (AngloGold Ashanti 
2015). Seit das Projekt 2007 bekannt wurde, organisieren sich unterschiedliche 
Akteure in Cajamarca und den Nachbargemeinden Ibague und Piedras in loka- 
len Umweltkomitees und mobilisieren gegen das Projekt. In den Komitees sind 
Anwohner_innen, Umwelt-NGOs, Kleinbäuer_innen, Jugend- und Studieren- 
denorganisationen, Unternehmer_innen und auch Großgrundbesitzer_innen 
vertreten. Im Jahr 2011 schlossen sie sich auf Provinzebene zum „Umweltkomitee 
zum Schutz des Lebens“ (Comite Ambiental en Defensa de la Vida) zusammen. 
Die Gegner_innen des Bergbauprojektes befürchten, dass es ihr Wasser vergiften 
und damit den Kleinbäuer_innen und den Reisproduzent_innen - inder Gegend 
verdienen einige Großgrundbesitzer mit monokulturellem Reisanbau ihr Geld - 
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ihre Lebensgrundlage nehmen könnte.’ Außerdem fordern sie grundsätzlich ihr 
Recht ein, beilokalen und regionalen Entwicklungsprozessen mitentscheiden zu 
dürfen, besonders, wenn es um die Aneignung und Nutzung von Gemeingütern 
und Bodenschätzen geht.‘ 

Seit 2011 mobilisieren die Komitees zu jährlichen überregionalen Protest- 
märschen - sogenannten marchas carnavales -, an denen 2015 bis 2017 jeweils 
mehr als 60.000 Menschen teilnahmen. Unter Bezugnahme auf die Verfassung 
von 1991 sowie die politischen Beteiligungs- und territoriale Selbstbestimmungs- 
rechte, wie sie im Gemeindegesetz von 1994 verankert sind, mobilisieren die Pro- 
testakteure seit 2013 auch zur Durchführung lokaler Bürger_innenentscheide. 

Die erste consulta popular zur Mine La Colosa fand am 28. Juli 2013 in der 
Gemeinde Piedras statt. Hier sollte ein Rückhaltebecken für die Entsorgung 
giftiger Abwässer entstehen, das per Tunnel mit der rund 80 Kilometer entfernten 
Mine verbunden werden sollte. Ein halbes Jahr zuvor hatten Anwohner_innen 
die einzige Zufahrt zum Dorf und den Erkundungsflächen blockiert und so das 
Bergbauunternehmen am Zugang gehindert. Die Blockade dauerte mehrere 
Wochen und wurde schließlich von der nationalen „Aufstandsbekämpfungs- 
brigade“ (Escuadrones Möviles Antidisturbios, ESMAD) beendet. Im Schatten 
der Blockade organisierten sich Anwohner_innen gemeinsam mit den zum Teil 
außerhalb von Piedras lebenden Reisproduzent_innen und mobilisierten für eine 
consulta popular. Unterstützung erhielten sie hierbei von nationalen NGOs und 
den Umweltkomitees aus Cajamarca und Ibague sowie von PAX, einer (inter-) 
nationalen Menschenrechtsorganisation. Der Bürgermeister präsentierte dem 
Gemeinderat schließlich die Initiative. Dieser stimmte der Initiative zu, der 
Termin für die consulta wurde auf den 28. Juli 2013 festgelegt. 58 Prozent der 
Wahlberechtigen von Piedras beteiligten sich an der Abstimmung. 98,8 Prozent 
stimmten gegen Bergbau. Obwohl die nationale Regierung und das Unternch- 
men die Abstimmung mit der Begründung, Bergbaugenehmigungen würden 
auf nationaler, nicht auf lokaler Ebene erteilt nicht anerkannten, reagierte das 
Unternehmen und änderte seine Projektpläne: Alle Bereiche der Goldförderung 
(Abbau, Weiterverarbeitung und Entsorgung) sollten nun im Gemeindegebiet 
von Cajamarca angesiedelt werden (PAX 2016). 

Aufbauend auf diesem Erfolgentschieden sich die Umweltkomitees von Caja- 
marca und Ibague 2014, consultas in ihren Gemeinden zu organisieren. In Ibague 


5 Interviews mit Großgrundbesitzer in Piedras, 4.9.2015; Umwelt-NGO in Cajamarca, 
17.10.2016; Vertreter einer Kleinbäuer_innenorganisation in Cajamarca, 19.10.2016. 

6 Interviews mit einem Mitglied des Umweltkomitee von Ibagug, 7.10.2016; dem Bürger- 
meister von Ibagu£, 19.10.2016. 


Kolumbien: Kämpfe um Bergbau und Demokratie 543 


scheiterte die erste Initiative an der fehlenden Unterstützung durch den damals 
regierenden Bürgermeister. 

In Cajamarcalehnte der Gemeinderat im Februar 2015 mit zehn zu eins Stim- 
men einen Bürger_innenentscheid über die Mine ab. Mitglieder des Umweltko- 
mitees vermuten, dass sich die Ratsmitglieder vom Minenbetreiber einschüchtern 
ließen. Der hatte ihnen im Dezember 2014 per Brief angedroht, sich aus allen 
laufenden lokalen Entwicklungsfinanzierungen zurückzuzichen, sollte es zu einer 
Volksabstimmung kommen. Druck kam auch von der nationalen procuradoria 
(eine Art staatliche Verwaltungskontrollstelle), die für den Falleiner cozsulta ein 
Amtsmissbrauchsverfahren ankündigte, dader Gemeinderat für Bergbaufragen 
nicht zuständig sei (Arenas 2015). 

Einige Monate später bekamen die Protestgruppen in beiden Gemeinden 
Gelegenheit für einen zweiten Anlauf. In Ibague wurde Guillermo Alfonso Jara- 
millo im Herbst 2015 zum neuen Bürgermeister gewählt, der die Proteste gegen 
Bergbau unterstützt. Am 4. Januar 2016 kündigte er eine Volksabstimmung 
zu Bergbau in Ibague an, der Termin wurde für den 30. Oktober 2016 festge- 
legt. Für die Mobilisierung organisierte sich das lokale Umweltweltkomitee in 
Stadtteilgruppen. Diese trafen sich in privaten Innenhöfen und Schulen, gingen 
von Haus zu Haus, von Schule zu Schule, um für die Wahl zu mobilisieren. 
Kirchengruppen schlossen sich an, um in ihren Gemeinden über die Abstim- 
mung zu informieren. Knapp zwei Wochen vor der Abstimmung und in der 
Hochphase der Mobilisierung ordnete das oberste Verwaltungsgericht (Consejo 
de Estado) die Aussetzung der consulta an. Vor dem Gericht hatten Mitglieder 
einer Bergarbeiter_innenvereinigungaufihr Grundrecht auf Arbeit, das sie durch 
die geplante Abstimmungbedroht sahen, geklagt. Im Dezember 2016 entschied 
das Gericht, dass die consulta in Ibagu& durchgeführt werden könne, wenn die 
zur Abstimmung gestellte Frage neu formuliert würde. Ob und wann es zur 
Abstimmung kommt, ist bisher unklar. 

Die Bergbaugegner_innen in Cajamarca, der Gemeinde, in der sich das Mi- 
nenprojcekt befindet, erhielten durch die Verabschiedung des Gesetzes 1757 im 
Juli 2015 zur Regelung von Volksentscheiden, die „von unten“ initiiert werden, 
eine neue Gelegenheit. Für die Initiierung eines Volksentscheids gründeten die 
Aktivist_innen einen Rat zur Förderung des Volksentscheids (Consejo promotor 
consulta popular). Mindestens zehn Prozent der Wahlberechtigten mussten die 
Initiative per Unterschrift unterstützen. Für Cajamarca bedeutete dies, inner- 
halb von sechs Monaten 1.608 gültige Unterschriften zu sammeln. Binnen zwei 
Wochen lagen 4.800 Unterschriften vor, 3.364 davon wurden vom Wahlamt als 
gültiganerkannt. Ende August 2016 stimmte der Gemeinderat der Durchführung 
einer consulta zu. Nach langen Querelen um den Termin, einer zwischenzeitli- 
chen Aussetzung der consulta durch das oberste Verwaltungsgericht aufgrund 
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von Klagen des Unternehmens kam es am 26. März 2017 zur Abstimmung. Die 
Bevölkerung Cajamarcas ist in der Frage des Bergbauprojektes gespalten. Den 
Gegner_innen gelanges nicht, trotz wiederholter öffentlicher Gesprächsangebote, 
die Befürworter_innen zu einem Dialog zu bewegen. Diese organisierten sich 
stattdessen selbst, gründeten ein Komiteezum Wahlboykott und riefen die Bevöl- 
kerung dazu auf, am Tagder Wahl an einem organisierten Ausflugteilzunehmen 
oder schlichtwegzu Hause zu bleiben. Aktivist_innen, die zur Wahl mobilisiert 
hatten, erhielten noch in der Nacht vor der Wahl Drohungen vom Unbekannten 
auf ihre Mobiltelefone. Trotz dieser Widrigkeiten lag die Wahlbeteiligung mit 
38,6 Prozent über dem zu erreichenden Quorum (33 Prozent). Die consulta ist 
damit gültig. 97,92 Prozent der Beteiligten sprachen sich gegen Bergbauprojekte 
in Cajamarca aus (Registraduria Nacional del Estado Civil 2017). 


4. Volksabstimmungen zu Bergbau und ihre Potenziale 
demokratischer Transformation 


Welche politische Bedeutung haben Volksabstimmungen hinsichtlich der De- 
mokratisierung des Rohstoffsektors und welches emanzipatorische Potenzial geht 
von ihnen aus? Der zentrale Ausgangspunkt der Mobilisierung von Bürger_in- 
nenentscheiden gegen Bergbau in Tolima ist das spannungsgeladene Verhältnis 
von Kapitalismus und Demokratie, das den Institutionen der parlamentarischen 
Demokratien immanent ist (vgl. Buckel 2017). In Piedras, Ibague und Cajamarca 
beziehen sich die Protestakteure, wenn sie für eine consulta mobilisieren, auf 
die in der Verfassung von 1991 und im Partizipations- und Gemeindegesetz 
von 1994 verankerten Beteiligungsrechte und -instrumente. Der Einsatz eines 
institutionalisieren Beteiligungsverfahrens bietet den Protestakteuren in Tolima 
die Möglichkeit, ihre Forderungen nach einem Stopp des Bergbauprojektes mit 
der Sichtbarmachung von Demokratiedefiziten zu verknüpfen. 

Die emanzipatorische Wirkung von Bürger_innenentscheiden gegen Bergbau 
zeigt sich in Tolima vor allem in ihren hohen Mobilisierungs- und Politisie- 
rungspotenzialen. Mit ihrer Initiierung gelingt es, einen Raum der direkten 
Beteiligung aktiv zu öffnen, politisches Problembewusstsein zu fördern und 
darüber hinaus neue öffentliche Räume zu schaffen, in denen Gegner_innen die 
staatliche Bergbaupolitik problematisieren und Forderungen öffentlich formulie- 
ren können. Dies war vor 2013 nicht der Fall. Mobilisierungseffekte dieser Art 
zeigen sich auch dann, wenn die jeweiligen Bergbauvorhaben nicht aufgehalten 
werden oder die Abstimmung immer wieder ausgesetzt wird. In Ibagu£ ist es 
dem lokalen Umweltkomitee mit einer breiten Mobilisierung in Stadtteilorga- 
nisationen, Schulen, kirchlichen Gruppen, Eltern-, Kultur- und Sportvereinen 
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gelungen, ein politisches Bewusstsein für das Bergbauthema in der Gemeinde zu 
schaffen, obwohl es bislang zu keiner Abstimmung kam. Dass die Abstimmung 
ausgesetzt wurde, wirkte zunächst mobilisierend. Statt am 30. Oktober 2016 zur 
Wahlzu gehen, gingen mehrere 1.000 Menschen mit Unterstützung der lokalen 
Regierung am 28. Oktober in Ibagud auf die Straße, um gegen die Aussetzung 
zu protestieren. In den Folgemonaten bestimmten Erschöpfung und Brüche 
in der Allianz zwischen der lokalen Regierung und dem Umweltkomitee die 
Entwicklungen in Ibagu£. Politische Räume können sich auch wieder schließen, 
wenn das gemeinsame Ziel verloren geht. 

Emanzipatorische Wirkungen entfaltete auch die Mobilisierungin Cajamarca, 
wo es zweimal gelang, trotz einer starken Polarisierung der Bevölkerung zwi- 
schen Gegner_innen und Befürworter_innen des Projektes La Colosa eine breite 
Unterstützung für eine lokale Abstimmung zu Bergbau in der Bevölkerung zu 
mobilisieren: zunächst im Rahmen der Unterschriftensammlung für die Bür- 
ger_inneninitiative und anschließend mit der Mobilisierung für die Abstimmung, 
Diese Beobachtungen bestätigen die Einschätzung von Birgit Sauer (2002), dass 
für die politische Bedeutung nicht unbedingt die Abstimmung selbst, sondern 
der Mobilisierungsprozess im Vorfeld entscheidend ist. Ein Mitglied einer Ju- 
gendorganisation, die im Rat zur Förderung des Volksentscheids in Cajamarca 
vertreten ist, fasst die Bedeutung der cozsulta in der Gemeinde folgendermaßen 
zusammen: „Die consulta ist ein Instrument. Die Abstimmung ist nur ein Mo- 
ment, sie ist nicht der Anfang und auch nicht das Ende der Welt. Das Wichtige 
ist, dass die Leute sich beteiligen können [...], sich den Prozess aneignen und sich 
mit ihm identifizieren. Die Leute lassen sich von einer Sache überzeugen, wenn 
sie das Gefühl haben, Teil von ihr zu sein.“ (Interview Cajamarca, 8.10.2016) 
Diese Beobachtungen widerlegen das Argument von Kritiker_innen, demzufolge 
direktdemokratische Verfahren vor allem selektive Angelegenheiten der Eliten 
seien. Eine nicht statische, die Verfahrensdynamik betonende Perspektive, wie 
ich sie hier eingenommen habe, zeigt, dass direktdemokratische Verfahren vom 
Beginn ihrer Initiierungbis zum Tagder Abstimmung, neue Räume für politische 
Partizipation öffnen können, wo vorher keine waren. 

Direktdemokratische Verfahren besitzen ein transformatorisches Potenzial, sie 
ermutigen auch marginalisierte Gruppen zur politischen Teilhabe und fördern 
die Bildung notwendiger Allianzen und damit verbunden veränderte Mehr- 
heitsverhältnisse, ohne die Verschiebungen in Richtung Demokratisierung und 
Emanzipation nicht möglich wären. In Piedras waren es Dorfbewohner_innen, 
Landarbeiter_innen und Kleinbäuer_innen, die zunächst die Brücke blockierten 
und anschließend in Allianz mit den ressourcenstärkeren Reisproduzent_innen 
die consulta auf den Weg brachten. In Cajamarca sind es Kleinbäuer_innen, die 
im Umweltkomitee gemeinsam mit Mitgliedern von Jugendorganisationen und 
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unterstützt vom Umweltkomitee aus Ibague und vielen Umwelt- und Menschen- 
rechtsorganisationen aus dem gesamten Land für die consulta mobilisierten. 
Direktdemokratische Verfahren sind weder per se sozial selektiv noch „undemo- 
kratisch“. In Piedras lagdie Wahlbeteiligung deutlicher höher als bei parlamen- 
tarischen Wahlen in Kolumbien üblich’, in Cajamarca war sie vergleichbar mit 
anderen Wahlen. Die Beispiele aus Tolima zeigen, dass es gelingen kann, Frauen 
und Männer unabhängig von Partei- und zum Teil auch Klassenzugehörigkeit 
zu gemeinsamer politischer Aktivität zu ermutigen. 

Nach der Abstimmung in Cajamarca am 26. März 2017 versammelten sich 
mehrere 100 Menschen unterschiedlichen Alters, Geschlechts und Klassenzu- 
gehörigkeit, um gemeinsam den Wahlerfolg zu feiern. Eine der zentralen Aus- 
sagen der Beteiligten bei der Abschlusskundgebung war: „Unser Protest kennt 
keine Parteien, unser Protest hat keine politische Farbe“. In Ibagu& mobilisierten 
Protestakteure und die lokale Regierung lange Zeit gemeinsam für einen Bür- 
ger_innenentscheid. Hierüber bildeten sich Allianzen zwischen Protestakteuren 
und politischen Vertreter_innen des Repräsentativsystems, die dazu beitragen 
können, die Distanz zwischen Staat und Gesellschaft in liberalen Demokratien 
zumindest kurzfristig zu reduzieren. In Piedras entstand ein Bündnis zwischen 
Landarbeiter_innen, Kleinbäuer_innen und Großgrundbesitzern (Reisprodu- 
zent_innen), aus dem heraus die Akteure gemeinsam gegen die Errichtung des 
Rückhaltebeckens für die giftigen Abwässer aus der geplanten Goldförderung 
protestierten. Solche klassenübergreifenden Allianzen schaffen punktuell Räume 
für kollektives Handeln jenseits von Klassengegensätzen, allerdings ohne diese 
aufzuheben. 

Hier zeigen sich die Grenzen der emanzipatorischen Wirkung der consultas 
gegen Bergbau. Die Protestakteure schaffen mit den Volksentscheiden Räume 
für demokratisches und kollektives Handeln, wo vorher keine waren. Das bietet 
ihnen die Chance, Demokratiedefizite zu thematisieren und politische Teilhabe 
insgesamt zu erhöhen. Eigentums- und Klassenverhältnisse werden damit jedoch 
nicht - zumindest nicht direkt - angesprochen. Zu einer umfassenden Demokra- 
tisierung des Rohstoffsektors im Sinne einer Ausweitungder Demokratie aufalle 
Lebensbereiche und einer damit notwendigerweise verbundenen Überwindung 
kapitalistischer Eigentumsverhältnisse kommt es nicht - jedenfalls nicht unmit- 
telbar. Mit den lokalen Volksabstimmungen hat sich das Konfliktfeld Bergbau in 
Kolumbien dennoch in Richtung Demokratisierung verändert. Denn bezogen 
auf Bergbauvorhaben, über deren Realisierung bislang auf nationaler und nicht 
auf lokaler Ebene entschieden wird, lassen sich lokale Volksabstimmungen als 


7 Die Wahlbeteiligungbei Parlaments-, Präsidentschafts- oder Bürgermeister_innenwahlen 
liegt in Kolumbien meist zwischen 35 und 40 Prozent. 
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Vetoinstrument gegen die staatliche Bergbaupolitik und Ansatzpunkt für eine 
Demokratisierung der Rohstoffpolitik verstehen. Lokale Bürger_innenentscheide 
zu Bergbau haben das Potenzial, die Definitions- und Handlungsmacht natio- 
nalstaatlicher Institutionen zu beschränken. Vor diesem Hintergrund sind sie zu 
einem eigenen Konfliktgegenstand zwischen lokalen Regierungen und sozialen 
Bewegungen auf der einen und der nationalen, teilweise auch lokalen Regierungen 
und Unternehmen auf der anderen Seite geworden. Gestritten wird über die 
Machtverteilung im Staat, etwa zwischen nationalen und lokalen Regierungen, 
über die Anerkennung verfasster politischer Rechte sowie allgemein über De- 
mokratie in Bezugauf die Nutzungund Aneignung von Natur und Rohstoffen. 

Am 27. April 2017 kündigte AngloGold Ashanti an, aufgrund des Wider- 
stands in Cajamarca alle Arbeiten am Projekt La Colosa ruhen zu lassen - so 
lange, bis auf nationaler Ebene Klarheit über den bergbaupolitischen Kurs des 
Landes hertsche. Seit der Abstimmungin Cajamarca fanden in Kolumbien weitere 
Volksabstimmungen gegen Bergbau und Ölförderung statt: Am 4. Juni 2017 
stimmten über 50 Prozent der Wahlberechtigten von Cumaral (Provinz Meta) 
gegen die Förderung von Öl in ihrer Gemeinde, am 8. Juli 2017 stimmten die 
Bürger_innen in den Gemeinden Pijao (Provinz Quindio) und Arbeläez (Pro- 
vinz Cundinamarca) gegen Bergbau und Ölförderung inihren Gemeinden, am 
17. September 2017 entschieden sich die Bewohner_innen von Jesüs Maria, am 
01. Oktober die von Sucre (beide Provinz Santander) gegen Bergbau in ihren Ge- 
meinden.® In anderen Gemeinden sind Volksabstimmungen zu Bergbau geplant. 

Der nationalen Regierung und insbesondere dem Ministerium für Bergbau 
und Energie sind consultas zunehmend ein Dorn im Auge?. Die wachsende Zahl 
an lokalen Volksentscheiden hat dazu geführt, dass in Kolumbien derzeit der 
Bergbau grundlegend neu verhandelt wird. Seit der cozsultain Cajamarca im März 
2017 hat eine kontroverse Debatte zwischen der Regierung, dem Ministerium 
für Bergbau, sozialen Bewegungsakteuren und Jurist_innen über die Legalität 
und Verbindlichkeit von direktdemokratischen Instrumenten mit Bergbaubezug 
begonnen (Valencia 2017)"°. Nach aktuellem Stand dieser Debatte und ausgehend 
von den verfassungsmäßigen Bestimmungen lassen sich kommunale Volksent- 
scheide juristisch nicht (mehr) verhindern. Aus diesem Grund ist die Regierung 
bemüht, den Einsatz von consultas populares gesetzlich neu zu reglementieren 


8 „Elmunicipio de Sucre, Santander, le dijoNo ala explotaciön minera“ (1.10.2017), „Jesüs 
Maria (Santander) le dijo No a la mineria“ (17.9.2017), „Asi explotö el “boom” de las 
consultas populares“ (27.5.2017), jeweils www.elespectador.com. 

9 Interview mit Mitarbeiterin des Ministeriums in Bogotä, 21.3.2017. 

10 „Resultados de la consulta en Cumaral no son vinculantes“ (5.6.2017), http://sostenibi- 
lidad.semana.com. 
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(vgl. Fußnote 4) und ihre Anwendung mittels verstärkter Repression zu reduzie- 
ren. Gewählte Gemeinderatsmitglieder, die cozsultas unterstützen, werden von 
Behörden oder Parteimitgliedern unter Druck gesetzt. Initiator_innen von con- 
sultas werden kriminalisiert, bedroht und von Befürworter_innen des Bergbaus 
öffentlich stigmatisiert. Hieran zeigt sich, dass die Ausweitung demokratischer 
Bewegungen, sobald sie für die Verwertungsinteressen des Kapitals und die Ein- 
nahmeinteressen des Staates gefährlich werden, schnell in autoritäre Tendenzen 
und Entdemokratisierung umschlagen können. 


5. Fazit 


Mit der formalen Ausweitung politischer Rechte und der Einführung direktdemo- 
kratischer Verfahren in der Phase der doppelten Transformation und danach haben 
sich in vielen lateinamerikanischen Staaten politisch-institutionelle Rahmenbedin- 
gungen herausgebildet, auf die sich soziale Bewegungen heute in Kämpfen gegen 
Bergbau beziehen. Aus radikaldemokratischer Perspektive wird betont, dass echte 
Demokratie gegen und ohne den (liberaldemokratisch verfassten) Staat gedacht 
werden muss (Badiou 2012: 22; vgl. Demirovid 2013). In Kolumbien kommt es 
im Kontext von Bergbaukonflikten derzeit zu demokratischen Verschiebungen in 
dem sich Protestakteure gegen den Staat wenden und sich gleichzeitigaufihn bezie- 
hen. Hier findet Demokratisierung und politische Selbstbestimmungnicht gegen 
und ohne, sondern gegen und mit dem liberaldemokratisch verfassten Staat statt. 
Die in der liberaldemokratischen Verfassung Kolumbiens verankerten formalen 
politischen Grundrechte demokratischer Beteiligung bilden den Ausgangspunkt 
dafür, dass sich auch in jenen Bereichen Räume und Formen demokratischer Betei- 
ligung von unten geschaffen werden, die aufgrund der Dominanz der Kapital- und 
Eliteinteressen im demokratischen Kompromiss repräsentativer Demokratien in 
der Regel von diesen abgeschottet werden sollen. 

In Kolumbien und anderen Ländern Lateinamerikas, deren staatliche Ein- 
nahmen mehrheitlich von der Kommodifizierung der Natur abhängen, ist dies 
derzeit vor allem der Rohstoffsektor. Direktdemokratische Verfahren, diein vielen 
liberalen Demokratien gesetzlich oder verfassungsmäßig vorgeschen sind, zielen 
in der Regel nicht darauf, die formalen Prozesse politischer Entscheidungsfindung 
zuersetzen oder diese strukturell zu verändern, sondern sie lediglich zu ergänzen. 
Dennoch bieten Verfahren direkter Demokratie mittels der Ausweitung der 
Beteiligung an kollektiven Entscheidungen Potenziale zur Überwindung der 
Grenzen der liberalen Demokratie nach links, d.h. im Sinne einer Belebung der 
Demokratie und emanzipatorischen Transformation. Dies zeigen die Erfahrun- 
gen aus Tolima. Hierfür ist jedoch nicht die formale Verfasstheit der Demokratie 
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(allein) ausschlaggebend, vielmehr war für die Herausbildung demokratischer 
Bewegungen und der Ausübung direkterer Formen der Demokratie der Umstand 
mitverantwortlich, dass die Grundrechte faktisch verweigert und nicht anerkannt 
wurden. Den Protestakteuren geht es bei der Mobilisierung einer Volksabstim- 
mung vor allem um die Verhinderung von Bergbau in ihrer Gemeinde. Indirekt 
zielen die Abstimmungen aber auch auf die Öffnung neuer politischer Räume 
zur kollektiven Selbstbestimmungund Artikulation von ansonsten unsichtbaren 
gesellschaftlichen Positionen sowie zur Durchsetzung formal verfasster, aber 
faktisch verwehrter politischer Rechte. Ein Mitglied des Umweltkomitees von 
Ibague formuliert es so: „Wir brauchen einen Wandel der repräsentativen De- 
mokratie hin zu einer partizipativen Demokratie. Das sicht schon die Verfassung 
vor. Aber die Regierenden hat das bisher nicht interessiert. Und wir glauben, dass 
jetzt der Moment für diesen Wandel gekommen ist". 

Mit den institutionalisierten Verfahren direkter Demokratie lassen sich zwar 
bestehende Strukturen und Machtverhältnisse nicht grundlegend verändern und 
Bergbauprojekte nicht unbedingt verhindern. Allerdings zeigen die Erfahrungen 
aus Tolima, dass einzelne Strukturelemente wie das Verhältnis zwischen nationa- 
ler und lokaler Regierung oder die Frage der Demokratisierungrohstoffpolitischer 
Entscheidungen durchaus verschoben oder zumindest aufdie politische Agenda 
gesetzt werden können. Mit der Initiierung von Bürger_innenentscheiden schaf- 
fen soziale Bewegungen einen Raum der politischen Beteiligung, der von deutlich 
mehr Menschen zur Artikulation eigener Interessen genutzt werden kann, als es 
repräsentative Demokratiemodelle erlauben. Darin liegt ihr emanzipatorisches 
Potenzial. 
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Gewerkschaftliche Machtressourcen in 
landwirtschaftlichen Transformationsprozessen 
Eine Analyse des Zuckerrohrsektors im Bundesstaat 

Säo Paulo 


Einleitung 


Seit den 1980er Jahren lässt sich weltweit eine neoliberale Restrukturierung der 
Landwirtschaft beobachten. Strukturanpassungsprogramme, Freihandelsab- 
kommen und nationale Reformen organisierten weltweit neue Märkte für Land 
und landwirtschaftliche Erzeugnisse. Die Kontrolle über, der Zugang zu und die 
Nutzungsrechte von Land wurden zugunsten einer kapitalistischen, industriellen 
Landwirtschaft verändert (Akram-Lodhi u.a. 2009). Philip McMichael (2009) 
beschreibt diese Phase als drittes food regime. Dieses zeichnet sich durch die 
Einbindung neuer Weltregionen in die Nahrungsmittelproduktion, Änderungen 
in den Mustern des Nahrungsmittelkonsums und eine größere Relevanz von 
Agrartreibstoffen aus. Das Zusammentreffen der Finanz-, Nahrungsmittelpreis-, 
Klima- und Energiekrise um 2007/08 verstärkte diesen globalen Wandel der 
Landwirtschaft. Die seitdem wachsenden Investitionen in Land gehen mit der 
Ausweitung eines industriellen Produktionsmodells einher, das auf monokultu- 
rellem Anbau und dem Einsatz chemischer Pestizid- und Düngemittel, genmani- 
pulierten Saatguts sowie Hochtechnologie basiert (Akram-Lodhi 2012; Engels/ 
Dietz 2011; McMichael 2010). 

In den Sozialwissenschaften bekam die kapitalistische Transformation des 
Agrarsektors mit dem Begriff Jand grabbing wachsende Aufmerksamkeit. Die- 
ses Phänomen wird aus kapitalismuskritischer Sicht häufig mit David Harveys 
(2003) „Akkumulation durch Enteignung“ mit Blick auf Enteignungsdynamiken 
analysiert (vgl. u.a. White u.a. 2012). Die (Lohn-) Arbeit und das Verhältnis von 
Kapital und Arbeit finden hierbei hingegen kaum Beachtung. Dies überrascht, 
da Arbeiter*innen und Gewerkschaften zentrale Akteure im landwirtschaftli- 
chen Produktionsprozess sind und das Entstehen von Arbeitsplätzen häufig als 
Argument für Agrarinvestitionsprojekte angeführt wird (Li 2011; Pye 2014). 
Die wenigen existierenden Studien diskutieren die Folgen der neoliberalen Re- 
strukturierung des Agrarsektors für Arbeiterinnen und Gewerkschaften kon- 
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trovers (vgl. u.a. Haroon Akram-Lodhi u.a. 2009: 218 oder Ben Selwyn 2011). 
Im Folgenden gehe ich der Frage nach, wie sich die Vertiefung kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse in der Landwirtschaft auf die Verhandlungsmacht und 
das Handeln von Gewerkschaften und Landarbeiter*innen auswirkt. 

Empirisch basiert die Analyse aufeiner Untersuchung des Zuckerrohrscektors 
im Bundesstaat Säo Paulo, Brasilien, der seit 2002 von einer grundlegenden 
Transformation geprägt ist. Multinationale Unternehmen investierten zuneh- 
mend in diesen Bereich und die Mechanisierung der Ernte; die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse vertieften sich. Zudem gehört Zuckerrohr zu den soge- 
nannten flex-crops, d.h. es kann je nach Weltmarktpreis flexibel als Nahrungs- 
mittel (Zucker) oder Agrartreibstoff (Bioethanol) weiterverarbeitet werden. Der 
Anbau von fex-crops ist sehr beliebt bei Investor*innen und kennzeichnend für 
das aktuelle food regime (McMichael 2009; 2010). 

In meiner Analyse beziehe ich mich aufden Machtressourcenansatz von Stefan 
Schmalz und Klaus Dörre (2014), der es ermöglicht, die Handlungsfähigkeit 
und Machtressourcen von Arbeiter*innen und Gewerkschaften systematisch zu 
analysieren. Zudem liefert der Ansatz Erklärungen für das Handeln von Gewerk- 
schaften und Arbeiter*innen (Arbeitskreis Strategic Unionism 2013). 

Die Materialgrundlage der Analyse bilden 101 qualitative Gruppen- und 
Einzelinterviews mit Arbeiter*innen, Gewerkschaftsvertreter*innen, NGOs, 
Unternehmensvertreter*innen, Arbeitsinspekteur*innen, Staatsanwält’innen 
sowie Vertreter*innen von Zuckerrohrfirmen, die ich zwischen 2015 und 2017 im 
Bundestaat Säo Paulo geführt habe. Staatliche und gewerkschaftliche Dokumente 
sowie Statistiken ergänzen die Datengrundlage. 

Der Beitrag ist folgendermaßen gegliedert: Nach der Darstellung des Machtres- 
sourcenansatzes im folgenden Abschnitt, führe ich in das brasilianische Ge- 
werkschaftssystem ein. Anschließend gehe ich näher aufdie Transformation des 
Zuckerrohrsektors im Bundesstaat Säo Paulo seit 2002 ein und analysiere die 
Auswirkungen hinsichtlich Handlungsvermögen und Praxis der Arbeiter*innen 
und Gewerkschaften. Im Fazit diskutiere ich die Ergebnisse bezüglich der Hand- 
lungsmöglichkeiten der brasilianischen Gewerkschaften sowie die Bedeutung für 
die Analyse von Kämpfen um die globale Transformation der Landwirtschaft. 


Der Machtressourcenansatz 


Der Machtressourcenansatz, ursprünglich von Erik O. Wright (2000) und Be- 
verly J. Silver (2003) entwickelt, wurde von Stefan Schmalz und Klaus Dörre 
(2014) um zwei Machtdimensionen erweitert, um die Verhandlungsmacht von 
Arbeiter*innen und Gewerkschaften besser analysieren zu können. In dieser 
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Erweiterung umfasst er vier Machtdimensionen: strukturelle Macht, Organisa- 
tionsmacht, institutionelle und gesellschaftliche Macht. 

Strukturelle Macht resultiert aus der Stellung von Arbeiter*innen im ökono- 
mischen System - sie ist eine primäre Machtressource, auf die Lohnabhängige 
auch ohne kollektive Interessenvertretung zurückgreifen können. Zwei Varianten 
struktureller Macht werden unterschieden. Zum einen handelt es sich um Markr- 
macht, die aus der Stellung von Arbeiter*innen aufdem Arbeitsmarkt herrührt. 
Herrschtbeispielsweise eine geringe Arbeitslosigkeit oder besitzen Arbeiter*innen 
seltene Qualifikationen, die besonders nachgefragt sind, entsteht eine hohe 
Marktmacht. Die zweite Form struktureller Macht ist Produktionsmacht. Diese 
ergibt sich aus der Stellung von Arbeiter*innen im Produktionsprozess. Können 
Arbeiter*innen diesen beispielsweise durch Streiks, Arbeitsniederlegungen oder 
verdeckte Formen des Widerstands wie Bummelstreiks oder Sabotage unter- 
brechen, verfügen sie über Produktionsmacht (Arbeitskreis Strategic Unionism 
2013: 347ff.; Schmalz/Dörre 2014: 222ff.). 

Organisationsmacht entsteht aus dem Zusammenschluss von Lohnabhängi- 
gen zu kollektiven Akteuren wie Gewerkschaften, Arbeiter*innenparteien oder 
anderen Organisationen. Indikatoren von Organisationsmacht sind ein hoher 
Organisierungsgrad von Arbeiter*innen in Gewerkschaften und die Bereitschaft 
zu streiken. Zudem sind die interne Solidarität und Infrastrukturressourcen, also 
eine gute personelle und materielle Ausstattung von Gewerkschaften, wichtige 
Elemente dieser Machtressource (Arbeitskreis Strategic Unionism 2013: 351ff.). 

Institutionelle Macht ist meist das Resultat von vergangenen Kämpfen, die in 
Gesetzen bzw. rechtlichen Garantien (z.B. Streikrecht), Verfassungsregelungen, 
Institutionen der Arbeitsbeziehungen (z.B. Betriebsräte) oder im rechtlich-ins- 
titutionellen Rahmen (z.B. Arbeitsgerichte) verankert sein kann. Die Besonder- 
heit dieser Machtressource liegt in ihrer zeitlichen Stabilität über ökonomische 
Konjunkturzyklen oder kurzzeitige Veränderungen gesellschaftlicher Kräftever- 
hältnisse hinweg. Diese Machtressource verschafft Gewerkschaften Rechte und 
Möglichkeiten der Einflussnahme, kann aber gleichzeitig zur Einschränkung 
gewerkschaftlicher Handlungsfähigkeit, beispielsweise durch den Staat, genutzt 
werden (Schmalz/Dörre 2014: 227ff.; Weinmann u.a. 2016: 184). 

Gesellschaftliche Macht von Gewerkschaften und Arbeiter*innen kann aus 
Kooperationen mit anderen Organisationen und der Unterstützung von gewerk- 
schaftlichen Forderungen durch die Gesellschaft resultieren. Sie entsteht durch die 
Etablierungtragfähiger Bündnisse mit anderen Akteuren wie sozialen Bewegungen, 
NGOs, Kirchen oder Studierenden oder der Veränderung gesellschaftlicher Dis- 
kurse (Arbeitskreis Strategic Unionism 2013: 359ff.; Schmalz/Dörre 2014: 231f.). 

Machtressourcen sind umkämpft. Häufig versucht das Kapital, beispielsweise 
durch Veränderungen der Produktionsorganisation, Standortverlagerungen, 
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Rationalisierungsmaßnahmen oder den Einsatz von Streikbrecher*innen, die 
Verhandlungsmacht von Gewerkschaften und Arbeiter*innen zu verringern 


(Schmalz/Dörre 2014: 222). 


Das Gewerkschaftssystem Brasiliens 


Für die vorliegende Analyse ist es notwendig, einige Spezifika des brasilianischen 
Gewerkschaftssystems zu verstehen, da es die Praxis und die Handlungsoptionen 
von Arbeiter*innen und Gewerkschaften beeinflusst. Das Gewerkschaftssystem 
Brasiliens lässt sich als korporatistisch, fragmentiert und von staatlichen Akteuren 
dominiert beschreiben. In Brasilien können Gewerkschaften nicht frei gegründet 
werden, sondern müssen vom Staat anerkannt und registriert werden. Zudem 
ist eine vertikale Struktur staatlich vorgeschrieben: auf Gemeindeebene gibt es 
sindicatos, auf Bundesstaatsebene federagöes, auf Bundesebene confederagöes und 
all dem übergeordnet sind die verschiedenen Dachverbände, die engan politische 
Parteien gebunden sind. Des Weiteren gilt das Prinzip der Einheitsgewerkschaft, 
was bedeutet, dass eine Gewerkschaft nur eine Kategorie an Arbeiter*innen ver- 
treten darf; umgekehrt darf eine Gruppe von Arbeiter*innen innerhalb einer 
Gemeinde nur von einer Gewerkschaft vertreten werden. Zudem existiert eine 
Gewerkschaftssteuer. Jede*r formell angestellte Arbeiter*in, unabhängig ob Ge- 
werkschaftsmitglied oder nicht, muss jährlich ein Tagesgehalt als Gewerkschafts- 
steuer abführen. Die Steuer wird unter den jeweiligen Gewerkschaften zwischen 
den verschiedenen Ebenen und den Dachverbänden aufgeteilt (Fichter/Helfen 
2011: 93f.; Oliveira 2005: 31f.; Thomaz Junior 2010: 6ff.; Sproll 2010: S1f.). 
In einer Zuckerrohrfabrik sind meist vier Gewerkschaften vertreten: die 
Landarbeiter*innen-, Transport-, Chemie- und Nahrungsmittelgewerkschaft. 
Diese repräsentieren verschiedene Arbeiter*innen und handeln in der Regel se- 
parate Tarifverträge aus (Ihomaz Jünior 2010). Für meine Analyse sind vor allem 
die Landarbeiter*innen- und Transportgewerkschaften von Bedeutung, da diese 
die Arbeiter*innen auf den Zuckerrohrfeldern vertreten. Die lokalen Landarbe 
iterinnengewerkschaften (sindicatos) sind in drei Gewerkschaftsverbänden auf 
Bundesstaatsebene (federagäo), die Transportgewerkschaften in zwei organisiert. 


Die Transformation des Zuckerrohrsektors in Säo Paulo seit 2002 


Zwischen 2002 und 2010 erlebte der brasilianische Zuckerrohrsektor nach Jahren 
der Krise einen Boom, der sich in den folgenden Jahren abschwächte. Dieser 
manifestierte sich insbesondere im Bundesstaat Säo Paulo: die Produktion von 
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Zuckerrohr stiegzwischen 2002 und 2015 von 176.574.000 auf368.323.000 Ton- 
nen. Parallel dazu erweiterte sich die Anbaufläche von 2.661.620 auf 5.728.285 
Hektar (UNICA 2017). Die Expansion des Zuckerrohrsektors war das erklärte 
Ziel der Regierung unter Präsident Luiz Inäcio Lula da Silva (2003-2011), die 
den Sektor mit staatlichen Krediten förderte. Zeitgleich entwickelte die Au- 
toindustrie einen neuen Auto-Iypus, das carro flex, ein Auto, das sowohl mit 
normalem Benzin als auch mit Ethanol betankt werden kann und erfolgreich 
verkauft wurde. Darüber hinaus kamen dem Sektor externe Entwicklungen wie 
gesunkene EU-Zölle für brasilianischen Zucker, die Verabschiedung des Kyoto- 
Protokolls sowie die gewachsene internationale Nachfrage nach Agrarethanol 
zugute (Alves 2009: 159; Garvey/Barreto 2014: 57; WWF 2008: 4). 

Die Ausweitungder Produktion ging mit einer Internationalisierungund Kon- 
zentration des Kapitals einher. Mehr und mehr internationale Unternehmen aus 
unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen investierten in den Zuckerrohrsektor 
(z.B. das Mineralölunternehmen Shell, der Autohersteller Mitsubishi oder der auf 
Rohstoffe spezialisierte Investor Louis Dreyfus Commodities). Sie gingen Fusio- 
nen mit brasilianischen Unternehmen ein oder kauften kleinere, finanziell ange- 
schlagene Zuckerrohrmühlen auf. Diese Entwicklungen verstärkten sich aufgrund 
der Finanzkrise 2007/08, da die brasilianische Regierung den Ölpreis fixierte, um 
hohe Inflationsraten zu verhindern. Da der Ethanolpreis an den Ölpreis gekoppelt 
ist, machten einige, insbesondere kleinere, Zuckerrohrunternehmen hohe Verluste, 
mussten zum Teil Insolvenz anmelden und wurden von Investor*innen aufgekauft 
(DATALUTA 2015; Garvey/Barreto 2014; Mendonga u.a. 2013). 

Ein wichtiger Bestandteil der Transformation des Zuckerrohrsektors ist die 
Mechanisierung der Ernte. Die bundesstaatliche Regierung von Säo Paulo erließ 
2002 ein Gesetz, das das Abbrennen der Felder ab 2031 verbietet. Durch Feuer 
werden die bei der manuellen Ernte störenden scharfkantigen Blätter abgebrannt. 
Mit dem Verbot ist eine profitable manuelle Ernte nicht mehr möglich, weshalb 
das Gesetz die Mechanisierung der Ernte nach sich zog. 2007 beschleunigte 
darüber hinaus ein freiwilliges Abkommen (protocolo agroambiental) zwi- 
schen der Zuckerrohrindustrie und dem Bundesstaat Säo Paulo den Prozess 
der Mechanisierung, das das Ende des Abbrennens der Zuckerrohrfelder auf 
2017 vorzog. So stieg der Mechanisierungsgrad der Ernte in kurzer Zeit von 
33,3 Prozent im Jahr 2006 auf 89,6 Prozent im Jahr 2014 (Baccarin 2016: 19, 
121ff.). Die Mechanisierung der Ernte war nicht nur im Interesse von Umwelt- 
NGOs, Anwohner*innengruppen und der Staatsanwaltschaft, die bereits seit 
Ende der 1980er Jahre gegen die umwelt- und gesundheitsschädliche Praxis des 
Abbrennens der Felder mobilisierten, sondern auch der Unternehmen, denn die 
mechanisierte Produktion von Zuckerrohr ist profitabler. Gleichzeitig erhoff- 
ten sich die Unternehmen mit der Mechanisierung ein „grünes“, „CO -freies“ 
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Image von „Bioethanol“, um in andere Märkte wie die der USA oder der EU zu 
exportieren. Das Kapital der finanzkräftigen, internationalen Investor*innen 
und die günstigen Kredite der Regierung ermöglichten die Anschaffung der 
teuren Erntemaschinen für die Mechanisierung, was zuvor nur punktuell möglich 


gewesen war (Alves 2009; Andrade Jünior 2016; Reis 2017). 


Veränderungen des Arbeitsregimes im Zuckerrohrsektor 
in Säo Paulo 


Die Transformation des Zuckerrohrsektors, insbesondere die Mechanisierung 
der Zuckerrohrernte, veränderte die Arbeitsabläufe und damit die gesamten Ar- 
beitsverhältnisse im Zuckerrohrsektor. Die Arbeit aufdem Feld umfasst mehrere 
Arbeitsschritte: den Boden vorbereiten, pflanzen, düngen und spritzen sowie das 
Zuckerrohr ernten. Die Hauptarbeitszeit liegt in der Trockenzeit von April bis 
Dezember, in der auch die Ernte stattfindet (Thomaz Junior 2002: 184). In der 
Regel besitzen die Arbeiterinnen einen formellen Vertrag als Saisonarbeiter*in, 
unbefristete*r Festangestellte*r oder Leiharbeiter*in (Capitani u.a. 2015: 73; 
Interview mit Vertreter des Unternehmens Usalpa, Junqueiröpolis, 18.5.2016). 

Traditionell war Arbeit auf den Zuckerrohrfeldern Säo Paulos manuell orga- 
nisiert. Häufighandelte es sich beiden manuellen Zuckerrohrarbeiter*innen um 
Arbeitsmigrant*innen aus ärmeren Regionen Brasiliens wie dem Nordosten des 
Landes. Mit der Mechanisierung der Ernte endete die Arbeitsmigration größ- 
tenteils (Oliveira 2009: 383, 409; Interviews mit manuellen Landarbeiter*innen, 
Junqueiröpolis, 18.5.2016). 

Ein manuelles Ernteteam besteht aus eine*r Vorarbeiter*in (lider), 30 bis 40 
Zuckerrohrschneider*innen und einer*m Busfahrer*in und arbeitet tagsüber meist 
zwischen sieben und 16 Uhr (Reis 2017: 66). Seit der Mechanisierung sind Ern- 
teteams anders zusammengesetzt. In der Regel umfasst die Arbeit eines „mecha- 
nisierten“ Teams vier Erntemaschinenfahrer*innen, neun Traktorfahrer*innen 
(um die Erntemaschine zu begleiten und die Ernte zum Lastwagen zu fahren), 
drei LKW-Fahrer*innen, eine'n Fahrer*in eines Löschfahrzeugs, zwei Mecha- 
niker*innen, eine*tn manuelle*n Helfer*in sowie eine*n Vorarbeiter*in (Interview 
mit Erntemaschinenfahrer, Flörida Paulista, 5.5.2016). Die Ernte wird norma- 
lerweise in drei Acht-Stunden-Schichten organisiert, manchmal gibt es auch 
nur zwei Schichten & zwölf Stunden. Obwohl auch andere Arbeitsschritte wie 
das Pflanzen von Zuckerrohr größtenteils mechanisiert wurden, gibt es nach 
wie vor einige Arbeiten, die manuell erledigt werden müssen. So muss der Bo- 
den von Gegenständen freigeräumt werden, die für die Maschinen eine Gefahr 
darstellen, die Zuckerrohrreste müssen nach der Ernte eingesammelt oder die 


Brasilien: Gewerkschaftliche Machtressourcen im Zuckerrohrsektor 559 


Herbizide gesprüht werden (Silva u.a. 2014: 89ff.; Interview mit Vertreter einer 
Transportgewerkschaft, Jaboticabal, 30.5.2016). 

Die Mechanisierung hat negative Auswirkungen auf die Beschäftigung: Seit 
2007, der Durchsetzung des protocolo agroambiental, sank die Zahl manueller 
Landarbeiter*innen von 186.738 Angestellten auf 76.436 im Jahr 2014. Die 
Gruppe der Personen, die mechanisierte Arbeiten ausüben, wie Traktorfahrer*in- 
nen oder Erntemaschinenfahrer*innen, stieg im gleichen Zeitraum von 24.279 


auf43.312 an (Baccarin 2016: 137£.). 


Die fragmentierte strukturelle Macht von Arbeiter*innen 


Die Mechanisierungder Zuckerrohrernte spaltete die Zuckerrohrarbeiter*innen 
mehr oder weniger in drei Gruppen: Arbeiter*innen, die eine Stelle als LKW-, 
Traktor- oder Erntemaschinenfahrer*innen fanden, Arbeiter*innen, die weiterhin 
manuelle Tätigkeiten aufden Zuckerrohrfeldern verrichten sowie Arbeiter*innen, 
die ihre Arbeitsstelle verloren. 

Die Verhandlungsposition der Gruppe bestehend aus LKW-, Traktor- und 
insbesondere Erntemaschinenfahrer*innen, die oftmals vorher Zuckerrohr- 
schneider*innen waren, verbesserte sich durch die Mechanisierung. Sie be- 
sitzen die höchste Verhandlungsmacht und sind im Vergleich zu manuellen 
Arbeiter*innen privilegiert, da sie aufgrund ihres Qualifikationsgrades über 
eine höhere Marktmacht verfügen. Um die mit Bord-Computern ausgestatteten 
Maschinen bedienen zu können, müssen Arbeiter*innen eine spezielle Ausbildung 
absolvieren. Gerade zu Beginn der relativ zügig umgesetzten Mechanisierung 
war qualifiziertes Personal rar, weshalb die Fahrer*innen zu diesem Zeitpunkt 
eine hohe Verhandlungsmacht besaßen und sich ihren Arbeitgeber*in quasi 
selbst aussuchen konnten. Aufden steigenden Bedarf an qualifiziertem Personal 
wurde allerdings relativ schnell auf Drängen der Unternehmen reagiert. Private 
Ausbildungseinrichtungen wie der SENAI (Servigo Nacional de Aprendizagemn In- 
dustrial) oder die Unternehmen boten, zum Teil in Zusammenarbeit mit Gewerk- 
schaften, spezielle Kurse an (Baccarin 2016: 151, 160; Reis 2017: 72£.; Interview 
mit Vertreter des Unternehmens Usalpa, Junqueiröpolis, 18.5.2016). Ein anderer 
Effekt ist das höhere Störpotenzial dieser Gruppe. Erntearbeiter*innen arbeiten 
an einer strategisch wichtigen Stelle des Produktionsablaufs: Gelingt es ihnen, 
alle Arbeiter*innen zum Streik zu mobilisieren, können sie den gesamten Produk- 
tionsprozess einer Zuckerrohrmühle unterbrechen. Durch den Produktivitäts- 
gewinn - eine Maschine produziert in etwa so viel wie 80-100 Arbeiter*innen - 
müssten nun deutlich weniger Arbeiter*innen mobilisiert werden, um zu streiken. 
Die Produktionsmacht eines*r einzelnen Erntemaschinenfahrers*in ist daher 
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höher (Interviews mit Vertreter*innen von Landarbeiter*innengewerkschaften, 
Presidente Venceslau, 17.5.2016 und Cosmöpolis, 18.5.2016). 

Manuelle Zuckerrohrarbeiter*innen verloren im Zuge der Mechanisierung 
Verhandlungsmacht. Sie besitzen, gemessen an absolvierten Schuljahren, ein 
relativ niedriges Bildungsniveau und daher generell schlechtere Arbeitsmarkt- 
chancen. Zusätzlich fehlen ihnen spezifische Qualifikationen. Folglich sind 
diese Arbeiter*innen auch häufig prekären Arbeitsverhältnissen ausgesetzt und 
abhängig von „niedrig qualifizierten“ Beschäftigungsmöglichkeiten (Baccarin 
2016; Souza 2013: 123). Gerade in ländlichen Gegenden, in denen die Abhän- 
gigkeit vom Zuckerrohrsektor hoch ist und wenige Arbeitsplatzalternativen 
bestehen, ist der Abbau von Arbeitsplätzen durch den Einsatz von Maschinen 
oder die Schließungen von Fabriken problematisch. So erhöhte sich der Druck 
auf manuelle Arbeiter*innen ihren Arbeitsplatz zu sichern; dies verringerte ihre 
Verhandlungsmacht, insbesondere in Gemeinden, in denen Zuckerrohrunter- 
nehmen die größten Arbeitgeber*innen sind (Baccarin 2016: 154ff.). 

Die Fragmentierungder Arbeiter*innen in privilegiertere und weniger privile- 
gierte Gruppen spiegelt sich in den Lohnniveaus wider. So lagder Basislohn eines*r 
Erntemaschinenfahrer*in beispielsweise im Unternehmen Glencane Bioenergia 
in Junqueiröpolis im Jahre 2015 bei 1.506 Reais (ca. 430 Euro) pro Monat, bei 
Zuckerrohrschneider*innen nur bei 942 Reais (ca. 270 Euro) (Tarifvertrag zwi- 
schen Landarbeiter*innengewerkschaft Junqueiröpolis und Glencane Bioeneigia, 
2015). Gleichzeitig zeigte sich der Verlust von Verhandlungsmacht von manuellen 
Zuckerrohrschneider*innen auch in der gestiegenen Arbeitsintensität. Laut Bac- 
carin u.a. (2013: 26) schnitt ein*e Arbeiter*in im Jahr 2000 durchschnittlich 7,69 
Tonnen Zuckerrohr pro Tag, 2011 waren es bereits 8,93 Tonnen. 


Organisationsmacht: Probleme mit der Solidarität 


Die Transformation des Zuckerrohrsektors wirkte sich unterschiedlich auf die 
verschiedenen Gewerkschaften aus. Die Mechanisierung der Ernte schwächte die 
Gewerkschaften der Landarbeiter*innen. Durch die Entlassung vieler manueller 
Landarbeiter*innen verloren sie einen Großteil ihrer Mitglieder. Eine wichtige Stra- 
tegie, um ihre Interessen durchzusetzen, ist die Mobilisierung zum Streik. Die Me- 
chanisierung erschwerte das. Der Präsident einer Landarbeiter*innengewerkschaft 
drückte dies im Interview folgendermaßen aus: „Sobald die Armee fehlt, wird der 
Kampf sinnlos“ (Jaboticabal, 27.5.2016, Übers.: J.B.). Gleichzeitig reduzierten 
sich durch den Mitgliederschwund die finanziellen Ressourcen der Gewerk- 
schaften. Dies führte dazu, dass Gewerkschaften weniger Geld zur Verfügung 


hatten, um Kampagnen zu starten, Kontrollen auf den Feldern durchzuführen 
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oder Anwält*innen zu beschäftigen. Manche lokale Gewerkschaften stehen kurz 
vor der Schließung. Dies verstärkte Streitigkeiten innerhalb der Gewerkschaften 
der Landarbeiter*innen. Kleinere Gewerkschaften leiteten die Einnahmen aus der 
Gewerkschaftssteuer mit der Begründung fehlender Mittel nicht, wie gesetzlich 
vorgeschen, an die Gewerkschaftsvereinigung Federagäo dos Empregados Rurais 
Assalariados do Estado de Sao Paulo (FERAESP) weiter. Die FERAESP wieder- 
um beantwortete dieses Vorgehen mit Klagen vor Arbeitsgerichten (Interviews 
mit Vertreter der FERAESP, Araraquara, 30.10.2016 und mit Vertreter einer 
Landarbeiter*innengewerkschaft, Ribeiräo Preto, 29.3.2017). 

Weil nach brasilianischem Arbeitsrecht nur eine Gewerkschaft in einer 
Gemeinde Traktor-, LKW- und Erntemaschinenfahrer*innen vertreten darf, 
entstanden Konflikte zwischen Landarbeiter*innen- und Transportgewerk- 
schaften um deren Repräsentation. Wie in Brasilien üblich, werden diese nicht 
durch Gewerkschaftsdachverbände geschlichtet, sondern vor Arbeitsgerichten 
ausgetragen. So kam es in nahezu jeder Gemeinde zu juristischen Auseinander- 
setzungen zwischen den beiden Gewerkschaften. Die institutionell verankerte 
Fragmentierungzwischen den unterschiedlichen Gewerkschaften verstärkte sich 
dadurch weiter. Die Arbeiter*innen wurden zum „Spielball der Gewerkschaften“ 
und waren teilweise verunsichert, welche Gewerkschaft sie nun repräsentiere 
(Interviews mit Vertreter einer Landarbeiter*innengewerkschaft, Junqueiröpolis, 
12.5.2016; mit Vertreter einer Transportgewerkschaft, Dracena, 12.5.2016 und 
mit Erntemaschinenfahrer, Flörida Paulista, 5.5.2016). 

Ausdruck hoher Organisationsmacht sind aktive Mitglieder, die sich leicht 
für Streiks mobilisieren lassen. Viele Arbeiterinnen, unabhängig von ihrer Po- 
sition als manuelle*r Arbeiter*in oder Fahrer*in, berichteten allerdings, dass sie 
nicht streiken möchten bzw. Angst davor hätten. Diese Zurückhaltung, sich 
zum Streik zu organisieren, lässt sich insbesondere durch die Auswirkungen 
verschiedener Kontrollmechanismen der Unternehmen über Arbeiter*innen 
erklären. Eine traditionelle Form der Kontrolle ist das Lohnsystem. Manuelle 
Zuckerrohrschneider*innen verdienen in der Regel nach Produktionsmenge, das 
heißt je mehr Tonnen Zuckerrohr sie pro Tag ernten, desto mehr verdienen sic. 
Gleichzeitig spielen Bonussysteme eine wichtige Rolle, die an individuelle oder 
kollektive Produktionsziele, die Anwesenheitam Arbeitsplatz oder an den scho- 
nenden Umgangmit Maschinen gebunden sind (Souza 2013: 106ff., 116ff., 127; 
Interviews mit Vertreter*innen einer Transportgewerkschaft, Jales, 31.3.2017 und 
mit LKW-Fahrer, Flörida Paulista, 5.5.2016). Neben dieser subtileren Form findet 
auch eine direkte Kontrolle über die Anwesenheit eines*r Vorarbeiter*in aufdem 
Feld statt. Diese Person war in der Regel vorher selbst Zuckerrohrschneider*in 
oder Maschinenfahrer*in und soll die Arbeit ihres Teams überwachen (Interview 
mit Vorarbeiter, Flörida Paulista, 5.5.2016). Unternehmen üben auch über Ent- 
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lassungen und „schwarze Listen“ Druck auf Arbeiter*innen aus: Anführer*innen 
von Streiks (cabegas de greve) werden häufignach Streiks entlassen - was illegal ist, 
wogegen Klagen aber faktisch kaum möglich sind - und zusätzlich aufschwarzen 
Listen erfasst. Arbeiter*innen aufeiner schwarzen Liste finden selten eine Stelle 
in Zuckerrohrunternehmen (Menezes u.a. 2015: 12; Interview mit Vertreter 
eines Gewerkschaftsdachverbands, Säo Paulo, 3.3.2017). 

Neuere Formen der Kontrolle sind mit der Mechanisierung und der Krise des 
Sektors verbunden. Durch die Entlassungen und regional gestiegene Arbeitslosig- 
keit nahm die Angst von Arbeiter*innen zu, ihre Arbeitsstelle zu verlieren. Karl 
Marx beschreibt diesen Mechanismus bereits im Kapitalanhand der sogenannten 
industriellen Reservearmee. Er zeigt, wie der Kapitalismus stetig Erwerbslosig- 
keit produziert, was die Konkurrenz zwischen Arbeiter*innen vergrößert und 
sie durch den Druck, ihre Arbeitsstelle zu verlieren, diszipliniert werden und 
schlechtere Arbeitsbedingungen akzeptieren (Marx 1890: 657f.; Zeller 2008). 
Diese Angst besteht nicht nur bei manuellen Arbeiter*innen, sondern auch bei 
den „privilegierteren“ Maschinenfahrer*innen, denen bewusst ist, dass sie einen 
in der Landwirtschaft qualitativ höherwertigen Arbeitsplatz besitzen: die Löhne 
sind vergleichsweise hoch, die körperliche Belastung geringer und die Arbeit 
ist normalerweise in formellen Arbeitsverhältnissen geregelt, häufig inklusive 
Zusatzleistungen wie einer kostenlosen Gesundheitsversorgung (Hintergrund- 
gespräch mit Eduardo P. Girardi, Universität Presidente Prudente, 23.3.2017). 

Eine subtile Form der Kontrolle beschreiben Souza (2013), Salata (2013) und 
Reis (2017) in ihren Arbeiten über die Mechanisierung der Zuckerrohrernte im 
Bundesstaat Säo Paulo. Aufgrund der Mechanisierung bestand die Notwendig- 
keit, Arbeiter*innen zu Maschinenfahrer*innen auszubilden. In diesen Kursen 
wurde nicht nur technologisches Wissen vermittelt, sondern auch „Sozialkom- 
petenzen“ und „Werte guten Arbeitens“. 

Zugleich erhöht sich die Kontrolle über die Fahrer*innen durch den Einsatz 
von Computern und GPS-Systemen in den Erntemaschinen. Hierdurch kann 
das Unternehmen jederzeit nachvollziehen, wieviel welche*r Arbeiter*in wann 
produziert hat. Erntemaschinenfahrer*innen berichteten in Interviews, dass 
Vorgesetzte regelmäßig nachfragen, warum eine Maschine zu einem gewissen 
Zeitpunkt stillstand (Reis 2017: 120, 142; Interview mit Erntemaschinenfahrer, 
Sandovalina, 30.4.2016). 


Die institutionelle und gesellschaftliche Macht der Gewerkschaften 


In der Regierungszeit der Arbeiterpartei (PT, Partido dos Trabalhadores) zwischen 
2003 bis 2016 konnten Gewerkschaften in Brasilien generell ihre institutionellen 
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Machtressourcen erweitern (Melleiro/Steinhilber 2012: 227; Weinmann u.a. 
2016: 194). Diese Entwicklung lässt sich auch im Zuckerrohrsektor in Säo Paulo 
beobachten. Arbeiter*innen und Gewerkschaften erfahren für ihre Anliegen seit 
Anfang der 2000er Jahre eine stärkere Unterstützung des Arbeitsministeriums 
(MTE, Ministerio do Trabalho e Emprego) und der Staatsanwaltschaft (MPT, 
Ministerio Publico do Trabalho). Die Behörden wurden seitdem generell bes- 
ser - wenn auch nicht hinreichend - ausgestattet und die Kontrolle ländlicher 
Arbeit durch die Gründung einer spezifisch hierfür zuständigen Untergrup- 
pe, der Grupo Rural in Säo Paulo, verbessert (Coslovsky/Locke 2013: 513ff.; 
Interviews mit Vertreterin des MPT, Presidente Prudente, 4.5.2016 und mit 
Vertreter*innen des MTE, Ribeiräo Preto, 4.11.2016 und Batatais, 28.3.2017). 
Zusätzlich erleichterte die Einführung der arbeitsrechtlichen Richtlinie Norma 
Regulamentadora 31 (NR31), die die Arbeitsstandards in der Landwirtschaft 
konkret definiert, Arbeiter*innen, Gewerkschaften, Arbeitsinspekteur*innen 
und Staatsanwält*innen Forderungen an Unternehmen zu stellen und durch- 
zusetzen (Interview mit Vertreter der CONTAG, Brasilia, 13.3.2017 und mit 
Vertreter*innen des MTE, Ribeiräo Preto, 4.11.2016). 

Präsident Lula da Silva initiierte in seiner Regierungszeit häufiger tripartisti- 
sche Kommissionen aus Regierung, Unternehmen und Gewerkschaften (Mellei- 
ro/Steinhilber 2012). Auch im Zuckerrohrsektor etablierte Lula da Silva einen 
stetigen runden Tisch bestehend aus dem Generalsekretär des Präsidenten, den 
Gewerkschaften FERAESP und Confederagao Nacional dos Trabalhadores na 
Agricultura (CON’TAG) sowie den Unternehmensverbänden Uniäo da Indüstria 
de Cana-de-Agucar (UNICA) und Forum Nacional Sucroalcooleiro. Ergebnis 
dieses runden Tisches waren zwei freiwillige Vereinbarungen, das Protocolo de 
Intengöes Agrossocioambiental do Setor Sucroalcooleiro 2008 und der Compro- 
misso Nacional para Aperfeigoar as Condigöes de Trabalho na Cana-de-Agucar 
2009 (Marques/Scopinho 2012). Sie legten hierin unter anderem fest, dass es 
Qualifizierungsprogramme für manuelle Zuckerrohrarbeiter*innen geben solle, 
damit sie die neu geschaffenen Arbeitsplätze als Erntemaschinenfahrer*innen 
oder Mechaniker*innen übernehmen konnten. Zudem verpflichteten sich die 
Zuckerrohrfirmen, die Arbeitsbedingungen in ihren Unternehmen, etwa die Ar- 
beitssicherheit oder durch die Formalisierung von Arbeitsverträgen, zu verbessern. 
Im Gegenzugzertifizierten die Gewerkschaften Unternehmen, die diese Vorgaben 
umsetzten und verstärkte Kontrollen zuließen. Einige Gewerkschafter*innen 
und Wissenschaftler*innen kritisierten diese freiwilligen Abkommen. Neben 
der Freiwilligkeit der Abkommen bemängelten sie, dass grundlegende Probleme 
wie etwa die Bezahlung nach Produktion nicht überarbeitet wurden, die für viele 
gesundheitliche Probleme von Arbeiter*innen verantwortlich ist. Ein weiteres 
Problem dieser Abkommen war, dass Gewerkschaften zu Partner*innen der 
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Unternehmen wurden und durch die Zertifizierung ihre Glaubwürdigkeit aufs 
Spiel setzten (Marques/Scopinho 2012; Thomaz Jünior 2010: 27£.; Interview mit 
Vertreter der CONTAG, Brasilia, 13.3.2017). 

Ein Weg für Gewerkschaften, fehlende Organisationsmacht und ungleich 
verteilte strukturelle Macht auszugleichen, könnten Bündnisse mit sozialen 
Bewegungen und die Nutzung gesellschaftlicher Macht sein. Ein potenzieller 
Partner für Landarbeiter*innengewerkschaften im Zuckerrohrsektor sind die 
Landlosenbewegungen, wie die Movimento dos Trabalhadores Rurais Sem Terra 
(MST), da sich beide für die Umverteilungvon Land und die Stärkungkleinbäu- 
erlicher Landwirtschaft einsetzen. Das Verhältnis zwischen MST und den Land 
arbeiter*innengewerkschaften in Säo Paulo, gerade der konservativeren Federagäo 
dos Trabalhadores na Agricultura Familiar do Estado de Sao Paulo (FETAESP), ist 
allerdings schon lange kompliziert (Chiovetti 1999: 159). Differenzen zwischen 
führenden Personen der Organisationen, ideologische Unterschiede und verschie- 
dene Organisationsstrukturen und -kulturen erschweren die Zusammenarbeit. 
Zusätzlich belastete die Frage, wie mit der von der Arbeiterpartei geführten Re- 
gierung umzugehen sei, die keine Gewerkschafts- und Landreform durchführte, 
das Verhältnis der beiden Organisationen (Interview mit Vertreter der FERAESP, 
Bauru, 16.3.2017 und mit Vertreter der MST, Presidente Prudente, 23.3.2017). 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Mechanisierung die Gewerkschaften der 
Landarbeiter*innen schwächte, die Transportgewerkschaften hingegen stärkte. 
Im Unterschied zu Landarbeiter*innengewerkschaften haben die cher städtisch 
geprägten Transportgewerkschaften weder Verbindungen zu Kämpfen um Land 
noch Kontakt zur MST (Interviews mit Vertretern von Transportgewerkschaften, 
Presidente Prudente, 20.5.2016 und Säo Paulo, 8.3.2017). 

Die mangelnde Zusammenarbeit zwischen Gewerkschaften und der MST ist 
im Kontext der Transformation des Zuckerrohrsektors eine bislang ungenutzte 
Gelegenheit. Durch die zunehmenden Entlassungen aufgrund der Mechanisie- 
rungder Ernte und der aktuellen Krise wurden immer mehr Lohnarbeiter*innen 
land- und arbeitslos. Dementsprechend erhöht sich die Notwendigkeit, alternative 
Lebensgrundlagen für diese zu schaffen, beispielsweise Land zu besetzen und 
in kleinbäuerliche Siedlungen umzuwandeln. Gleichzeitig ergeben sich neue 
Möglichkeiten, Land von Zuckerrohrfirmen für kleinbäuerliche Siedlungen zu 
gewinnen, da in den letzten Jahren einige Zuckerrohrfirmen aufgrund hoher 
Schulden insbesondere beim Staat, aber auch bei Arbeiter*innen, Unternehmen 
und Banken, Insolvenz anmelden mussten. Daher argumentiert die MST, dass 
dieses Land seine soziale Funktion, wie es die brasilianische Verfassung vorsicht, 
verloren habe und somit in kleinbäuerliche Siedlungen umgewandelt werden 
könne (Interviews mit Vertreter der MST, Ribeiräo Preto, 10.6.2016 und mit 
Vertreter der FERAESP, Araraquara, 30.10.2016). 
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Fazit 


Der Artikel sollte zeigen, wie sich die neoliberale Restrukturierung des Agrar- 
sektors auf die Machtressourcen und das Handeln von Gewerkschaften und 
Arbeiter*innen auswirkt. Hierfür habe ich die Veränderungen im Zuckerrohrsek- 
tor im Bundesstaat Säo Paulo, insbesondere die fortschreitende Mechanisierung 
der Ernte und deren Einfluss auf das Handlungsvermögen von Gewerkschaften 
und Arbeiter*innen anhand des Machtressourcenansatzes analysiert. 

Aufgrund der Mechanisierung der Ernte verloren viele manuelle Zuckerrohr- 
schneider*innen ihren Arbeitsplatz, in einigen ländlichen Regionen stieg deshalb 
die Arbeitslosigkeit. Dies hatte einen negativen Effekt aufdie strukturelle Macht 
aller Arbeiter*innen und Gewerkschaften. Zugleich zeigte sich, dass sich die 
Mechanisierung der Zuckerrohrernte nicht gleichförmig auf die strukturelle 
Macht von Arbeiter*innen und Gewerkschaften auswirkte. Einige manuelle 
Zuckerrohrarbeiter*innen verloren ihren Arbeitsplatz, wenige andere blieben 
unter nun prekäreren Bedingungen angestellt. Diese Gruppe an Arbeiter*innen 
verloren an struktureller Macht. Andere Arbeiter*innen, die nun als Fahrer*innen 
von Traktoren, LKWs und Erntemaschinen angestellt sind, verfügen aufgrund 
ihres gestiegenen Qualifikationsniveaus über eine bessere Verhandlungsposition. 

Zudem führten die Entlassungen von manuellen Arbeiter*innen zu sinken- 
den Mitgliedszahlen bei den Gewerkschaften der Landarbeiter*innen, denen 
damit auch weniger finanzielle Ressourcen zur Verfügung stehen. Einige lokale 
Gewerkschaften konnten folglich einige Leistungen nur noch eingeschränkt 
anbieten bzw. stehen sogar kurz vor der Schließung. Diese prekäre Situation in 
Kombination mit den Besonderheiten desbrasilianischen Gewerkschaftssystems 
führte zu internen, zumeist juristisch ausgetragenen Auseinandersetzungen, einer 
weiteren Fragmentierung der Gewerkschaften und letztlich einem Verlust an 
Organisationsmacht. Diese schwand zudem, da sich durch die Ausweitung der 
mechanisierten Produktion die Kontrolle von Unternehmen über Arbeiter*innen 
erhöhte. Hierdurch stieg deren Angst, sich zu organisieren und sich für bessere 
Arbeitsbedingungen einzusetzen, wodurch ein zentrales Druckmittel von Ge- 
werkschaften weitgehend entfiel. 

Vor der Transformation des Sektors waren Streiks, die häufig Ausdruck ei- 
ner hohen Organisationsmacht sind, ein wichtiges Mittel von Arbeiter*innen 
und Landarbeiter*innengewerkschaften, Forderungen durchzusetzen. Der 
Verlust dieser Machtressource erklärt teilweise auch den Strategiewechsel von 
Gewerkschaften der Landarbeiter*innen, verstärkt institutionelle Formen der 
Verhandlung zu suchen. So nahmen sie beispielsweise an runden Tischen mit 
Regierungsvertreter*innen und Unternehmen teil, die von Ex-Präsident Lula 
da Silva initiiert wurden. Diese Strategie war wenig erfolgreich und wurde von 
einigen Gewerkschafter*innen und Wissenschaftler*innen kritisiert. Gleich- 
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wohl konnten Gewerkschaften auf die stärkere Unterstützung von staatlichen 
Arbeitsinspektor*innen und Staatsanwält’innen zurückgreifen und sich die- 
se institutionelle Machtressource zunutze machen. Nichtsdestotrotz offen- 
barte die Analyse, dass gesetzliche Regelungen das solidarische Handeln von 
Arbeiter*innen und Gewerkschaften sehr einschränken, was in Phasen der 
neoliberalen Transformation zentral wäre, um eigene Rechte zu schützen und 
zu stärken. Die brasilianischen Gewerkschaften sollten daher die Bemühungen 
für eine Reform des Gewerkschaftssystems wie in der ersten Phase nach Ende 
der Militärdiktatur 1985 wieder verstärken. 

Eine andere alternative Strategie könnte der Ausbau von gesellschaftlicher 
Macht durch eine intensivere Allianz mit Landlosenbewegungen wie der MST 
sein, wofür Gewerkschaften und soziale Bewegungen aufeinander zugehen und 
persönliche, kulturelle und ideologische Hindernisse abbauen müssten. Kämpfe 
von Lohnabhängigen aufden Feldern könnten dabei mit den Kämpfen um Land 
von Landlosen oder Kleinbäuerinnen und -bauern verknüpft werden. 

Mit der Analyse des Falles konnte ich aufzeigen, dass sich die Transformation 
der Landwirtschaft auf die Arbeit und Organisierung von Arbeiter*innen sowie 
auf Gewerkschaften und deren Handlungsvermögen auswirkt. Die Analyse der Ag- 
rartransformation sollte sich daher nicht nur auf Enteignungsprozesse fokussieren, 
sondern wieder vermehrt die Auswirkungen auf Arbeit und Kämpfe innerhalb des 
Produktionsprozesses in den Blick nehmen. David Harveys (2003: 169.) Argu- 
mentation folgend sind Enteignungen und die Ausbeutung von Arbeiterinnen 
im Produktionsprozess zwei Seiten der Medaille neoliberaler Akkumulationslogik 
und Krisenbewältigung des Kapitals. Zukünftige Analysen sollten daher untersu- 
chen, an welchen Punkten Widersprüche und Spannungen zwischen Bewegungen, 
die gegen Enteignungen ankämpfen, und Arbeiter*innenbewegungen existieren. 
Zugleich sollte die Forschung herausarbeiten, wo Gemeinsamkeiten und Anknüp- 
fungspunkte für gemeinsame Kämpfe bestehen. 


Literatur 


Akram-Lodhi, A. Haroon (2012): Contextualising land grabbing: contemporary land deals, the 
global subsistence crisis and the world food system. In: Canadian Journal of Development 
Studies/Revue canadienne d’etudes du developpement 33(2): 119-142. 

Akram-Lodhi, A. Haroon/Kay, Cristöbal/Borras Jr, Saturnino M. (2009): The political economy 
ofland and the agrarian question in an era of neoliberal globalization. In: Akram-Lodhi, A. 
Haroon/Kay, Cristöbal (Hg.): Peasants and globalization: political economy, ruraltransforma- 
tion and the agrarian question. London: 214-238. 

Alves, Francisco (2009): Politicas Püblicas compensatörias para a mecanizagäo do corte de cana 
crua. In: RURIS 3(1): 153-178. 

Andrade Junior, Jose Roberto Porto de (2016): Onde Tem Fumaga Tem Fogo: As Lutas pela Eli- 
minagäo da Queima da Cana-de-agıicar, Säo Paulo. 


Brasilien: Gewerkschaftliche Machtressourcen im Zuckerrohrsektor 567 


Arbeitskreis Strategic Unionism (2013): Jenaer Machtressourcenansatz 2.0. In: Schmalz, Stefan/ 
Dörte, Klaus (Hg.): Comeback der Gewerkschaften? Machtressourcen, innovative Praktiken, 
internationale Perspektiven. Frankfurt am Main: 345-376. 

Baccarin, Jose Giacomo (2016): A Indüstria Abarca a Cana-de-Aguicar e Corta Rente o Trabalho 
Volante: Mudangas Tecnolögicas Recentes na Lavoura Canavieira e Impactos na Ocupagäo Agricola 
no Estado de Sao Paulo. Jaboticabal. 

Baccarin, Jose Giacomo/Gebara, Jose Jorge/Silva, Bruna Matsufugi (2013): Acelaragäo dacolheita 
mecänica e scus cfeitos na ocupagäo formal canavieira no estado de Säo Paulo, de 2007 a 2012. 
In: Informagöes Econömicas 43(5): 19-31. 

Capitani, Daniel Henrique Dario/Gomes, Marcel de Souza/ Walter, Arnaldo Cesar da Silva/Leal, 
Manoel Regis Lima Verde (2015): Condigöes de trabalho naatividade canavieira brasileira. In: 
Revista de Politica Agricola 24(2): 64-77. 

Chiovetti, Simäo Pedro (1999): Reestruturagäo produtiva na agroindüstria paulista e a luta dos 
trabalhadores rurais assalariados. In: Zutas Sociais 6: 151-166. 

Coslovsky, Salo V./Locke, Richard (2013): Parallel Paths to Enforcement Private Compliance, 
Public Regulation, and Labor Standards in the Brazilian Sugar Sector. In: Politics & Society 
41(4): 497-526. 

DATALUTA (2015): Banco de Dados da Luta pela Terra: Relatörio Brasil 2014. Säo Paulo- 
Presidente Prudente. 

Engels, Bettina/Dietz, Kristina (2011): Land Grabbing analysieren: Ansatzpunkte für eine 
politisch-ökologische Perspektive am Beispiel Äthiopiens. In: Peripherie 31(124): 399-420. 

Fichter, Michael/Helfen, Markus (2011): Going local with global policies: Implementing Inter- 
national Framework Agreements in Braziland the United States. In: Papadakis, Konstantinos 
(Hg.): Shaping Global Industrial Relations. The Impact ofInternational Framework Agreements. 
Basingstoke-New York: 85-115. 

Garvey, Brian/Barreto, Maria Joseli (2014): Changing work and the global commodification of 
ethanol. In: Atelie Geogräfico 8(1): 51-73. 

Harvey, David (2003): The new imperialism, Oxford. 

Li, Tania Murray (2011): Centering labor in the land grab debate. In: The Journal of Peasant 
Studies 38(2): 281-298. 

Marques, Rejane Siqueira Silva/Scopinho, Rosemeire Aparecida (2012): Qualificagäo profissional 
dos trabalhadores rurais canavieiros: Quem säo os eleitos?. In: Estudos do Trabalho 5(11): 1-28. 

Marx, Karl (1890): Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie. Erster Band. Der Produktions- 
prozess des Kapitals, Berlin 2008. 

McMichael, Philip (2009): A food regime gencalogy. In: The Journal of Peasant Studies 36(1): 
139-169. 

- (2010): Agrofuels in the food regime. In: The Journal of Peasant Studies 37(4): 609-629. 

Melleiro, Waldeli/Steinhilber, Jochen (2012): Zur Sonne, zur Freiheit? Gewerkschaftspolitik in 
Brasilien. In: de la Fontaine, Dana/Stehnken, Thomas (Hg.): Das politische System Brasiliens. 
Wiesbaden: 209-231. 

Mendonga, Maria Luisa/Pitta, Fäbio T./Xavier, Carlos Vinicius (2013): The Sugarcane Industry 
and the global economic crisis. Transnational Institute (TNI), Network for Social Justice and 
Human Rights. 

Menezes, Marilda Aparecida/Silva, Marcelo Saturnino/Cover, Maciel (2015): Cabega de hidra: 
greves e paralisagöes dos trabalhadores que labutam na colheita da cana-de-agticar no Estado 
de Säo Paulo. In: Mitidiero Junior, Marco Antonio/Garcia, Maria Franco/Viana, Pedro Coasta 
Gucdes (Hg.): A questäo agraria no seculo XXI: escalas, dinämicas e conflitos territoriais. Säo 
Paulo: 279-307. 


568 Jan Brunner 


Oliveira, Ana Maria Soares de (2005): As mudangas no mundo do trabalho e movimento sindical 
no Brasil (uma breve reflexäo). In: Pegada 6(1): 27-36. 

Oliveira, Ana Maria Soares de (2009): Reordenamento Territorial e Produtivo do Agronegöcio 
Canavieiro no Brasil e os Desdobramentos Para o Trabalho. Presidente Prudente. 

Pye, Oliver (2014): Transnational space and workers’ struggles. Reshaping the palm oil industry 
in Malaysia. In: Dietz, Kristina/Engels, Bettina/Pye, Oliver/Brunnengräber, Achim (Hg.): 
The Political Ecology of Agrofuels. Abingdon: 186-201. 

Reis, Leonardo Ferreira (2017): Modernizagäo do complexo agroindustrialcanavieiro paulista e seus 
efeitos sobre a gestäo do trabalho agricola, Säo Carlos. 

Salata, Rosemeire (2013): Novas formas de organizagäo daprodugao canavieira na regiäo de Ribeiräo 
Preto/SP: Qualificagdo profissional e 0 „Programa renovagäo“, Araraquara. 

Schmalz, Stefan/Dörre, Klaus (2014): Der Machtressourcenansatz: Ein Instrument zur Analyse 
gewerkschaftlichen Handlungsvermögens. In: Industrielle Beziehungen, 21(3): 217-237. 

Selwyn, Ben (2011): The Political Economy of Class Compromise: Trade Unions, Capital-Labour 
Relations and Development in North East Brazil. In: Antipode 43(4): 1305-1329. 

Silva, Maria A. Moraes/Bueno, Juliana Dourado/de Melo, Beatriz Medeiros (2014): Quando 
a mäquina “desfila”, os corpos silenciam: tecnologia e degradagäo do trabalho nos canaviais 
paulistas. In: Contemporänea 4(1): 85-115. 

Silver, Beverly]. (2003): Forces oflabor: workers’ movements and globalization since 1870, Cambridge. 

Souza, Maria Zelia de Almeida (2013): Modernizagao sem mudangas: da contagem de cabegas a 
gestäo estrategica de pessoas, Brasilia. 

Sproll, Martina (2010): High Tech für Niedriglohn: Neotayloristische Produktionsregimes in der 
IT-Industrie in Brasilien und Mexiko, Münster. 

"Thomaz Junior, Antonio (2002): Por träs dos canaviais, os „nos“ da cana: arelagao capitalxtrabalho 
eo movimento sindical dos trabalhadores na agroindustria canavieira paulista, Säo Paulo. 

- (2010): Gestäo e ordenamento territorial da relagäo capital-trabalho naagroindustria canavicira, 
no Brasil. In: Revista Pegada 11(1): 3-33. 

UNICA (2017): Unicadata: Produgäo. URL: http://www.unicadata.com.br/historico-de-produ- 
cao-e-moagem.php?idMn=32&tipoHistorico=4&acao=visualizar&idTabela=1803&safra= 
2001%2F2002&estado=SP, Zugriff: 9.1.2017. 

Weinmann, Nico/Bossert, Friedrich/Hecker, Paul (2016): Revitalisierte Gewerkschaftsmacht 
unter Mitte-Links-Regierungen in Argentinien, Brasilien und Uruguay. In: Peripherie 36(142- 
143): 182-200. 

White, Ben/Borras, Saturnino M. Jr./Hall, Ruth/Scoones, Ian/Wolford, Wendy (2012): The 
new enclosures: critical perspectives on corporate land deals. In: The JournalofPeasant Studies 
39(3-4): 619-647. 

Wright, Erik ©. (2000): Working-Class Power, Capitalist-Class Interests, and Class Compromise. 
In: American Journal of Sociology 105(4): 957-1002. 

WWF, World Wide Fund For Nature (2008): Anälise da expansäo do complexo agroindustrial 
canavieiro no Brasil: programa de Agricultura e Meio Ambiente. 

Zeller, Christian (2008): Globalisierung der Arbeit und der Verunsicherung. In: Geographische 
Zeitschrift 96(1-2): 78-96. 


Anna Landherr und Jakob Graf 


Neoliberale Kontinuität im politischen Wechselwind 
Die Macht der besitzenden Klasse Chiles über 
die extraktivistische Ausrichtung des Landes 


1. Einführung 


In Zeiten ökologischer Krisen zeigen sich die schwerwiegenden Konsequenzen 
extraktivistischer Ökonomien besonders deutlich. Die betreffenden Länder sind 
durch ein Wirtschaftsmodell gekennzeichnet, das sich vorwiegend auf die Aus- 
beutung natürlicher Ressourcen und deren Export konzentriert, bei lediglich 
geringer industrieller Weiterverarbeitung im Inland. Es ist ein Wesensmerkmal 
extraktivistischer Produktion, dass sie tiefgreifende Veränderungen in den natür- 
lichen Kreisläufen und dem Mensch-Naturverhältnis mit sich bringt. Sie ist in 
vielen Fällen derart zerstörerisch, dass sie ihre eigenen ökonomischen Grundlagen 
untergräbt. Dennoch wurde die Ausbeutung der Natur in den letzten Jahrzehnten 
noch intensiviert (vgl. Gudynas 2012; Svampa 2011), was mit gravierenden ökolo- 
gischen Konsequenzen einhergeht und einer steigenden Zahl sozio-ökologischer 
Konflikte. 

In Chile ist eine besitzende Klasse der zentrale Akteur im Kontext der dortigen 
extraktivistischen Ökonomie. Dies ist Ausgangspunkt unserer Forschung zur 
chilenischen Wirtschaft und der empirischen Aufarbeitung unterschiedlicher 
sozio-ökologischer Problematiken des Landes.! Dabei spielen nationale Famili- 
enkonglomerate eine zentrale Rolleund dominieren oft ganze Produktionsnetz- 
werke. Ihre hohen Unternehmensverflechtungen, Risikostreuung, Skaleneffekte 
und ihr politischer Einfluss garantieren eine lange ökonomische Beständigkeit 
(Fischer 2011: 151). Die häufigin extraktiven Industrien engagierten Unterneh- 
men können auf langfristigere Investitionen und politische Beziehungen setzen. 
Diese Verbindungen in die Politik tragen insbesondere unter der Voraussetzung 


1 Dieser Artikel basiert unter anderem aufeiner Feldforschungim Rahmen des vom DAAD 
und BMBF geförderten Teilprojektes Sozial-ökologische Widersprüche kapitalistischer 
Landnahme: Das Beispiel der Holz- und Wasserwirtschaft in Südchile (Siehe: patagonia. 
uni-jena.de/teilprojekte/#soziologie), das mit Beteiligung der Universität Jena durchge- 
führt wurde. 
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von quiet politics (Culpepper 2011) Früchte, die hinter den Kulissen verhandelt 
werden. Die Familienkonglomerate bilden die genannte besitzende Klasse, wo- 
runter wir im Folgenden Kapitaleigentümer verstehen, die ihre Unternehmen 
selbst managen. Dies tun sie im untersuchten Kontextals familiales Netzwerk mit 
besonderen Loyalitätsbeziehungen. Diese Klasse kontrolliert nicht nur weitge- 
hend die Wirtschaft Chiles und stellt den zentralen Profiteur dieses Wirtschafts- 
modells dar, sondern vermag es zudem, das bestehende Akkumulationsregime 
trotz unterschiedlichster politischer Konjunkturen immer wieder aufrechtzuer- 
halten und ihre Interessen gegen breiten sozialen Widerstand durchzusetzen. Im 
vorliegenden Artikel gehen wir der Frage nach, mittels welcher Mechanismen 
dies der besitzenden Klasse gelingt. 

In der politischen Ökologie werden die Machtverhältnisse, -beziehungen und 
-strukturen bezüglich des Zugangs zu- und der Kontrolle über natürliche Res- 
sourcen innerhalb des heutigen Weltsystems untersucht. Das extraktivistische 
Akkumulationsmodell wird hierbei als Ausdruck einer globalen Arbeitsteilung 
verstanden, die die Länder der Peripherie zum Export von Rohstoffen zwingt 
(vgl. Svampa 2011; Cardoso/Faletto 1976; Acosta 2009). Dabei werden sowohl 
die äußeren strukturellen Zwänge der Nord-Süd-Beziehungen, wie auch die 
daraus resultierenden Umweltbelastungen als Ursache für die Produktion und 
Reproduktion sozialer Ungleichheiten sowie der Widerstand der betroffenen 
Bevölkerung untersucht (Svampa 2011). Diese Weltmarktzwänge trugen dazu bei, 
dasssich auch in den Ländern der sogenannten lateinamerikanischen Linkswende 
(seit den 2000er Jahren) die wirtschaftliche Grundausrichtung nicht wesentlich 
änderte. Vielmehr wurde der konventionelle Extraktivismus (Svampa 2016: 11) 
durch den Neoextraktivismus ergänzt. Während bei ersterem die Kontrolle der 
natürlichen Ressourcen privaten Akteuren und dem Markt zufällt, obliegt sie 
bei letzterem staatlichen Autoritäten (Gudynas 2011: 386). 

Die endogenen systemstabilisierenden Faktoren und Mechanismen auf natio- 
naler Ebene sind dabei selten Gegenstand der Forschung. Auch der chilenische 
Extraktivismus geht nicht nur mit den Weltmarktzwängen, sondern gleichzeitig 
mit einer Internalisierung der externen Faktoren einher (Poulantzas 1977: 20f.; 
Cardoso/Faletto 1976: 217£.). Im Anschluss an Poulantzas lässt sich fragen, war- 
um, durch wen und wie die äußeren Zwänge im Inneren des Landes durchgesetzt 
bzw. die Voraussetzungen dieser Zwänge immer wieder reproduziert werden. 
Im Gegensatz zu neoextraktivistischen Ländern kann sich der konventionelle 
Extraktivismus nicht durch soziale Umverteilunglegitimieren. Die beiden Modelle 
unterscheiden sich auch durch ihre jeweilige Form der Aneignung der Natur. In 
Chile gibt der Staat die Kontrolle über die natürlichen Ressourcen weitgehend 
an private Unternehmen ab. Die besitzende Klasse entsteht damit als sozialer und 
politischer Akteur der Internalisierung globaler Abhängigkeiten und ökonomi- 
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scher Zwänge (ebd.). Dieser Gruppe gelingt es, aus der extraktivistischen Position 
innerhalb des Weltsystems sowohl Profit zu schlagen, als auch das Wirtschaftsmo- 
dell gegen Veränderungen zu verteidigen. Um zu verstehen, wie dies funktioniert, 
untersuchen wir, wie strukturelle Faktoren die Interessen der besitzenden Klasse 
begünstigen und es dieser Gruppe gelingt, ihr ökonomisches Kapital in politische 
Macht zu übertragen und sich als politischer Akteur zu konstituieren. Extraktivis- 
mus, Neoliberalismus und Machtkonzentration verstärken sich hierbei gegenseitig. 
Die private Aneignung von Natur erreicht derartige Ausmaße, dass sie zudem mit 
einer umfassenden Zentralisierung der politischen Macht einhergeht. Wir legen 
das Augenmerk deshalb nicht nur aufdie Aneignungder Natur, sondern nehmen 
zudem die Aneignung der Macht in den Blick. 

Die Kontinuität des chilenischen Wirtschaftsmodells in den letzten Jahr- 
zehnten ist durchaus erklärungsbedürftig, denn Chile zeichnet sich durch eine 
besonders große Anzahl sozio-ökologischer Konflikte aus. Die ökologischen 
Problematiken treffen oft sozial benachteiligte und marginalisierte Bevölke- 
rungsgruppen am stärksten (Martinez-Alier 2004), die wenig Aufmerksamkeit 
in Politik und Medien finden (Nixon 2011:4). Dennoch steigen selbst die Zahlen 
der Konflikte ständig, die an die Öffentlichkeit gelangen. Ökologische Ange- 
legenheiten werden zunehmend in den systemkritischen Massenbewegungen 
aufgegriffen, die immer breitere Teile der Bevölkerungmobilisieren. Gerade vor 
diesem Hintergrund, einer stark wachsenden Delegitimierung des politischen 
und wirtschaftlichen Systems, dem langjährigen linken Aufbruch in den Nach- 
barländern und der immer häufiger thematisierten Externalisierung ökologischer 
und sozialer „Kosten“ in den Globalen Süden (Lessenich 2016) bekommt un- 
sere Forschungsfrage besondere Relevanz. Unserer These zufolge führen dabei 
die verschiedenen Mechanismen unternehmerischer Macht dazu, dass soziale 
Proteste die nationale Ebene häufig nicht erreichen oder aber, wenn doch, die 
Unternehmen aufinstitutionalisierte, öffentliche oder informelle Mittel zurück- 
greifen können, um ihre Interessen dennoch durchzusetzen. Anschließend an 
unsere These lassen sich die systemerhaltenden Mechanismen unterschiedlichen 
Machtressourcen? der besitzenden Klasse zuschreiben. Dafür unterscheiden wir 
im Folgenden fünf verschiedene Machtressourcen der besitzenden Klasse: erstens 
die strukturelle Macht, die sich aus ihrer Kontrolle über Produktionsmittel und 
zweitens die territoriale Macht, die sich aus ihrer Kontrolle über die natürlichen 
Ressourcen ergibt; drittens die institutionalisierte Macht, die sich aus dem politi- 
schen System und der Geschichte Chiles ergibt; vierzens die hegemoniale Macht? 


2 Diesen Begriff verwenden wir in Anlehnungan Schmalz/Dörre 2014. 
3 Wirgehen von einem gramscianisch motivierten Verständnis von Zivilgesellschaft ausund 
verwenden den Begriff der hegemonialen Macht als eine, die dazu beiträgt, die Interessen 
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in der Zivilgesellschaft und fürffens die informelle Macht, die durch informelle 
Kontakte, Netzwerke und illegale oder im Graubereich ablaufende monetäre 
Transfers entsteht. Entlang des Artikels zeigen wir durch welche Mechanismen 
die Kontinuität des bestehenden Akkumulationsmodells aufrechterhalten wird. 


2. Das hierarchisch-extraktivistische Akkumulationsregime 
in Chile 


Die Konzentration struktureller Macht 


Chile istdas OECD-Mitglied mit der ungleichsten Einkommensverteilung. Das 
Einkommen ist vor allem bei den Superreichen konzentriert. Aufdasreichste ein 
Prozent entfallen 30 Prozent und aufdie reichsten 0,01 Prozent der Bevölkerung 
immer noch über 10 Prozent des gesamten Nationaleinkommens (Löpez u.a. 
2013: 28f.). In dieser Hinsicht führt Chile die Rangliste als das ungleichste Land 
der Welt an (ebd.; Matamala 2015: 27)*. Daniel Matamala schätzt diese Gruppe 
der Superreichen (die 0,01%) auf rund 500 Haushalte (2015: 27f.). Die reichsten 
Familien schöpfen ihren Reichtum allesamt aus ihren über die verschiedenen 
Sektoren gestreuten Familienunternehmen. Auf die großen grupos econömicos 
entfallen insgesamt etwa zwei Drittel aller chilenischen Umsätze und 95 Pro- 
zent der Exporte (Fischer 2011: 150). Es sind heute kaum zwanzig traditionell 
in Politik und Wirtschaft verankerte Familien’, die die chilenische Wirtschaft 
dominieren (Matamala 2015: 28f.; Fischer 2011: 150ff.). Damit kommt ihnen 
in der Organisation der chilenischen Wirtschaft eine entscheidende Bedeutung 
zu, was auch damit zusammenhängt, dass die relevanten nationalen Märkte 
allesamt von einer geringen Anzahl an Unternehmen in Form von Oligopolen 
oder Monopolen dominiert werden (Matamala 2015: 30). Zudem sind diese Un- 
ternehmen miteinander verflochten und durch pyramidale Kontrollstrukturen 
zentralisiert (Lefort 2005/2006: 92£.; 95f., Ossandön 2012: 40), was feindliche 
Übernahmen deutlich erschwert (Fischer 2011: 151). Eigentum und Kontrolle der 
Unternehmen liegen in der Regel in einer Hand, was zu einem weitaus geringeren 
Druck in Bezug auf kurzfristige Verwertungsstrategien führt (Schneider 2013: 
26). Dies hat unter anderem hohe Markteintrittsbarrieren und geringe Konkur- 


der herrschenden Klasse zu verallgemeinern und Konflikte oder Opposition unsichtbar zu 
machen. Dabei gehen wir in Chile jedoch allenfalls von einer beschränkten Hegemonie 
aus (vgl. Becker 2008). 
4 Vergleichsländer sind diejenigen, in denen ebenfalls die entsprechenden Daten vorliegen. 
5 Unter den wichtigsten Konglomeraten finden sich vor allem diejenigen der Familien 
Luksic, Paulmann, Matte und Angelini (Leiva 2015: 5). 


Chile: Die Macht der besitzenden Klasse und der Extraktivismus 573 


renz zur Folge. Damit unterliegen auch die Marktpreise dem starken Einfluss der 
Unternehmen, was immer wieder mit Preiskartellen und öffentlichen Skandalen 
einhergeht.* Darüber hinaus dominieren die Unternehmen ganze Produktions- 
netzwerke und so die Bedingungen und Preise, unter denen ein breites Netz 
von Zulieferern wirtschaftet. Mit transnationalem Kapital besteht dabei kei- 
nesfalls nur ein kompetitives Verhältnis; ausländische Unternehmen nehmen an 
Preisabsprachen teil oder investieren zusammen mit nationalen Playern in große 
Megaprojcekte, was insbesondere hinsichtlich des Imports von Know-how relevant 
ist. Der chilenische Arbeitsmarkt ist durch eher unqualifizierte Beschäftigung, 
kurzfristige Verträge, eine geringe Bindungan die jeweiligen ArbeitgeberInnen, 
einen geringen Organisationsgrad und die Segmentierung in einen formellen 
und informellen Arbeitsmarkt gekennzeichnet.’ All dies beschränkt klassische 
Arbeitskonflikte, gerade in Chile, wo die traditionsreichen Organisationen der 
ArbeiterInnenbewegung in der Militärdiktatur zerschlagen wurden und bis heute 
ein schr restriktives Streik- und Verhandlungsrecht besteht (Fischer 2011: 141). 
Diese Eigenheiten des „hierarchischen Kapitalismus“ (Schneider 2013) tragen 
zu einer hohen strukturellen Macht der besitzenden Klasse bei. 

Die heutige Verteilung des Reichtums und der natürlichen Ressourcen sowie 
der große Einfluss, den die ökonomisch herrschende Klasse auf politische Ent- 
scheidungen ausübt, haben eine lange Geschichte. Es gelang ihr, ihre Interessen 
unter unterschiedlichsten Regierungen und Entwicklungsmodellen durchzuset- 
zen und nicht nur in Krisenzeiten kollektiv als Klasse zu agieren (Fischer 2011: 
14). Nur als unter der Regierung von Salvador Allende die Nationalisierung 
der strategischen Produktions- und Industriesektoren stattfand, eine Reihe von 
Reformen die Arbeits- und (Land-)Besitzverhältnisse veränderte und eine neue 
politische Klasse aus der nationalen Mittelschicht hervortrat, versetzte dieser 
wachsende Macht- und Kontrollverlust der großen Unternehmen die nationale 
Elite (ebd.: 92) und internationale InvestorInnen in Sorge. Aus dieser Befürch- 
tung entstand schon 1956, ausgehend von den USA, ein Projekt zur organi- 
sierten ideologischen Unterwanderung, das die Verbreitung der neoliberaler 
Ideen Milton Friedmans verfolgte und zur ideologischen Homogenisierung der 
chilenischen politischen und ökonomischen Führungskräfte beitrug. Diese neue, 
mit den ökonomisch dominanten Familien direkt verbundene technokratische 
Elite kam im Rahmen des Militärputsches von 1973 an die Macht. In kurzer 
Zeit nahmen Vertreter Friedmans die wichtigsten Positionen in den Ministerien 
ein, um von dort aus das Wirtschaftsmodell umzustrukturieren. Unter dem, was 


6 Auch wenn in Chile Preisabsprachen im strengen Sinne keine Straftat darstellen (Mata- 
mala 2015: 259f.). 
7 InChilesind derzeit 36 Prozent der Beschäftigten informell beschäftigt (Ciedess 2017: 3). 
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Friedman selbst als eine „Schocktherapie“ bezeichnete, wurde nun das neoliberale 
Experiment durchgeführt, das bis heute die Grundbausteine des chilenischen Ak- 
kumulationsmodells, die extraktivistische Ausrichtungund die Reichtums- und 
Machtkonzentration bestimmt. Die ersten Maßnahmen stellten dabei die (Re-) 
Privatisierung der staatlichen Unternehmen, die Öffnung der Märkte sowie die 
Schaffung von Investitionsanreizen für ausländisches Kapital dar. Die Gewinner 
der Privatisierungswellen waren meist chilenische KapitalistInnen.® 

Die Konzentration der strukturellen Macht bei der heutigen chilenischen 
Elite geht mit einer eigenen kulturellen Lebensweise, politischen Netzwerken 
und einer generationalen Reproduktion einher, unter anderem durch ein elitä- 
res Bildungssystem (Fischer 2011: 104f.). Die politischen und ökonomischen 
Entscheidungsträger besuchen stets dieselben Schulen, die nicht nur durch hohe 
Zugangshürden und Kosten selektieren, sondern ihre BewerberInnen auch jenach 
Familiengeschichte auswählen (Moya/Hernändez 2014). An den Universitäten 
finden sich ähnlich deutliche Selektionsmechanismen: Chile ist das Land mit den 
relativ zum Durchschnittseinkommen weltweit höchsten Studiengebühren hinter 
den USA.’ Damit gelingt es nicht nur, die Konzentration von ökonomischem 
Kapital in kulturelles und soziales Kapital zu überführen, sondern auch, dieses an 
die eigenen Kinder zu „vererben“ und damit eine intergenerationelle Kontinuität 
herzustellen. Während der besitzenden Klasse durch das Wirtschaftsmodell eine 
große strukturelle Macht zuteilwird, sind breite Teile der Bevölkerung davon 
negativ betroffen. Chile ist weltweit unter den führenden Ländern, in denen 
die Menschen die größten Teile ihres Einkommens in privatisierte Bildung und 
Gesundheit ausgeben müssen. Das private Rentensystem bedeutet für über 90 
Prozent der ChilenInnen eine Altersrente von monatlich unter 200 Euro.'? All 
das trägt wesentlich zur enormen Verschuldung der Mehrheit der ChilenInnen 
bei: Im März 2016 sind 10,9 der 17,4 Millionen ChilenInnen verschuldet und 
dazu 3,86 Millionen zahlungsunfähig.'' Der Anteil der Schuldentilgung am 
Privateinkommen der Haushalte ist mit 38 Prozent der höchste der OECD Län- 
der. 50 Prozent der chilenischen Beschäftigten verdienen weniger als 412 Euro 


8 Schon 1978 beherrschten nur fünf der heute noch einflussreichen Familien (Cruzat- 
Larrain, Vial, Matte, Angelini und Luksic) 53 Prozent der Aktien der 250 wichtigsten 
privaten Unternehmen Chiles (Nazer 2012: 100). 1987 wurden schon 75 Prozent (Fischer 
2011.: 119) der Aktiengesellschaften von nur sieben Familien kontrolliert. 

9 Vgl. „Aranceles universitarios chilenos son los mäs caros del mundo despu£s de estados 
unidos“, elmostrador.cl (21.8.2011). 

10 Vgl. „Erneuter Aufruf zu Protesten gegen Rentensystem in Chile“, amerika2l.de 
(30.7.2017). 

11 Vgl. „El brutal endeudamiento de los chilenos y la desposesiön salarial“, elmostrador.cl 


(21.3.2016). 
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im Monat!?, bei diesen liegt der Schuldentilgungsanteil an ihrem Einkommen 
sogar bei 45 Prozent. Die hohe Verschuldungist nicht nur ein lukratives Geschäft 
für die Banken, die ein weiteres Standbein der Familienkonglomerate sind, sie 
funktioniert auch als Disziplinierungsmechanismus der Beschäftigten. All dies 
geht folglich mit einer asymmetrischen Kommodifizierung einher, die für die 
einen hohe Einkommen, Stabilität und Kontrolle bedeutet und für die anderen 
zu Kaufkraftverlusten, Verlust an Kontrolle über gesellschaftliche Commons 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten, Prekarität, Zwang zur Lohnarbeit, unter 
anderem durch die Enteignungvon natürlichen Ressourcen und durch Schulden, 


führt. 


Territoriale Macht oder die Aneignung der Natur 
im hierarchisch-extraktivistischen Akkumulationsregime 


Chiles Exporte bestehen heute zu fast 90 Prozent aus wenig oder nicht verarbei- 
teten Rohstoffen.'? Diese gewinnt das Land vorwiegend aus dem Bergbau, der 
Agrikultur, der Fischerei und der Forstindustrie. Der Weg hin zur derzeitigen 
privaten Form der Aneignung der Natur wurde durch die Verfassung von 1980 
gebahnt (Machado 2010), die durch die damals herrschende Militärdiktatur erar- 
beitet wurde. Das Bergbaugesetz (1983) und vor allem das Gesetz zu Bergbaukon- 
zessionen (1982) ermöglichen bis heute die kostenlose (und praktisch irreversible) 
Aneignung von chilenischem Untergrund durch private Unternehmen. Dabei 
ist Chile das einzige Land der Welt, in dem die Konzession die Übergabe aller 
Rechte beinhaltet und der Staat die Unternehmen für jeden Eingriffentschädigen 
muss. Durch das Wassernutzungsgesetz (1981) wurden die chilenischen Gewässer 
kostenlos und lebenslang an Privatpersonen- und Unternehmen vergeben und 
werden heute teuer gehandelt. Im Forstbereich wurden durch das Gesetz DL 
701 vor allem die großen Monokulturen gefördert. Es garantierte den großen 
Unternehmen bis vor wenigen Jahren erhebliche staatliche Subventionen von 
75 Prozent!‘ der Kosten beim Anlegen von Plantagen. Durch eine Reform im 
Agrarbereich wurden die 4.691 Großgrundbesitze, die unter Allende enteignet 
wurden, wieder zu Privateigentum einiger weniger Familien. Neben der Öffnung 
der nationalen Märkte und der Beseitigung der Handelsbarrieren boten das 


12 Die Zahlen wurden nach dem Stand des chilenischen Pesos am 7.9.2017 umgerechnet. 

13 Eigene Berechnungauf Basis der Zahlen des Observatory of Economic Complexity (2015): 
atlas.media.mit.edu/en/. 

14 Vgl. „DL 701: En 40 anos 70% de aportes fueron a grandes forestales“, la tercera.cl 
(18.7.2015). 
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Gesetz für Auslandsinvestitionen"® und ein besonders weitgehendes (Privat-) 
Eigentumsrecht große Anreize für ausländische Investoren. Ausbleibende Um- 
weltregulierungen und die Flexibilisierung der Arbeitsgesetzgebung ebneten 
den Weg für die billige Ausbeutung natürlicher Ressourcen und Arbeitskraft. 

Produkte aus dem Bergbau machten in den letzten zwei Jahrzehnten stets 
mehr als 60 Prozent der Exporte des Landes aus und diese Zahl bleibt auch in der 
aktuellen Krise deutlich über 50 Prozent (Landherr 2018). Dieser Wirtschafts- 
faktor ist trotz des wichtigen staatlichen Unternehmens Codelco zu zwei Dritteln 
von privaten Unternehmen dominiert, von deren Produktion wiederum fast 60 
Prozent auf ausländische Unternehmen entfällt (Correa 2016: 27ff.). Dennoch 
sind auch in diesem Sektor chilenische Konglomerate relevant: vorrangig die 
Gruppe Luksic, deren Unternehmen acht Prozent der gesamten Produktion 
kontrolliert (ebd.: 29). Kleinere und mittlere Unternehmen spielen in diesem 
Bereich kaum eine Rolle, 90 Prozent der privaten Produktion teilen sich die zehn 
größten Privatunternehmen untereinander auf (ebd.). In Regionen wie Tarapacä 
und Atacama im Norden Chiles sind über 90 Prozent des Untergrundes bereits 
konzessioniert und landesweit haben die Bergbauunternehmen Zugangauf mehr 
als 15,5 Millionen Hektar (berechnet auf Basis von Cochilco 2016: 7ff.). Proble- 
matisch ist zudem der hohe Wasserverbrauch der Industrie, die sich weitgehend 
in einer der trockensten Regionen der Welt niedergelassen hat, sowie der hohe 
Energieverbrauch. Der Einsatz von Schwermetallen und Chemikalien zur Ex- 
traktion der Metalle und Mineralien aus dem Erz vergiftet zudem die Gewässer 
und große Landstriche und vernichtet die Lebensgrundlagen sowie die lokale 
Ökonomie der umliegenden Bevölkerung. Obwohl der Bergbau als wichtigster 
„Wirtschaftsmotor“ gilt, schafft er nur 3 Prozent der nationalen Arbeitsplätze 
(INE 2014), die seit dem Fall der Kupferpreise (2014ff.) zudem stark reduziert 
wurden. Insgesamt werden 80 Prozent der sozio-ökologischen Konflikte direkt 
oder indirekt von diesem Sektor verursacht."® 

Zur Aneignung des Bodens durch den Bergbau kommt die Ausbeutung im 
Agrikultur- und Forstsektor. In den fruchtbaren Tälern der trockenen zentralen 
Regionen Chiles werden u.a. große Mengen an Trauben für den Export von Wein 
und Tafeltrauben angepflanzt. Der Export der beiden Produkte macht etwa 5,6 
Prozent des gesamten chilenischen Exportvolumens aus (2015).' Der Forstsektor 
konzentriert sich hingegen auf südlich gelegene Gebiete. Dort beanspruchen die 


15 Die „Ley de inversiones extranjeras“ oder „Decreto de Ley 600“ verspricht den Investoren 
große legale Sicherheit und Steuererleichterungen. 

16 Eigene Berechnung auf Basis der Daten von INDH 2017. 

17 Eigene Berechnungauf Basis der Zahlen des Observatory of Economic Complexity (2015): 
atlas.media.mit.edu/en/. 
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Monokulturen der Forstplantagen einen großen Teil der Nutzfläche des Bun- 
desstaates, die mit der traditionellen Landwirtschaft und vor allem der klein- 
bäuerlichen Subsistenzwirtschaft konkurrieren. Die Produkte des Forstsektors 
machen heute etwa 8,6 Prozent der chilenischen Exporte aus.'® Im Wesentlichen 
dominieren zweichilenische Großunternehmen der Familien Matte und Angelini 
den Sektor. Zusammen mit dem drittgrößten Unternehmen Masisakontrollieren 
die drei größten Forstunternehmen 67 Prozent der gesamten forstwirtschaftlichen 
Plantagenfläche in Chile (UdeC 2009: 102). Den drei großen Forstunternehmen 
kommt damit eine umfassende Macht über die lokale ländliche Bevölkerungzu, 
für die sie oft einen der wenigen Arbeitgeber darstellt und deren Land sich die 
Unternehmen zu einem nicht unerheblichen Teil angeeignet haben. Dies führt im 
chilenischen Süden zu starken nicht normierten und nicht institutionalisierten 
Auseinandersetzungen um Land und Wasser, die sich in den letzten Jahrzehnten 
insbesondere zwischen den indigenen Mapuche und den großen Forstunterneh- 
men zugespitzt haben. Insofern die Unternehmen diese Konflikte nicht durch 
soziale Zuwendungen oder finanzielle Kompensationen ruhigstellen können, 
wird aufder lokalen Ebene alle Macht des staatlichen Zwangsapparates - inklusive 
des seit Pinochet geltenden Antiterrorgesetzes — eingesetzt. 

Die äußerst ungleiche und konfliktreiche Verteilung natürlicher Ressourcen 
gilt gleichermaßen für den Fischereisektor. Sieben Familien vereinen heute 85 Pro- 
zent der Fangquoten (Matamala 2015: 316, 319£.). Wie im Forstbereich dominiert 
hier die Gruppe Angelini das Geschäft. Insgesamt machen die vier beschriebenen 
Sektoren 70-80 Prozent der chilenischen Exporte aus. Dies führt im lokalen 
ländlichen Bereich wie aufder nationalen politischen Ebene zu einer erheblichen 
Machtkonzentration. Chiles Wirtschaft ist extrem stark durch familiäre diver- 
sifizierte Unternehmenskonglomerate dominiert. Das führt einerseits zu einer 
hohen Zentralisierung der wirtschaftlichen Kontrolle durch eine relativ kleine 
Gruppe der ökonomisch herrschenden Klasse. Andererseits verhindert es eine 
Fraktionierung, da sich die Firmen personal organisierten Unternehmensgrup- 
pen zuordnen und nicht interessenpolitisch durch Branchenverbände vertreten 
werden oder politisch in Kapitalfraktionen organisiert sind. Dies trägt unter 
anderem dazu bei, dass sich innerhalb der unternehmerischen Elite Chiles kaum 
unterschiedliche politische Projekte herausbilden. Alle ökonomischen Expansi- 
onsstrategien beruhen aufvermehrter Aneignung von natürlichen Ressourcen. 

Alldies führt zu einer starken Konzentration territorialer Macht. Nach einer 
Oxfam-Studie ist Chile eines der Länder mit der ungleichsten Landverteilung 
des Kontinents: Mehr als 70 Prozent des produktiv genutzten Bodens gehört 


18 Siehe vorherige Fußnote. 
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dem 1 Prozent mit dem größten Landbesitz (Oxfam 2016a: 25). In Chile wer- 
den derzeit 102 bestehende sozio-ökologische Konflikte gezählt (INDH 2016). 
Während die Konflikte im Forstbereich in den öffentlichen Medien besonders 
präsent sind, weil sie den historischen Kampf der Mapuche im Land befeuern 
und auf besonders gewaltvolle Art stattfinden, bleiben die meisten anderen 
sozio-ökologischen Konflikte in der Regel der lokalen Ebene verhaftet. Die 
Auseinandersetzungen, die meist in ländlichen Regionen stattfinden, betreffen 
ohnehin schon benachteiligte Bevölkerungsgruppen, bei denen sich soziale mit 
ökologischen Ungleichheiten überlappen. Vor dem Hintergrund des in ländli- 
chen Gebieten oftmals abwesenden Staates führt diese Konfliktdynamik dazu, 
dass die lokale Bevölkerung durch soziale Unternehmenspolitik (bspw. private 
Stipendien, kostenfreier Strom, Angebot der Errichtung lokaler Infrastruktur 
durch das entsprechende Unternehmen) beschwichtigt wird und die Konflikte 
medial nicht sichtbar werden. Die Konzentration territorialer Macht, zusammen 
mit der diskursiven Unsichtbarkeit der betroffenen lokalen Bevölkerung (Nixon 
2011) haben zur Folge, dass sozio-ökologische Problematiken erst gar nicht zu 
Staatsangelegenheiten werden. Der abwesende Staat gibt die Konfliktlösung auf 
diese Weisean die Unternehmen ab. Durch Politiken der Corporate Social Respon- 
sibility handeln diese mit den Betroffenen meist eine finanzielle Entschädigung 
oder Investition in lokale Infrastruktur aus. Dadurch erlangen die Unternehmen 
in einigen Fällen Kontrolle über lokale Bildungs- und Gesundbeitsinstitutionen. 
Unternehmen eignen sich derart auch die Ressourcen (wie Wasser oder Land) 
über Privatisierungund Kontrollmechanismen an, die die ländliche Bevölkerung 
zur Sicherung ihrer Lebensgrundlagen benötigt. 


3. Die Ungleichheit in der Politik und die Aneignung der Macht 


Ein wichtiges Erbe der Pinochet-Diktatur ist die bis heute geltende Verfassung 
von 1980, dieauch nach dem Militärregime nur eine „begrenzte“ und „geschützte“ 
Demokratie vorsieht (Fischer 2011: 125). Die Postdiktatur wurde durch eine 
Phase der Transition zur Demokratie nach dem Prinzip der Demokratie der Über- 
einkommen eingeleitet, wodurch die neue politische und institutionelle Ordnung 
aus einer Reihe von Pakten bestand. Diese ermöglicht es der besitzenden Klasse, 
wichtige Institutionen und politische Akteure bis heute zu sichern. Deshalb gab 
es keinen Bruch aufder politischen Ebene. Die besitzende Klasse Chiles konnte 
großen Einfluss auf die zentralen Entscheidungszentren des Staates - insbeson- 
dere das Finanzministerium und die Zentralbank - und ihre wirtschaftlichen 
Interessen institutionalisieren. Gegen diese institutionalisierte Macht und das 
neoliberale Modell insgesamt, das als „von und für die Reichen“ wahrgenommen 
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wird, ist in Chile derzeit ein wachsender Widerstand der Bevölkerung zu beob- 
achten. Die Hauptforderungder großen Studierendenproteste, die 2011 starkan 
Größe gewannen, war ‘ino mäs lucro!” (im übertragenen Sinn: „Schluss mit der 
Profitlogik!“). Dieser Forderung schlossen sich mit der Zeit unterschiedlichste 
Protestbewegungen an, die es schafften, teilweise bis zu einer Million Menschen 
aufdie Straße zu bringen. Es finden damit zwar diskursive Brüche in verschiedens- 
ten Bereichen mit dem herrschenden Wirtschaftsmodell statt, es gelingt jedoch 
nicht, diese in eine Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse zu überführen. 
Dies hat - so unsere These - mit verschiedenen Mechanismen zu tun. Zunächst 
erreichen die meisten Konflikte die nationale politische Ebene nicht, weil sie 
zwischen privaten Unternehmen und lokaler Bevölkerungausgehandelt werden. 
Falls sie jedoch die nationale Ebene erreichen, spielen zwei weitere Mechanismen 
eine zentrale Rolle: erstens der öffentliche Einfluss der großen Unternehmen und 
zweitens die quiet politics. 

Die ideologisch relativ homogene und politisch gut vernetzte unternehmeri- 
sche Elite ist zudem zivilgesellschaftlich omnipräsent, wodurch sie eine hegemo- 
niale Macht bündelt. So befinden sich bspw. 95 Prozent der Printmedien Chiles 
in den Händen zweier politisch und wirtschaftlich einflussreicher Familien. Zwei 
der vier wichtigsten Fernsehkanäle gehören den Unternehmensgruppen Luksic 
und Solari. Bis 2010 war zudem ein weiterer der vier Kanäle im Eigentum des 
Präsidentschaftskandidaten Pinera. Ähnliches gilt für chilenische Radiosender 
und die in Chile äußerst populären Fußballclubs (Matamala 2015: 108, 168ff.). 
In den Vorständen wichtiger think tanks tummeln sich die ManagerInnen der 
Familienkonglomerate und tragen das Erbe der Chicago Boys’? weiter. Das Centro 
de Estudios Publicos (CEP) gilt als wichtigster think tank des Landes. Sein erster 
Ehrenpräsident war Friedrich Hayek höchstpersönlich (ebd.: 150). Libertad 
y Desarrollo („Freiheit und Entwicklung“) wurde 1990 von den scheidenden 
Technokraten des Militärregimes in Opposition zu den neuen Regierungen 
gegründet und folgt ebenso der Zielsetzung, die Ideen aus Chicago weiter auf- 
rechtzuerhalten. Er ist der einzige think tank, der im Kongress ein eigenes Büro 
betreibt und dem derart viel Einfluss beigemessen wird, dass er auch als „Senator 
39“ bezeichnet wird (Matamala 2015: 156f.). Seine Mitglieder waren in viele 
Kommissionen verschiedener Präsidenten mit einbezogen. Während die kon- 
servativen und wirtschaftsliberalen think tanks mit üppigen privaten Geldern 
ausgestattet werden, sind die kritischen, sozial oder ökologisch engagierten NGOs 


19 Eine Gruppe chilenischer Wirtschaftswissenschaftler, die an der University of Chicago 
studierte, vom neoliberalen Denken Friedrich Hayeks und Milton Friedmans inspiriert 
war und vor und insbesondere während der Diktatur unter Pinochet enormen Einfluss 
auf die chilenische Politik hatte. 
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äußerst abhängig von ausländischen oder den wenigen staatlichen Geldern und 
damit ständig finanziell prekär. Der hierarchische Kapitalismus innerhalb der 
extraktivistischen Wirtschaft drückt sich im politischen System als eine Asym- 
metrie zwischen gut finanzierten unternehmensnahen Meinungsmachern und 
einer ständig prekären zivilgesellschaftlichen Opposition aus. Letzterer gelingt 
eskaum, ein relevantes Gegenwissen hervorzubringen, das den ExpertInnen der 
Unternehmen, Lobbys und think tanks die Stirn bieten kann. 

Die sozio-ökologische Sackgasse, in der sich Chile befindet, zeigt sich am 
eindrucksvollsten an der drängenden Wasserknappheit. Laut World Resource 
Institute (2015) gehört Chile weltweit zu einem der vier Länder, die innerhalb der 
nächsten zwanzig Jahre am stärksten von Wassermangel betroffen sein werden. 
Unter Pinochet wurden die Wasserquellen privatisiert und das Wasser rechtlich 
vom Land getrennt. Obwohl alle wirtschaftlichen Sektoren sowie die städtischen 
und ländlichen Lebens- und Subsistenzweisen existenziell vom Wasser abhän- 
gen, befinden sich 90 Prozent der Wassernutzungsrechte in privaten Händen 
(Mundaca 2012). Der Landbevölkerung ist es verboten, Wasser aus den Flüssen 
zu entnehmen, wenn sie keine Nutzungsrechte besitzen, auch wenn diese durch 
ihr Grundstück verlaufen. Gleichzeitighaben sich die extraktiven Industrien der 
großangelegten Agrikultur, die Forstindustrie und allen voran der Bergbau in 
den trockenen nördlichen Gebieten einen Löwenanteil des Wassers angeeignet. 
Da die industrielle Produktion von dieser Ressource abhängt, wird mit Was- 
serrechten zu hohen Preisen spekuliert. Die zunehmende Knappheit an Wasser 
macht bäuerliche Produktionsweisen und ländliches Leben fast unmöglich. Die 
Verschmutzung belastet die Gesundheit einer großen Zahl der ChilenInnen 
und gefährdet - verstärkt durch den Klimawandel - die gesamte ökonomische 
Grundlage des Landes. Im Jahre 2011 liefdaher eine Initiative zur Überarbeitung 
der Regulierung des Wassers an. Ziel war es, die Gewässer aus ihrer jetzigen 
Warenform zu lösen, um eine langfristige Sicherung der Quellen zu garantie- 
ren sowie Ökosysteme und die Wasserversorgung der Bevölkerung zu sichern. 
ExpertInnen sind sich einig, dass, um der fortschreitenden Erschöpfung der 
Quellen entgegenzuwirken, eine zentralisierte Verwaltungder Gewässer und eine 
Nutzungspriorisierung für Bevölkerungund Ökosystem notwendigwären. Dem 
Staat müsste hierfür größerer Einfluss ermöglicht werden. Vor dem Hintergrund 
des Klimawandels und der Tatsache, dass die große Mehrzahl lokaler Konflikte 
von der Wasserknappheit mit verursacht wird und die außerparlamentarischen 
Kampagnen wie E/ agua es vida („Wasser ist Leben“) große Organisations- und 
Mobilisierungskraft besitzen, ist es überraschend, dass es der besitzenden Klasse 
dennoch gelang, die private Aneignung des Wassers aufrechtzuerhalten. Die 
Großunternehmen beriefen sich auf das Eigentumsgesetz und verurteilten die 
geplanten Maßnahmen als Enteignung, Durch Lobbyarbeit (Arellano 2017) und 


Chile: Die Macht der besitzenden Klasse und der Extraktivismus 581 


andere Mechanismen informeller Macht ist es ihnen gelungen, dass von dem 
Reformvorschlag kaum noch etwas übriggeblieben ist. Die Mechanismen der 
informellen Macht, die dies ermöglichen, werden wir im Folgenden darstellen. 

Die zwei wichtigsten Mechanismen stellen - wie in vielen anderen Ländern 
auch - das Lobbyingund die Kampagnenfinanzierung dar. In Chile wird jedoch 
selbst die Verrechtlichungdes Lobbyings den Lobbys überlassen. Dadurch obliegt 
die informelle Politikberatung heute keinerlei Einschränkungen und Transpa- 
renzverpflichtungen (Matamala 2015: 166f.). Ähnliches gilt für die Finanzierung 
der Politik. Michelle Bachelet erhielt für ihre Kampagnen für die Wahlen im 
Jahre 2013 Gelder in Höhe von etwa 7,2 Millionen Euro”, unter anderem von 
der Unternehmergruppe Angelini - sie besitzt Großunternehmen im Forst- und 
Fischereisektor - sowie von dem im Bergbau aktiven ehemaligen Schwiegersohn 
Pinochets (ebd.: 40, 43, 107). Die Verbindung von Unternehmen und Politik 
funktioniert jedoch nicht nur auf einer monetären, sondern üblicherweise auch 
auf einer personellen Ebene. Dies lässt sich insbesondere durch die häufigen 
personellen Wechsel zwischen Vorständen der Unternehmen und politischen 
Funktionärstätigkeiten, bis hin zur Besetzung von Ministerposten beobachten 
(Matamala 2015: 136ff.). Nimmt man nur die 21 wichtigsten Unternehmergrup- 
pen, so finden sich in ihren Vorständen 41 PolitikerInnen (ebd.: 141f.). Dabei 
kommt es nicht selten zu persönlichen Interessenkonflikten. Ein politischer 
Funktionär, der gerade noch für die wirtschaftliche Prüfung verantwortlich 
war, findet sich kurz daraufim Management eines Bergbauunternehmens wieder 
(ebd.: 139). Diese fraktionsübergreifenden personellen Verflechtungen aus think 
tanks, den wichtigen Parteien und den Vorständen von Großunternehmen sind 
nicht zuletzt auf die Homogenität und relativ geringe Größe der herrschenden 
Klasse in Chile zurückzuführen. Insgesamt ermöglicht dies den Unternehmen 
ein umfassendes Ausmaß an informeller Macht. 


5. Ausblick 


Wie wir in der vorangegangenen Analyse gezeigt haben, geht die extreme Kon- 
zentration wirtschaftlicher und natürlicher Ressourcen in Chile mit einer rela- 
tiven Interessenkonvergenz in der besitzenden Klasse einher, die durch die in 
unterschiedliche Branchen gestreuten Aktivitäten der Familienkonglomerate 
bedingt ist. Diesen kommt dadurch eine erhebliche strukturelle Macht zu, da 
sie große Teile der Binnenmärkte, Investitionsentscheidungen und Beschäftig- 
ten kontrollieren. Schließlich erwartet sich auch der Großteil der verschuldeten 


20 Umgerechnet nach Wechselkurs vom 18.10.2017. 
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chilenischen Bevölkerung eine gesellschaftliche Integration durch Lohnarbeit. 
Gleichzeitig hängt die Finanzierung des Staatshaushaltes (Consejo Minero 
2017: 22£.) und des Militärs direkt von den Kupferexporten ab.”' Zusätzlich 
wurde die unter Pinochet verbreitete Praxis fortgeführt, die Politik schr eng 
mit den Verbänden der Arbeitgeber abzustimmen (Fairfield 2015: 79), die als 
die mächtigsten Arbeitgeberverbände des Kontinents gelten (ebd.: 73). Die Do- 
minanz der extraktiven Industrien führt zudem dazu, dass - anstelle klassischer 
Arbeitskonflikte - lokale Konflikte um Land und Wasser ins Zentrum rücken, 
die erstens zwischen lokaler Bevölkerung und Großunternehmen oder zweitens 
sozialen Bewegungen und Staat ausgetragen werden. Dies hängt mit der immer 
prekären (Un-)Sichtbarkeit lokaler Probleme und Konflikte zusammen. Gerade 
die territoriale Macht der Unternehmen trägt dazu bei, Probleme im Kleinen 
„zu lösen“ und damit die grundsätzliche Problematik weiter aufzuschieben. Falls 
lokalen Problemen dennoch politische Aufmerksamkeit zuteilwird, spielt sich 
die öffentliche Auseinandersetzung in einem Raum ab, der in hohem Maße von 
der Machtkonzentration der Familienkonglomerate geprägt ist. Der hierarchi- 
sche Charakter des chilenischen Kapitalismus durchdringt alle Bereiche, auch 
diejenigen, die sich hinter den Kulissen befinden, wo Netzwerke, persönliche 
Beziehungen und informelle Gespräche wichtig werden. So geht die private An- 
eignung und die wirtschaftliche Ausbeutung der Natur Hand in Hand mit der 
Aneignung der Macht. Dabei hebelt die besitzende Klasse nicht nur die Logik 
der Demokratie aus, sondern auch diejenige des freien Marktes, die dem neoli- 
beralen Geist doch eigentlich so wichtig ist. Die hierarchisch-extraktivistische 
Wirtschaft stabilisiert sich, wie wir gezeigt haben, in extremer Weise durch eine 
captura de la democracia (Inbeschlagnahme der Demokratie), die sich im ganzen 
Subkontinent beobachten lässt (Oxfam 2016b). 

Während die linken Neoextraktivismen Lateinamerikas immer tiefer in die 
Krise geraten, kehrt der konventionelle Extraktivismus zurück. Letzterer ist 
allerdings nicht deshalb derzeit überlebensfähiger, weil er weniger von den in- 
ternationalen Preisen abhängig wäre, sondern weil er in der Krisenphase auf die 
vielen Machtressourcen der besitzenden Klasse bauen kann. Dennoch entrinnen 
sie nicht der sozio-Ökologischen Krise, in der sie sich befinden, sondern verschär- 
fen sie noch. Die private Aneignung der natürlichen Ressourcen verhindert es, 
dass eine nachhaltige Nutzungsweise umgesetzt werden könnte. Welche polit- 
ökologischen und polit-ökonomischen Ursachen, aber auch welche ökologischen 
Folgen dies hat, lässt sich im chilenischen Falle besonders gut beobachten. Die 


21 Nach dem chilenischen Gesetz gehen 10 Prozent der Erträge des staatlichen Bergbaus an 
das Militär (Siehe: defensa.cl). 
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Verbreitung dieser Tendenz in Lateinamerika, insbesondere vor dem Hintergrund 
des voranschreitenden Klimawandels, wird diese Problematik weiter zuspitzen. 

Die Politik der chilenischen Mitte-Links-Regierungen, der „rosa Neolibera- 
lismus“ — wie diese Politik in Chile genannt wird -, greift grundsätzliche Prob- 
leme des ökonomischen Modells keineswegs an, sondern beschränkt sich darauf, 
Teile der Protestbewegungen zu integrieren und die schwerwiegendsten Effekte 
etwas abzumildern. Das Projekt, die Kontrolle über die natürlichen Ressourcen 
den privaten Händen wieder zu entziehen, wurde überhaupt nicht in Angriff 
genommen, obwohl es die Voraussetzung aller wirklichen Veränderungen in 
diesem Bereich darstellt. Doch es gibt auch Hoffnung. Die massiven Bewegun- 
gen seit 2011 und das allgemein verbreitete Bewusstsein für die Notwendigkeit 
einer grundsätzlichen Veränderung sind eine große Chance. Einem Teil der Ge- 
genbewegung gelingt es derzeit, sich politisch als Partei zu organisieren (Frente 
Amplio), die als reale Alternative bei den Präsidentschaftswahlen im Dezember 
2017 gegen den derzeitigen Favoriten und Multimilliardär Sebastiän Pinera?? 
mit großer Zustimmung rechnen kann. Sie hat es sich explizit vorgenommen, 
der besitzenden Klasse ihre Machtressourcen zu entziehen. Ob dies schließlich 
doch zu einer Spaltung des herrschenden Blocks führen oder ob die besitzende 
Klasse auch diese oppositionelle Bewegung in das politische System integrieren 


kann, bleibt offen. 
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Revolutionen und Revolten in Nordafrika revisited 
Die Bedeutung der Kämpfe gegen die Inwertsetzung 
von Land und Wasser für die jüngsten Umbrüche 
in Ägypten und Tunesien 


Die unerwarteten Proteste 2011 in Nordafrika sind zu Anfang in den bürgerlich- 
liberalen Medien, aber auch in vielen politikwissenschaftlichen Analysen zumeist 
als Erfolge neu entstandener Demokratiebewegungen gegen die politisch auto- 
ritären Systeme gedeutet worden. Viele Beobachter*innen konzentrierten sich 
dabei auf die Ihese der „Facebook-Revolution“', wonach diese vor allem von ur- 
banen Jugendlichen der Mittelschicht getragen worden sei, die die Möglichkeiten 
neuer sozialer Medien zu nutzen wussten. Demgegenüber ist von anderer Seite 
nach den politökonomischen Hintergründen dieser Revolten und Umbrüche 
gefragt worden (u.a. Bewernitz 2014; Dietrich 2011). So wurde in der sozialen 
Bewegungsforschung herausgearbeitet, dass es sich nicht um spontane Massen- 
proteste (dank neuer sozialer Medien) gegen die autoritären Regime handelte. 
Vielmehr hätten erst die langjährigen Mobilisierungen und die Herausbildung 
neuer sozialer Bewegungen seit Mitte der 2000er Jahren das Ende der autoritären 
Regime möglich gemacht (u.a. Beinin/Duboc 2013; Korany 2014). Dabei ist 
auch der Zusammenhang zwischen den Protesten in den urbanen Zentren und 
denjenigen in den strukturell marginalisierten ländlichen Räumen betont worden 
(u.a. Bush 2011; El Nour 2015; Gana 2012). Insbesondere für die tunesische 
Revolution wurde nachgezeichnet, dass die Mobilisierungen im Januar 2011, 
die zum Sturz des Regimes Ben Ali geführt haben, vom agrarisch geprägten 
Binnenland Tunesiens ausgegangen sind (Hmed 2012). Die gesellschaftlichen 
Konflikte, die hier zugrunde liegen, können nicht allein auf die weitverbreitete 


1 Vorallem der Begriff „Facebook-Revolution“ hatzu kontroversen Diskussionen über 
die möglichen Einflüsse der neuen Medien auf die nordafrikanischen Revolutionen 
geführt. Demnach hätten soziale Medien wie Facebook, diverse Blogs, aber auch 
Fernsehsender wie Al-Jazeerah, die in neuartiger Form seit einiger Zeit auch kri- 
tisch über die Zustände in verschiedenen Staaten berichteten, eine bedeutende Rolle 
für die Mobilisierungen gespielt (vgl. El-Oifi 2012; kritisch hierzu Abu Lughod/ 
EI-Mahdi 2011). 
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Polizeigewalt, die Korruption und die hohe Arbeitslosigkeit unter den jungen 
Hochschulabsolvent*innen zurückgeführt werden. Gerade im Gouvernement 
Sidi Bouzid, wo die tunesische Revolution mit der Selbstverbrennung des Ge- 
müschändlers Mohamed Bouazizi im Dezember 2010 ihren Anfang genom- 
men hat, sind die Prozesse der Enteignung von Kleinbäuer*innen im Zuge der 
neoliberalen Umstrukturierung der Landwirtschaft intensiv betrieben worden 
(Ayeb 2013; Elloumi 2013a). So wurden die anfänglichen Proteste, die auf diesen 
Akt der Selbsttötung folgten, v.a. von Kleinbäuer*innen getragen, die sich seit 
Längerem mit dem Kampf der Familie Bouazizi gegen die Enteignung ihres 
Landes solidarisiert und ähnliche Erfahrungen gemacht haben (Fautras 2015). 
Die Proteste und Mobilisierungen, die der Revolution vorausgingen, können 
deshalb kaum ohne die Prozesse der neoliberalen Restrukturierung der Land- 
wirtschaft in Nordafrika gesehen werden. Im Zuge dieser „Modernisierung der 
Landwirtschaft“ sollten landwirtschaftliche Anbauflächen vermehrt genutzt 
werden, um (Zitrus-) Früchte und Gemüse anzubauen, die für den lukrativen 
Export nach Europa bestimmt waren (Hanich 2013). Kernbestandteil dieser 
Prozesse war und ist die zunehmende Marginalisierung der Kleinbäuer*innen 
gegenüber einer (inter-)nationalen Agrarindustrie durch die Konkurrenz um 
Land und abnehmende Wasserressourcen (verstärkt durch die Auswirkungen des 
Klimawandels in der Region), die für den Anbau dieser bewässerungsintensiven 
Agrarprodukte benötigt werden (Ayeb 2013; Houdret 2014). Die Prozesse und 
dersich herausbildende Widerstand sind - so das Argument dieses Beitrags - nur 
im Rahmen der sich intensivierenden kapitalistischen Inwertsetzung von Land 
und Wasser in der Region zu verstehen. 

Ähnliche Entwicklungen sind in Ägypten auszumachen, wo die Massenpro- 
teste 2011 zwar nicht von den ländlichen Räumen ausgegangen sind, diese aber 
auch hier durch Mobilisierungen gegen die vom Staat betriebene Privatisierung 
von landwirtschaftlich genutztem Wasser, gegen den Verkauf von staatlichem 
Agrarland und von staatlichen landwirtschaftlichen Betrieben an nationale und 
internationale Investoren (Bush 2011) vorbereitet wurden. 

Der vorliegende Artikel argumentiert, dass Kämpfe gegen die Prozesse der 
Inwertsetzungvon Land und Wasser als integraler Bestandteil gesellschaftlicher 
Kämpfe vor und nach den Revolten in Nordafrika 2011 zu betrachten sind. Im 
ersten Teil des Beitrags werden diese Prozesse in Ägypten und Tunesien 2011 
nachgezeichnet. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, welche Politiken den 
Zugriff auf Land und Wasser zugunsten kommerziell betriebener, großflächiger 
Agrarproduktion gesichert haben und welche neuen gesellschaftlichen Konflikte 
vor allem in den landwirtschaftlich geprägten Gebieten sich daraus entwickelt 
haben. Der zweite Teil des Artikels widmet sich den Kämpfen und Protesten 
der Kleinbäuer*innen. Hier soll nach den Formen und der Bedeutung dieser 
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Proteste gefragt werden sowie danach, wie sich diese mit den urbanen Kämpfen 
verbinden konnten. Zum einen ist dabei zu untersuchen, wie sich diese Proteste 
im Kontext von Repression und staatlicher Gewalt artikulieren (können). Zum 
anderen soll gezeigt werden, welche neuen Widerstandsformen sich in diesen 
Kämpfen entwickelt haben (z.B. neue Formen kollektiver Landwirtschaft, aber 
auch Besetzungen von Land). Gerade die Tatsache, dass diese Protestformen oft 
unter repressiven Bedingungen praktiziert werden und sich in ihrer Form von 
den Protest- und Organisationsformen von urbanen sozialen Bewegungen un- 
terscheiden, wirft theoretische Fragen für eine kritische soziale Bewegungs- und 
Protestforschung auf, die im letzten Teil des Beitrags diskutiert werden sollen. 


Prozesse der Inwertsetzung von Land und Wasser in Tunesien 
und Ägypten? 


Um die Prozesse der Inwertsetzung von Land und Natur in Nordafrika zu ver- 
stehen, sollen im Rahmen dieses Beitrags vor allem landwirtschaftlich genutztes 
Wasser und Land als umkämpfte Ressourcen in den Mittelpunkt der Analyse 
gerückt werden. Die Prozesse der Enteignung, die hier aufgezeigt werden, be- 
ziehen sich weniger auf großflächige Landnahmen von Agrarland, da dieses in 
beiden Ländern durch die klimatischen Bedingungen begrenzt ist. Vielmehr 
gehtesum die komplexen Prozesse der Inwertsetzungsowie die daraus folgenden 
Veränderungen sozialer Beziehungen in den ländlichen Gebieten. 


Agrar- und Wasserpolitik als Herrschaftsmechanismus in der Phase 
der Dekolonisierung 


Gerade in Nordafrika stellen Wasser- und Agrarpolitik bereits historisch eine 
bedeutende Rolle für den Erhalt politischer Herrschaft dar. Die französischen 
und britischen Kolonialmächte investierten in die Expansion der bewässerten 
Landwirtschaft, um ihre eigenen Märkte zu versorgen (zum Beispiel durch den 
Anbau und den Export von Baumwolle in Ägypten und deren Verarbeitung 
in Großbritannien). Dabei wurden bereits früh bestehende Bewässerungssys- 
teme ausgebaut, um landwirtschaftliche Anbauflächen zu vergrößern. Bei der 
Zuteilung von Wasser und fruchtbarem Boden wurden entweder koloniale 
Siedler*innen oder lokale Eliten begünstigt, die loyal gegenüber den Kolonial- 
mächten waren (Hanich 2013: 79). Diese Politik der Ressourcenzuteilung, bei 


2 Dic hier aufgezeigten Prozesse der Inwertsetzung vollzichen sich in ähnlicher Weise in 
Marokko; vgl. hierzu detaillierter Houdret/Kadiri/Bossenbrock 2017. 
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der bestimmte gesellschaftliche Gruppen bei der Allokation von Wasser und 
Land marginalisiert bzw. bevorzugt werden, war Teil einer Kolonialpolitik, die 
ökonomisch die Ausbeutung der lokalen Rohstoffe vorantrieb und die politisch 
darauf abzielte, die ländlichen Regionen kontrollieren zu können (Houdret/ 
Kadiri/Bossenbroek 2017: 27). 

Nach der Unabhängigkeit stand die Frage nach der Verteilung des Landes, 
das die Kolonialmächte beansprucht hatten, im Zentrum der politischen Aus- 
einandersetzungen. Die postkolonialen, nationalen Dekolonisierungsprojekte 
konzentrierten sich auf die Entwicklungund Modernisierungder Agrarscktoren. 
Tunesien hat in den ersten fünf Jahren der Unabhängigkeit eine liberale Agrar- 
politik verfolgt und energisch die Politik der rechtlichen und faktischen Etablie- 
rung von Privateigentum, vor allem am Boden, vorangetrieben (Tibi 1972: 154). 
Großgrundbesitzer stellten eine wichtige soziale Basis für das Regime von Habib 
Bourguiba dar, der Tunesien zwischen 1957 und 1987 regierte. Gemeinschaftlich 
bewirtschaftetes Land und damit bestehende (islamische) Kollektivrechte sollten 
im Namen der Modernisierung der tunesischen Gesellschaft zügig abgeschafft 
werden, um kapitalistischem Privateigentum am Boden Platz zu machen. Die 
sozialen Spannungen, die dadurch entstanden, sollten durch eine genossenschaft- 
lich organisierte Agrarreform abgefedert werden, was Ende der 1960er Jahre 
am teilweise brutalen Widerstand der Großgrundbesitzer scheiterte (ebd.: 155). 

In Ägypten versuchte Gamal Abdel Nasser, ab 1952 Ministerpräsident und 
zwischen 1954 und 1970 Staatspräsident von Ägypten, nach der Unabhängigkeit 
1956 zwar den Einfluss von Großgrundbesitzern, die vor allem dem Ancien 
Regime anhingen, durch Landreformen und durch die Verstaatlichungvon Land 
zu brechen. Der Besitz von Boden wurde rechtlich eingeschränkt. Allerdings hat 
sein Nachfolger Anwar al Sadat dieses Reformprojekt Anfang der 1970er Jahre 
zurückgenommen. Mit der Landrechtsreform von 1974 wurde das unter Nasser 
verstaatlichte Land wieder privatisiert (Bush 2011: 395). 

Trotz der Unterschiede zwischen den beiden Entwicklungsprojekten hatten 
sie das gleiche Ziel, die Abhängigkeit der nationalen Ökonomien vom Weltmarkt 
zu reduzieren, dementsprechende Wirtschaftsmodelle zu errichten sowie die 
Ernährung der eigenen Bevölkerung zu sichern. Im Rahmen dieser Bemühun- 
gen finanzierten die Staaten große Bewässerungsinfrastrukturen und -projekte 
(Gertel 2010). Der Zugang zu landwirtschaftlich genutztem Wasser sowie die 
Instandhaltung einer (teilweise) weitverzweigten Hydroinfrastruktur wurden 
bis in die 1980er Jahre staatlich finanziert. Diese Politiken sicherten den Zugang 
zu Wasser als wichtigem Produktionsmittel, von dem Kleinbäuer*innen, die 
bewässerte Landwirtschaft betrieben, abhängig waren. 
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Prozesse der neoliberalen Restrukturierung im Zeichen von 
Strukturanpassungsprogrammen 


Mit den Schuldenkrisen der 1970er Jahre wurden die Subventionen für die 
Landwirtschaft zunehmend infrage gestellt und sukzessive abgebaut. Für die 
Strukturanpassungsprogramme, die Tunesien 1986 und Ägypten 1991 mit dem 
Internationalen Währungsfond (IWF) und der Weltbank vereinbarten, spielte 
der Agrarsektor gegenüber anderen ökonomischen Sektoren eine Vorreiterrolle 
(Hanich 2013: 77). Hier wurde bereits früh privatisiert, dereguliert und der 
Staat zog sich zurück. Die „Modernisierung“ der Landwirtschaft beinhaltete 
eine Förderung von Agrarprodukten, die vor allem für den Export bestimmt 
waren, da sie aufdem Weltmarkt bessere Preise erzielen konnten. Die Folge dieser 
Politik waren eine kapitalintensive Ausweitung der bewässerten Landwirtschaft 
und eine Vergrößerung der bewässerten Agrarflächen. 

Im Folgenden sollen drei miteinander verwobene Prozesse erläutert werden, 
die die Lebens- und Produktionsbedingungen von Kleinbäuer*innen maßgeb- 
lich verändert haben und die gleichzeitig die Prozesse der Inwertsetzung der 
Ressourcen Wasser und Land beförderten: Land- und Pachtrechtsreformen, die 
Deregulierung und Restrukturierung der staatlichen Kreditvergabe sowie die 
Privatisierung von Wasser und Bewässerungssystemen. 


Land- und Pachtrechtsreformen 


Der neoliberale Politikwechsel hatte Auswirkungen auf die Verfügbarkeit von 
Agrarland. In Ägypten intensivierte Sadats Nachfolger Muhammad Husni 
Mubarak die bereits oben beschriebene Politik der Privatisierung von Land. So 
wurde mit dem Gesetz Nr. 96 aus dem Jahr 1992 das Pachtrecht grundlegend 
neu gestaltet. Der Markt für Land wurde dereguliert, indem die Pachtverträge 
liberalisiert wurden. Die Pachten vervielfachten sich (Hanieh 2013: 82). Die 
Landeigentümer erhielten das Recht, Land zu kaufen oder zu verkaufen, ohne 
die aktuellen Pächter*innen zu informieren, was einer faktischen Vertreibung 
gleichkam (Tingay 2005: 12). Eigentumsrechte, die die zumeist kleinbäuerli- 
chen Pächter*innen bisher hatten, wurden mit diesem Gesetz infrage gestellt. 
Getragen wurde diese Politik von einer politischen Koalition aus ländlichen 
Großgrundbesitzern und Parlamentsmitgliedern, die selbst Unternehmer waren 
(Bush 2011: 396). Obgleich es keine offiziellen Daten darüber gibt, wie viele der 
Kleinbäuer*innen von dieser Reform betroffen waren, gehen Schätzungen davon 
aus, dass nach der Übergangsfrist von fünf Jahren eine Million der Familien, die 
bis dato fast 24 Prozent des bewirtschafteten Landes bearbeiteten, von Vertrei- 
bungen betroffen waren (Tingay 2005: 13). 
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In Tunesien vollzogsich die mit den Strukturanpassungsprogrammen verbun- 
dene Privatisierungspolitik von staatlichem und kollektivem Land zugunsten von 
ländlichen Großgrundbesitzern sowie von Unternehmen, die der Familie Ben Ali 
nahestanden (Elloumi 2013b: 10). Ein Großteil dieses Landes wurde zur Nutzung 
an sogenannte Socidtes de mise en valeur et de developpement agricole (SMVDA 
— Unternehmen zur landwirtschaftlichen Aufwertungund Entwicklung) überge- 
ben, und trugen dadurch zur Marginalisierung von Kleinbäuer*innen bei. Diese 
Unternehmen profitierten häufig nicht nur von ihrem privilegierten Zugang 
zu Land und zu Krediten, sondern auch von dem zu den landwirtschaftlichen 
Bewässerungssystemen (Elloumi 2013b: 12). Die SMVDA wurden im Zuge der 
Widerstände und Protestaktionen nach dem Sturz des Mubarak-Regimes im 
Januar 2011 Ziel von zahlreichen Besetzungen durch Kleinbäuer*innen (dazu 
mehr im letzten Abschnitt). 


Privatisierung von Wasser und Bewässerungssystemen 


Die Inwertsetzung der Ressource Wasser war zentrales Moment der neolibe- 
ralen Politikstrategie. Sie hat zu weiteren sozialen Konflikten geführt, die im 
Laufe der 2000er Jahre zu Protesten führte. Neoliberale Politiken propagieren 
die „Dezentralisierung des Wassermanagements“. Finanzierung, Ausbau, aber 
auch die Instandhaltung von landwirtschaftlichen Bewässerungssystemen sollen 
nicht mehr staatlich gefördert werden. Dieser Politikwechsel hat (nicht nur in 
Nordafrika) dazu geführt, dass sich die Ressource verteuert hat und der Zugang 
zu Wasser weiterhin ein Moment von Macht- und Herrschaftspolitik geblieben 
ist. Sobekommen vor allem ökonomisch bedeutende Agrarunternehmen großen 
Einfluss über die Organisierungin Nutzergruppen (Groupements de developpement 
agricole - GDA) und können über Zugangs- und Allokationsmöglichkeiten ent- 
scheiden, während Kleinbäuer*innen die Kosten für den Rückzug des Staates zu 
tragen haben (Jouili/Kahouli/Elloumi 2013). Zudem wurden durch ein neues 
Investitionsgesetz im Jahr 1993 (Gesetz Nr. 93-120) großflächige Investitionen in 
die exportorientierte Landwirtschaft mit staatlichen Subventionen und Anleihen 
befördert. Im Rahmen dieser neuen Investitionspolitiken werden Konzessionen 
vergeben, die den Zugangzu öffentlichen Wasserreservoirs ermöglichen. Jouili u.a. 
(ebd.) stellen fest, dass diese Politik nicht nur die Ressource Wasser selbst verteuert 
und zu ihrer Überausbeutung geführt hat - verfügbares Land ist dadurch vermehrt 
inden Anbau von bewässerungsintensiven Agrarprodukten umgewandelt worden, 
die auf dem Weltmarkt gewinnbringend verkauft werden können.’ 


3 Zuden Auswirkungen des Klimawandels, der als zusätzlicher Faktor aufdie Degradation 
der natürlichen Ressourcen in diesen ariden Gegenden einwirkt, siche Houdret 2014. 
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Deregulierung von Agrarkrediten und Verschuldung von 
Kleinbäuer*innen 


Neben der Deregulierung ist die Restrukturierung der staatlichen Kreditvergabe 
als weiterer Faktor zu nennen. Bis Mitte der 1970er Jahre war im Rahmen des 
nasseristischen Modernisierungsprojekts die Kreditvergabe im Agrarsektor zum 
großen Teil durch die staatliche Agrarbank gesichert. In den Jahren 1937 bis 
1992 hatte in Ägypten die Agrarbank einen Anteil von 74 bis zu 79 Prozent 
an der Vergabe von Krediten für die Landwirtschaft (Gertel 2010: 68). Für 
Kleinbäuer*innen war die Vergabe von saisonalen Kleinkrediten von besonderer 
Bedeutung. Mit ihnen wurden Inputprodukte wie Düngemittel, Pestizide, Saat- 
gut und Futtermittel finanziert. Auch diese Märkte sind im Zuge der neoliberalen 
Restrukturierung dereguliert worden. Dadurch sind die Preise für die Inputs auf- 
grund von Monopolbildungen drastisch gestiegen (ebd.: 65). Kurzfristige Kredite 
für Kleinbäuer*innen wurden zurückgefahren und stattdessen Investitionskredite 
mit längeren Laufzeiten priorisiert (Roccu 2010: 134). Dass Kleinbäuer*innen auf 
informelle Kreditgeber*innen mit hohen Zinssätzen ausweichen mussten, hatte 
eine wachsende Verschuldung zur Folge. Diese weltweit zunehmende Verschul- 
dung von Kleinbäuer*innen wird in den kritischen Agrarstudien seit Langem 
hinsichtlich ihrer vielfältigen Bedeutung für die Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
in der Landwirtschaft diskutiert. Schulden sind demnach zentraler Hebel für 
Akkumulationsprozesse, aber auch Mittel der Kontrolle von landwirtschaftli- 
cher Arbeit (Fairbairn u.a. 2014). Bedeutsam für die Prozesse der Inwertsetzung 
von Land in Betracht ist vor allem, dass mit zunehmender Verschuldung von 
Kleinbäuer*innen zunehmend Land in Wert gesetzt wird, indem es mit Krediten 
belastet und im Krisenfall verkauft wird. Das wiederum führt zu vermehrter 
Landlosigkeit und zu Ankäufen durch kapitalstarke Agrarunternehmen bzw. 
zu Prozessen der Landkonzentration (Gertel 2010: 69). 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass neoliberale Agrarpolitiken die 
Produktionsbedingungen finanziell starker und politisch einflussreicher Agra- 
runternehmen begünstigt haben. In Tunesien entstanden mehrere Agrarunter- 
nehmen als Teile von Holding-Gesellschaften, die ihre Schwerpunkte im Bau- 
oder Tourismussektor haben (Hanich 2013: 80). Adam Hanich (ebd.) zufolge 
haben die Konzentrationsprozesse der 1980er und 1990er Jahre in Tunesien 
und Ägypten dazu geführt, dass sich eine neue kapitalistische Klasse formieren 
konnte. Für Ägypten ist dieser Prozess von Roberto Roccu detailliert nachge- 
zeichnet worden. Mit dem Einsetzen der neuen Regierung 2004, die von einer 
neuen Riege von Geschäftsmännern dominiert war, die nun selbst Ministerposten 
und politische Schlüsselpositionen besetzten, wurde die Privatisierungspolitik 
beschleunigt, im Zuge derer zunehmend staatliche Unternehmen, aber auch 
Land privatisiert wurden. Ergebnis dieser von IWF und Weltbank beförderten 
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Privatisierungspolitik war die Übernahme von staatlichen Monopolen durch die 
quasi privaten Monopole jener großen ägyptischen Unternehmenskonglomerate, 
die bereits große Marktanteile besaßen und der politischen Elite, bestehend aus 
Geschäftsleuten, besonders nahestanden (Roccu 2013). Die landwirtschaftliche 
Produktion Nordafrikas wird zunehmend von großen Unternehmen geprägt, für 
die die landwirtschaftliche Produktion nur einen Teil ihres Portfolios darstellt. 
Obgleich kleinbäuerliche Landwirtschaft weiterhin schr verbreitet ist, wird diese 
weitgehend durch die Interessen des Agribusiness sowie durch deren Kontrolle 
von Exportmärkten und nationalen Verteilungsketten bestimmt (Hanich 2013: 
95). Vor diesem Hintergrund wird schließlich nicht nur die soziale und ökono- 
mische Marginalisierung von Kleinbäuer*innen durch die neoliberalen Agrar- 
und Wasserpolitiken deutlich, sondern auch die (zum Teil neuen) politischen 
Kräfte und deren neue Möglichkeiten, Kapital und Reichtum zu akkumulieren, 
analysiert. Innerhalb kürzester Zeit wurden gesellschaftlicher Reichtum und 
gesellschaftliche Gemeingüter innerhalb einer kleinen kapitalistischen Klasse 
reorganisiert - während 40 Prozent der ägyptischen Bevölkerung in extremer 
Armut lebt. Dennoch wurde Ägypten von der Weltbank 2007 unter die Top 
Ten der ökonomischen Reformer gerankt. 

Diese Prozesse sind nicht auf Tunesien oder Ägypten beschränkt und bilden 
einen Teil der globalen Krise des Kapitalismus. David Harvey hat diese Verände- 
rungen als eine neue Runde der „Einkreisungvon Allgemeingütern“ beschrieben: 
Einstmals gemeinschaftliche Gemeingüter (wie Land, Wasser, aber auch der 
Zugang zu Krediten und agrarischen Inputprodukten) werden in private Verant- 
wortung und in private Verfügungsrechte überführt. Ihm zufolge kommt dies 
einer Enteignung der jeweiligen Bevölkerungen von ihren Gemeinschaftsgütern 
gleich. Sie wurden von den ökonomischen Ressourcen, die ihnen im Zuge der 
Dekolonisierung und im Namen der Befreiung von den Kolonialmächten zur 
Verfügung gestellt wurden, getrennt, sodass diese Ressourcen privaten Unter- 
nehmen zum Kauf angeboten werden konnten. Ein Prozess, den David Harvey 
Akkumulation durch Enteignung nennt (Harvey 2004). 


Protest und Widerstand in ländlichen Gebieten als integraler 
Bestandteil der Revolutionen in Tunesien und Ägypten 


In vielen Analysen wurde versucht, die scheinbare Spontanität der Massenmobili- 
sierungen im Januar 2011 in Tunesien und in Ägypten auf zwei parallel verlaufende 
Entwicklungen zurückzuführen: zum einen aufsich verändernde sozio-ökonomi- 
sche Faktoren, die eine nachhaltige Entwicklung verhinderten, zum zweiten auf 
das verengte bzw. repressive politische System (vgl. u.a. Asseburg 2011). Für die 
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sozio-ökonomischen Entwicklungen wird betont, dass Ägypten und Tunesien 
neben dem Rückgang von Exporten in die EU als Folge der Finanzkrise (vgl. 
Brach/Loewe 2011) vor allem von der globalen Nahrungsmittelkrise 2007/2008 
betroffen waren. So forderten die Demonstrant*innen am 14. Januar 2011, am 
Tag des Sturz Ben Alis: „Brot, Wasser und nicht Ben Ali!“. Demgegenüber hat die 
Politikwissenschaftlerin Cilja Harders die Entwicklungen, die sich in vielen Staaten 
der MENA-Region ähnelten, zusammenführend als das „Ende des autoritären 
Sozialvertrags“ definiert: Den Protesten waren Jahrzehnte der „Iransformation 
ohne Transition“ vorangegangen, in denen sich ein rapider sozialer Wandel voll- 
zogen hatte, dem die politischen Systeme jedoch keine Rechnung getragen bzw. 
auf den sie mit steigender Repression geantwortet haben (vgl. Harders 2012). 

Die Tatsache, dass die Revolutionen in der westlichen Öffentlichkeit und in 
der Forschungals derart überraschend und unerwartet wahrgenommen wurden, 
ist vor allem aufdie Fehleinschätzungzurückzuführen, gesellschaftlicher Wandel 
habe in der MENA-Region kaum stattgefunden (Bayat 2010: 1). Sie geht auf die 
nach wie vor vorherrschende orientalisierte Perzeption zurück, der Islam, der 
Leben und Politik wesentlich bestimmen soll, sei unveränderbar. 

Obgleich allmählich eine Perspektive an Deutungshoheit gewinnt, nach der 
die beschriebenen Revolutionen als langfristige Prozesse interpretiert werden (u.a. 
Harders 2012; Beinin/Duboc 2013; Allal 2012), ist die mögliche Bedeutung länd- 
licher Proteste und Widerstandsformen bisher unzureichend diskutiert worden. 
Die Proteste in den ländlichen Gebieten wurden kaum sichtbar und sind wenig 
erforscht worden, weil durch die mediale Inszenierung der urbanen Mittelschicht- 
jugend und ihres Einflusses auf die Massenproteste die Aufmerksamkeit vor allem 
auf die Großstädte gelenkt wurde, die für Journalist*innen und Forscher*innen 
leichter zugänglich sind als die ländlichen Gebiete Nordafrikas. Dennoch wird 
zumindest für Tunesien zunehmend anerkannt , dass die Revolution nicht ohne die 
von den ländlichen Gebieten ausgehenden Massenproteste erklärt werden kann. 
Diese These wird vor allem von denjenigen vorgetragen, die sich mit ländlicher 
Soziologie oder Entwicklungbeschäftigen, sie findet bisher allerdings kaum Gehör 
in der politikwissenschaftlich orientierten Nahost- und Nordafrikaforschung. 

Im Folgenden sollen deshalb vor dem Hintergrund der oben dargestellten 
Transformationsprozesse in den agrarisch geprägten Gebieten die vielfältigen 
Widerstandsformen gegen die Prozesse der Inwertsetzungvon Wasser und Land 
analysiert werden. Wie eingangs erwähnt, ist hier die Rolle von Repression und 
staatlicher Gewalt von zentraler Bedeutung. Widerstand gegen die neoliberalen 
Politiken werden gewaltförmig sanktioniert und Aktivist*innen sogar mit dem 
Tode bedroht. Der Widerstand wird von staatlicher Seite allzu oft delegitimiert 
oder in der (internationalen) Öffentlichkeit unsichtbar gemacht. Gerade die Tat- 
sache, dass die Protestformen häufig unter repressiven Bedingungen stattfinden 
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und sich in ihrer Form von den Protest- und Organisationsformen von urbanen 
sozialen Bewegungen unterscheiden, wirft theoretische Fragen für eine kritische 
soziale Bewegungs- und Protestforschung auf, die im letzten Teil des Beitrags 
diskutiert werden sollen. 


Konflikte in den ländlichen Gebieten als Ausgangspunkt der tunesi- 
schen Revolution 


„Die Erde hat keinen Preis. Sie ist ein Kapital, das kein Äquivalent hat“ (Ayeb 2013, 
Interview mit einem Kleinbauern aus Gabes, Tunesien) 


Der Widerstand gegen neoliberale Privatisierungspolitiken von Land und Wasser 
hat in Tunesien und Ägypten heterogene Protest- und Artikulationsformen 
angenommen. Insbesondere für die tunesische Revolution ist gezeigt worden, 
dass die Mobilisierungen, die im Januar 2011 zum Sturz des Regimes Ben Ali 
geführt haben, vom agrarisch geprägten Binnenland Tunesiens ausgegangen 
sind (Hmed 2012). Die Selbstverbrennung des Gemüseverkäufers Mohamed 
Bouazizi im Dezember 2010 gilt oft alssymbolischer Auslöser für die Massenpro- 
teste, die schließlich zum Sturz von Ben Ali geführt haben. In diesem Narrativ 
wird Mohamed Bouazizi als jugendlicher Arbeitsloser sozial positioniert, der 
in seiner Selbstverbrennung seine Frustration über die im Land weitverbreite- 
te Polizeigewalt, Korruption und die hohe Arbeitslosigkeit unter den jungen 
Hochschulabsolvent*innen auszudrücken sucht. Mathilde Fautras hat mit ihrer 
qualitativen Feldstudie in Sidi Bouzid jedoch herausgearbeitet, dass das familiäre 
Netzwerk, in das Mohamed Bouazizi eingebettet war, seit Längerem gemeinsam 
mit anderen Familien einen Kampf gegen die Enteignung seines Landbesitzes 
führte: Zur Versteigerung des Landes an einen Investor aus Sfax war es gekom- 
men, weil der Onkel von Mohamed Bouazizi, Salah, die seit drei Jahren fälligen 
Kreditraten aufgrund von schlechten Ernteerträgen nicht zurück bezahlen konn- 
te. Salah versuchte die Regierungin Tunis aufseinen Fall aufmerksam zu machen; 
die lokalen Behörden reagierten daraufjedoch mit mehreren polizeilichen Befra- 
gungen. Zusammen mit anderen, die sich mit ihm solidarisierten oder ähnliche 
Erfahrungen gemacht hatten, wehrte sich Salah, indem er die Arbeiter*innen, 
die jetzt sein versteigertes Land für den Investor bearbeiteten, von dort vertrieb. 

Diese Form des Protests (Besetzung von enteignetem Land) fand Aufmerk- 
samkeit in den Medien sowie bei Anwohner*innen der Gegend, sodass seit Mitte 
Juli 2010 mehrere Protestaktionen und Sit-ins vor dem Gebäude der Bezirks- 
verwaltung stattfanden (Fautras 2015: 4ff.). Die größeren Proteste, die gleich 
nach der Selbstverbrennung von Mohamed Bouazizi im Dezember 2010 in Sidi 
Bouzid begannen, richteten sich nicht mehr dezidiert gegen die Enteignung von 
Land, sondern gegen Arbeitslosigkeit, Polizeigewalt und -willkür sowie gegen die 
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weitverbreitete Korruption. Nur deshalb konnten sich diese Proteste auch mit 
den urbanen Protestbewegungen verbinden. 

Wie das Eingangszitat verdeutlicht, sind Land und Wasser für viele 
Kleinbäuer*innen nicht kommodifizierbare Gemeinschaftsgüter, Deshalb sind 
seit einigen Jahren auch illegale Brunnenbohrungen, Wasserentnahmen aus 
den Bewässerungssystemen oder die Weigerung, die Stromrechnungen für die 
Pumpanlagen der Bewässerungssysteme zu zahlen, für sie legitime Widerstand- 
spraktiken (Gana 2012). Diese werden jedoch selten als solche wahrgenommen, 
sondern cher als illegale Akte der Aneignung privater Güter. Dadurch wird 
Protest nicht nur delegitimiert, sondern auch als solcher unsichtbar gemacht. 
Obgleich diese Formen der selbstermächtigten Wasserentnahmen den Eindruck 
nahelegen, dass sie weniger von einem politischen Veränderungswillen, als viel- 
mehr vom Prinzip des maximalen Eigennutzes oder der Konkurrenz angetrieben 
sind, gibt es mehrere Hinweise auf ihren politischen Gehalt: Zum einen üben 
die Kleinbäuer*innen bereits seit längerer Zeit Kritik an den undemokratischen 
Strukturen der Wassernutzergruppen. Alternativen zu diesen Strukturen wurden 
jedoch weder von den jeweiligen nationalen agrarpolitischen Verantwortlichen 
noch von den beratenden Entwicklungsagenturen erwogen. Konflikte um die 
landwirtschaftliche Bewässerung sind zahlreich dokumentiert, und kritische 
Beobachter*innen interpretieren die Wasserkonflikte in Nordafrika vor allem 
als Krise des demokratischen Zugangs zur Ressource Wasser (vgl. Gana/Amrani 
2006; Houdret 2014). Zum anderen werden diese direkten Aktionen als politische 
Proteste auch dadurch lesbar, dass noch im Januar und Februar 2011 versucht wur- 
de, die Strukturen für die gemeinschaftliche Nutzung von landwirtschaftlichem 
Wasser im Zuge der Revolution durchzusetzen und diese zu demokratisieren: Es 
gab u.a. Forderungen zur Restrukturierung der landwirtschaftlichen Kooperati- 
ven, die mitzahlreichen Protestaktionen vor dem Ministerium für Landwirtschaft 
einhergingen. Der Ressourcenmissbrauch durch einflussreiche Landwirte wurde 
durch Klageschriften an die zuständigen Behörden angeprangert (Gana 2011). 

Ein weiterer Grund, warum die Proteste von Kleinbäuer*innen und Land- 
arbeiter*innen oftmals kaum hör- oder sichtbar werden und - selbst wenn dies 
doch der Fall ist - nicht unbedingt unmittelbar in ihrem politischen Charakter 
lesbar sind, ist sicherlich ihre kaum vorhandene bzw. staatlich gelenkte gewerk- 
schaftliche Organisation. Wie im Falle der Industriearbeiter*innen in Tune- 
sien und in Ägypten stellen die nationalen Gewerkschaften der Bäuer*innen 
staatliche Apparate dar, die cher dem politischen Machterhalt des Regimes bzw. 
dem Machteinfluss von Großgrundbesitzern als der Interessenvertretung der 
Kleinbäuer*innen dienen (Gana 2013; Ayeb 2013). Eine autonome Organisierung 
von kollektiven Interessen jenseits der regimenahen Gewerkschaften wird durch 
die repressive Reglementierung des Assoziationsrechts verhindert. 
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Auch ist anzunehmen, dass Proteste gegen Prozesse der Kommodifizierungvon 
natürlichen Ressourcen in autoritären Staaten nicht immer in politischen Termini 
formuliert werden (können), da staatliche Repression droht. So haben Carpentier 
und Gana in ihrer empirischen Studie zu den Protesten und Mobilisierungen 
gegen die wachsende Degradation von Ressourcen in Oasen festgestellt, dass 
diese ökologisch gerahmt wurden. Weil Umweltprobleme nicht unmittelbar als 
politisch galten, genossen derartige Mobilisierungen und Protestaktionen in den 
2000er Jahren mehr Chancen, in die Öffentlichkeit zu dringen. So konnte Kritik 
an staatlichen Politiken geübt werden, die jedoch in einen lokalen Diskurs um 
Wasserprobleme und Wasserknappheit in den landwirtschaftlichen Betrieben 
der Oasen eingebettet war (Carpentier/Gana 2015: 160). 


Fragmentierte Kämpfe auf dem Weg zur Revolution in Ägypten: 
Arbeitskämpfe, Wasserrevolten und „Brotunruhen“ 


In Ägypten sind die Massenproteste im Frühjahr 2011 zwar nicht von den ländli- 
chen Räumen ausgegangen. Die unerwartet starke Mobilisierungsehr heterogener 
Bevölkerungsteile ist m.E. jedoch nur erklärbar, wenn auch die längerfristigen 
Politisierungsprozesse, die in den verschiedenen Regionen stattgefunden haben, 
in den Blick genommen werden. Obgleich es schr wenige personelle Verbindungen 
und damit nur wenige Knotenpunkte in gemeinsamen Netzwerken zwischen der 
Arbeiter*innenbewegung sowie den Aktivist*innen in urbanen Zentren und in 
den ländlichen Regionen gegeben hat (Beinin/Duboc 2013: 210), haben sich die 
Mobilisierungen seit Anfang der 2000er Jahre durchaus gegenseitigbeeinflusst. 

Eine der wichtigsten gesellschaftlichen Kräfte in den 2000er Jahren war die 
ägyptische Arbeiter*innenbewegung, die seit Mitte der 2000er Jahren zumeist 
illegalisierte Streiks und Protestaktionen in den Zentren der Textilindustrie 
wie in Mahalla al-Kubra organisiert hat. Diese hatten nicht nur eine wichtige 
symbolische Wirkung für andere Branchen und Sektoren, da der Regierung 
Zugeständnisse abgerungen werden konnten.‘ Arbeiter*innen wie z.B. aus der 
verarbeitenden Industrie oder dem Baugewerbe, aber auch Angestellte der öffent- 
lichen Verwaltung fühlten sich durch die Streiks der Textilarbeit*innen ermutigt, 
eigene Forderung zu aufzustellen und Streikaktionen durchzuführen (ebd.). 
Bewernitz (2014: 525) argumentiert vor diesem Hintergrund, dass sich auch 
in anderen geografischen Kontexten militante Arbeitskämpfe zu politischen 


4 Gerade die Streiks von 2004-2009 gegen die ncoliberale Privatisierungspolitik in dem 
großen Textilunternehmen Misr Spinningand Weaving Company hatten auch eine starke 
politische Symbolkraft für die nationale Unabhängigkeit. Das Unternehmen war 1960 
daserste, das durch Nasser nationalisiert worden war, und ein Viertel aller Arbeiter*innen 
im öffentlichen Textilsektor arbeiteten hier (Beinin/Duboc 2013: 218). 
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Kämpfen bzw. Demokratiebewegungen entwickelten. Das Argument könnte 
im Fall von Ägypten dahin gehend erweitert werden, dass die Kämpfe der urba- 
nen Mittelschicht und die sich politisierenden Arbeitskämpfen gemeinsam eine 
Wirkmächtigkeit hervorbrachten, die zum Sturz von Hosni Mubarak führten. 

Darüber hinaus haben die Mobilisierungen eine neue „Kultur des Protests“ 
hervorgebracht (Beinin/Duboc 2013: 226): Trotz der permanenten Androhung 
von Repression konnten Menschen zunehmend für Proteste mobilisiert werden. 
Die Politisierung von Protest sowie die politische Sozialisierungvon Aktivistinnen 
(Korany 2014: 263ff.) wurden damit ebenso in Gang gesetzt wie die Einübung neu- 
er Protest- und Widerstandsformen (wie z.B. Flash Mobs) (Gunning/Baron 2013). 

Eine wichtige Schnittstelle für die Verknüpfung zwischen den Protesten in 
den urbanen Zentren, den Arbeiter*innenstreiks und den Protesten in ländlichen 
Gebieten war die bereits genannte Nahrungsmittelkrise und die daraus her- 
vorgehenden „Brotunruhen“. Durch die Nahrungsmittelkrise 2008 stiegen die 
Preise in Ägypten um 35 Prozent. Die Nahrungsmittelkrise - so einige Analysen 
- sowie die weltweit weiter gestiegenen Nahrungsmittelpreise im Frühjahr 2011 
seien ein zuspitzender Faktor oder sogar der direkte Auslöser für die politischen 
Umbrüche in Nordafrika gewesen (u.a. Lagi/Bertrand/Bar-Yam 2011). Obgleich 
derartige Ausführungen unter mehreren kausalen Verkürzungen leiden, kann 
m.E. dennoch dem Argument von Alia Gana (2012) gefolgt werden, dass die Nah- 
rungsmittelkrise zu einer Politisierungvon Nahrung und Ernährunggeführt hat, 
da die Subventionierung von Nahrungsmitteln und insbesondere von Brot zum 
Kern der sogenannten autoritären Sozialverträge gezählt werden kann (Harders 
2012). So können die Proteste, die sich gegen die im Winter 2010 gestiegenen 
Nahrungsmittelpreise richteten, als Verbindungslinien zwischen den Protesten 
in den urbanen Zentren und denen in den ländlichen Regionen gedeutet werden. 

Während dem Zusammenhang zwischen der Nahrungsmittelkrise, den 
„Brotunruhen“ und den Massenprotesten im Frühjahr 2011 bisher erhebliche 
wissenschaftliche Aufmerksamkeit zuteil wurde, ist die Bedeutung der 2007 statt- 
findenden „Wasserrevolten“ bisher kaum erforscht worden: Kleinbäuer*innen, 
aber auch Anwohner*innen im Nildelta haben sich mit massiven Protesten gegen 
die Verteuerung, Verknappung und Verteilung von Trinkwasser und landwirt- 
schaftlich genutztem Wasser in den Gouvernements Daqahaliyya (im Nildelta) 
sowie in Bani Suwaif (südlich von Kairo) zur Wehr gesetzt. Diese Proteste haben 
ein derartiges Ausmaß erreicht, dass von einer „Wasserrevolution“ oder von der 
„Revolte der Verdurstenden“ gesprochen wurde (Reem 2007; Blanc 2007). Der 
Widerstand, der sich gegen die Privatisierung von Wasser richtete, wurde mit 
massiver Polizeigewalt niedergeschlagen und durch Zugeständnisse der Regierung 
beschwichtigt (Piper 2014). Wie beschrieben, führt Privatisierung, die die land- 
wirtschaftlichen Bewässerungssysteme und landwirtschaftlich genutztes Wasser 
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betreffen, zu einer Verteuerung von Wasser. Davon sind Kleinbäuer*innen stets 
stärker betroffen als große Agrarunternehmen, da letztere u.a. leichteren Zugang 
zu Krediten haben. Zudem hat der Rückzug des Staates aus der Instandhaltung 
und der Verwaltung der Bewässerungssysteme in den seltensten Fällen zu einer 
Demokratisierung des Zugangs zu Wasser geführt, sondern cher zu einer Kon- 
zentration der Entscheidungsgewalt in den Händen großer Agrarunternehmen. 
Menschenrechtsorganisationen haben auch in den Jahren 2009 bis 2010 zunch- 
mend gewalttätige Auseinandersetzungen von Kleinbäuer*innen mit Sicherheits- 
kräften registriert, die ihren Ursprung zumeist in Konflikten um Land und Wasser 
hatten (Ayeb/Bush 2016). Die ägyptische Regierung hat im Zuge ihrer Privatisie- 
rungspolitiken in verstärktem Maß den Verkauf von Staatseigentum an nationale 
und internationale Investoren betrieben und die Enteignungvon Kleinbäuer*innen 
befördert (Bush 2011). Die Menschenrechtsorganisation Sons of the Soil Land 
Center gibt an, dass in den Jahren 2009 bis 2010 180 Sit-ins, 132 Demonstrationen 
und sechs Streiks in ländlichen Gebieten stattgefunden haben. Dies habe zu mehr 
als 3.000 Verhaftungen von Kleinbäuer*innen und deren Unterstützer*innen 
sowie zu 2.500 Verletzten und 400 Toten geführt (Ayeb/Bush 2016). Obgleich 
die hier zitierten Zahlen im Einzelnen nicht verifizierbar sind, ist davon auszu- 
gehen, dass die Proteste, die es zweifellos in großem Umfang gab, eine wichtige 
Voraussetzung für die Revolutionen dargestellt haben. Dies kann hier noch einmal 
anhand der Rolle jener Netzwerke deutlich gemacht werden, die durch diese 
Konflikte um Land und Wasser mobilisiert wurden. Die Aktivist*innen in diesen 
Protesten formieren nach Ray Bush Netzwerke aus Kleinbäuer*innen, landlosen 
Landarbeiter*innen, Menschenrechtsaktivist*innen sowie Rechtsanwält*innen, die 
ihm zufolge nicht so eng zusammenhängen wie urbane Widerstandsnetzwerke. 
Trotz ihres cher losen Charakters haben diese Netzwerke jedoch seit den 1990er 
Jahren Bestand und konnten auch rechtlichen Beistand von Menschenrechtsorga- 
nisationen in den urbanen Zentren (wie z.B. dem Hisham Mubarak Law Center 
in Kairo) mobilisieren (Bush 2011: 403). Diese Netzwerke zeichnen sich zudem 
durch eine diskursive und personelle Scharnierfunktion aus, die die Proteste gegen 
die Prozesse der Inwertsetzungvon natürlichen Ressourcen mit denj enigen gegen 
Korruption, Polizeistaat und Autoritarismus miteinander verknüpft. 


Protest und Widerstand in ländlichen Gebieten als integraler 
Bestandteil der Revolutionen in Tunesien und Ägypten? 


Widerstand und Protest gegen Inwertsetzung von natürlichen Ressourcen sind 
nach dem Sturz der beiden autoritären Regime nicht zurückgegangen. Im Ge- 
genteil scheinen sie zunächst an Quantität und auch an Schärfe zugenommen zu 
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haben. So hat Ali Gana die verschiedenen Protestformen und die heterogenen 
Forderungen analysiert, die sich nach der tunesischen Revolution entwickelt 
haben. Sie dokumentiert zahlreiche Protestaktionen für Landrechte, für Zugang 
zu Wasser und zu finanziellen Ressourcen, für bessere Arbeitsbedingungen und 
-entlohnung sowie für eine gerechtere Preispolitik für landwirtschaftliche Pro- 
dukte. Darüber hinaus verdeutlichen die Besetzungen durch Landarbeiter*innen 
der großen (ehemals staatlichen) landwirtschaftlichen Betriebe (SMVDA), die 
jüngst privatisiert worden sind, die Forderungen nach sozialer Gerechtigkeit, die 
hier auch nach der Revolution artikuliert werden (Gana 2012). 

Deutlich wird an den gewählten Beispielen, dass sich kritische Arbeiten, die 
sich mit Protest- und Widerstand gegen diese Prozesse auseinandersetzen, ana- 
lytischer Instrumente bedürfen, die über die herkömmliche Protestforschung 
hinausgehen. Nicht nur sich explizit und öffentlich artikulierende Protestformen 
sollten als Protest gelesen werden. Auch die Besetzungen von enteignetem Land, 
illegalisierte Bohrungen und Wasserentnahmen stellen Widerstand dar und sind 
nicht als lediglich individuelle, eigennützige Akte zu verstehen. 

Werden die Revolutionen also nicht als historische Momente des Regimestur- 
zes interpretiert, sondern als längerfristige Prozesse der Mobilisierung, die sich 
auf sich verändernde Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie auf (heterogene) 
neue soziale Konflikte beziehen (El Nour 2015; Amin Allal 2012; Gana 2012), so 
sind die gesellschaftlichen Kämpfe gegen die Inwertsetzungvon Land und Wasser 
kaum losgelöst von den Kämpfen zu schen, die in den urbanen Zentren stattge- 
funden haben. Erkennbar wird eine sich herausbildende „Kultur des Protests“, die 
auf die Heterogenität der Kämpfe hinweist, die sich cher situativ als strategisch 
verbanden. Deutlich wurde dies durch jene Netzwerke von Aktivist*innen, die ur- 
bane und rurale Proteste über das Framing „Menschenrechte“ oder „Protest gegen 
willkürliche Polizeigewalt“ zusammenbringen und vereinen konnten. Ähnliches 
kann auch für die Mobilisierungen durch die gestiegenen Nahrungsmittelpreise 
im Winter 2010 vermutet werden. 

Revolutionäre Prozesse sind langfristige und gesellschaftlich umfassende Ab- 
läufe. Die neoliberalen Restrukturierungen in Nordafrika können vor diesem 
Hintergrund entschlüsselt werden: als Prozesse der Inwertsetzungder Ressourcen 
Land und Wasser, die zu tiefgreifenden Veränderungen der Produktions- und 
Reproduktionsbedingungen von denTeilen der Bevölkerung, die ganz oder teil- 
weise von der Landwirtschaft abhängig sind, geführt haben. 
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Becoming the Nuclear-Front-End 
Zur Verschiebung der „nuklear-extraktiven Grenze” 
nach Tansania 


Einleitung 


Der Abbau von Uran ist ein vergleichsweise wenig betrachteter Bereich im Feld 
der Herstellung von Atomenergie. Noch weniger Aufmerksamkeit wird jedoch 
den vorbereitenden Maßnahmen zur Gewinnung des chemischen Grundstoffs 
eines jeden Atomprogramms zuteil. Am Beispiel Tansanias wirft der vorliegen- 
de Beitrag einen Blick auf das sogenannte »uclear-front-end - die Anfänge der 
nuklearen Brennstoffkette. 

Im Zentrum des Interesses steht noch immer der Atomreaktor. Ihm wird die 
techno-politische Bühnenmitte eingeräumt (vgl. Hecht 2014: 361). Die ersten 
Schritte in der Urangewinnung werden dabei in den Hintergrund der Debatte 
gedrängt. Auch in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit Ressourcen- 
ausbeutung und Rohstoffproduktion liegt ein deutlicher Schwerpunkt auf der 
Beschäftigung mit „erfolgreichen“ extraktiven Projekten. Die Langwierigkeit und 
Ungewissheit von Einhegungen durch den extraktiven Sektor (vgl. Weszkalnys 
2015) und die Externalisierung sozial-ökologischer Kosten, also den Maßnahmen 
vor dem eigentlichen Bergbau, geraten so aus dem Blick. Am Beispiel der Erfor- 
schung und Exploration von Uranlagerstätten und der Sicherung von Zugangs- 
und Abbaurechten soll der Beitrag aufzeigen, dass lange vor der „erfolgreichen“ 
Ausbeutung eines bestimmten Vorkommens sich ein asymmetrisches Verhältnis 
von Orten der Rohstoffproduktion und des Konsums herstellt. Prozesse von 
Ressourceneinhegung oder Landnahme durch Explorationsunternehmungen 
sind zunächst nicht spezifisch für Uran. Spezifisch ist jedoch die enge Verbindung 
zu Technologiegeschichte sowie Gegenwart und erwarteter Zukunft der Atom- 
energienutzung: Unterbrechungen und Ungewissheiten sowie Wiederaufnahme 
von Exploration und Vorbereitungen zum Bergbau an Orten mit identifiziertem 
Ressourcenpotential an Uran gehören unmittelbar zum Auf und Ab des Ato- 
menthusiasmus. Die Auseinandersetzung mit dem Nuklearen an den Orten der 
Nutzung von Atomenergie bleibt vielfach auf die spektakulären Reaktorunfälle, 
Atompilzwolken und aufhochtechnologische Herausforderungen im „Zeitalter 
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des atomaren Niederschlags“ (age offallout) (Masco 2015) beschränkt. Nunmehr 


wenden sich wissenschaftliche Beiträge vermehrt auch den Orten und Kontexten 
des Atomsektors zu, die von vermeintlicher Banalität, von Geheimhaltung oder 
strategischer Desinformation geprägt sind und leicht in Vergessenheit geraten 
(Alexis-Martin/Davies 2017; Conde/Kallis 2012; Hecht 2014; Pikanten/Farish 
2017). Insbesondere Gabrielle Hecht (2012a, 2012b) hat gezeigt, dass die Frage, 
ob Orte, Objekte oder Gefahren als „nuklear“ (und damitals Teil der Herstellung 
von Atomenergie eingestuft werden) durch starke räumliche Ungleichheit geprägt 
sind. Aspekte dieser Ungleichheit finden bereits mit der Exploration nach Uran 
statt. In Tansania, wo seit Langem immer wieder nach Uran exploriert wurde 
und wird, aber bis heute kein Abbau begonnen hat, aber in den kommenden 
Jahren beginnen könnte, lässt sich dies gut nachvollzichen. 

Zu diesem Zweck führt der vorliegende Beitrag zunächst in den Begriff der 
nuklearen Brennstoffkette ein, um daraufhin den Fokus aufdie lange Geschichte 
von Uranexplorationen in Tansania und deren Interdependenz mit der Techno- 
logiegeschichte der Atomkraft zu legen. Ausgangspunkt ist hier, wie geologisches 
Wissen über die Ressourcenpotenziale des radioaktiven Elements erworben wird. 
Anschließend werden anhand von zwei Explorationsstandorten in Tansania eini- 
ge Aspekte der lokalen Effekte dieser geologischen Wissensproduktion diskutiert. 

Theoretisch ist der Beitrag inspiriert von Ansätzen der science and technology 
studies (STS), deren Rezeption in den Geschichtswissenschaften (Hecht 2011, 
2012a, 2014) und der Humangeografie (Alexis-Martin/Davies 2017; Barry 
2013; Pikanten/Farish 2017) sowie von den theoretischen Analysen ungleicher 
(räumlicher) Entwicklungen in der radicalgeography (Wissen/Naumann 2008). 

In Rückgriff auf das Material, das ich gegenwärtig für meine Promotion in 
der Humangeografie bearbeite, und das aus Interviews und Beobachtungen (ins- 
besondere in Tansania), Archivmaterial sowie Literatur und anderen Medien 
besteht, versuche ich die Rolle der Uranexploration und des »uclear-front-end 
innerhalb des technopolitischen Regimes der globalen Atomindustrie vor dem 
Hintergrund historischer wie gegenwärtiger Entwicklungen kritisch zu ana- 
lysieren. Der auch aus den theoretischen Inspirationen und Referenzen sowie 
der Empirie gezogenen Feststellung, dass raumzeitliche und technopolitische 
bzw. technologiegeschichtliche Entwicklungen der Atomkraft, Bestandteil und 
Ausdruck globaler Ungleichheit sind, soll hierbei Rechnung getragen werden. 
Tansania als Fallbeispiel zu wählen mag zunächst deplatziert erscheinen. Schließ- 
lich wird gegenwärtig kein Uran aus dem ostafrikanischen Land ausgeführt. 
Auch die Bestrebungen, perspektivisch Atomreaktoren in Tansania zu betreiben, 
sind theoretischer Natur und weit von jeglicher Umsetzung entfernt. Dennoch 
spielen und spielten tansanische Uranvorkommen eine Rolle für die globale 
Atomindustrie - und zwar noch bevor Tonne um Tonne von Gestein und Erde 
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aufgebrochen werden. Das sind keine unspektakulären Details angesichts des 
monströsen Potenzials der Atomenergie, denn das Spektakuläre bildet nur einen 
kleinen Teil der Geschichte des Nuklearen ab (Hecht 2012a: ix). Im Hinblick 
auf die spezifischen Räumlichkeiten und Temporalitäten der Nutzungder Kern- 
spaltung zur Energieproduktion soll das Augenmerk also auf den verborgenen 
Bereichen liegen, wie Uranvorkommen gesucht und gefunden werden und nicht 
zuletzt, welche Rolle das geologische Wissen spielt. Wie im Folgenden deutlich 
wird, lohnt ein Blick auf das, was ich becoming the nuclear-front-end nenne und als 
den langwierigen Prozess der Einhegung in die globale Atomindustrie verstehe. 


Die nukleare Brennstoffkette 


Die nukleare Brennstoffkette wird von der Atomindustrie selbst in drei Ab- 
schnitte unterteilt, das auclear-front-end, die service period und das back-end. Die 
beiden letzten Abschnitte erfahren wohl die größte Aufmerksamkeit. Bezeichnet 
doch die service period den laufenden Betrieb von Reaktoren in Atomkraftwerken 
und das back-end die faktisch ungelöste Frage des langfristigen Umgangs mit 
radioaktiven Abfällen. Die jeweiligen Schritte beschreiben hierbei vermeintlich 
rein technisch definierte Industrieabläufe, die sich zu einem großen Ganzen 
zusammenfügen. Als front-end wird die Extraktion des radioaktiven Materials 
aus entsprechenden geologischen Lagerstätten, die Umwandlung des Uran- 
erzesin U,O,, das sogenannte Yellow Cake und die folgende Umwandlung 
in Uranhexafluorid für die Anreicherung des spaltbaren Uran-235 (U) bis 
zur Herstellung von Brennelementen bezeichnet. Beschrieben wie ein techno- 
logischer Setzkasten, unabhängig von Ort und Zeit oder sozialen und politi- 
schen Bedingungen, umfasst die unterschiedlichsten technischen Verfahren, 
diverse Arbeitsschritte und -bedingungen, teilweise tausende Kilometer an 
Transportstrecken und verschiedene regulative Rahmen. Dort, wo die Atom- 
energie als Strom genutzt wird, wird dieser Abschnitt des industriellen Setups 
der Nuklearindustrie zumeist nicht wahrgenommen. Analogzu dem Schlagwort 
food from nowhere des Agrarsoziologen PhilipMcMichael (zitiert nach Brand/ 
Wissen 2017: 44) liefert die Steckdose electricity from nowhere - losgelöst von 
raumzeitlichen Bedingungen unbegrenzt verfügbaren Strom. Natürlich ist es 
komplexer und niemand glaubt tatsächlich, dass die winterlich erworbene To- 
mate im Supermarkt zur Welt kam und ebenso ist weithin bekannt, dass Elek- 
trizität unterschiedlich produziert wird, mitunter auch in Atomkraftwerken. 
Doch die aus der Industrie und ihr nahestehenden Institutionen üblicherweise 
transportierte Sprechweise über den Abbau und die ersten Verarbeitungsschritte 
des für die Atomenergieerzeugung konstitutiven chemischen Elements hält sich 
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zumeist an schematische Überblicke. Diese beinhalten wenigbis keinen Bezug 
zu den Aspekten, die ausschlaggebend sind für die Gewinnung, den Handel 
und das Angebot des großen U aus dem Periodensystem. Historisch gewachsene 
Strukturen gegenwärtiger Rohstoffausbeutung, technische, geologische oder 
logistische Bedingungen und Unwägbarkeiten von Abbau und Transport, Unsi- 
cherheiten und unvorhergeschene Ereignisse, rechtliche und politische Rahmen, 
Finanzierungund Arbeitsbedingungen verschwinden hinter Piktogrammen und 
Tabellen (Garcier 2009: 199). Die gesellschaftliche Komplexität tritt hinter der 
schematischen Darstellung hoch-technologischer Komplexität zurück, deren 
industrielles Management durch Klarheit, Sauberkeit und Verlässlichkeit be- 
stechen soll. Einer unter vielen blinden Flecken dieser Schemata ist der Kontext 
der vorbereitenden Maßnahmen zum Abbau von Uran. 


Nukleare Technologiegeschichte und Uranexploration in Tansania 


Die Nutzungvon Uran für die Energieproduktion, d.h. die zivile Nachfrage nach 
großen Mengen des radioaktiven Stoffes, ist vergleichsweise jung. Erst mit dem 
aufkommen kriegsstrategischer Interessen, der Entwicklungder Atombombe und 
der Durchführungder ersten menschengemachten selbsterhaltenden nuklearen 
Kettenreaktion durch Dr. Enrico Fermi im Jahr 1942 an der Universität von 
Chicago begannen die ersten großen Explorationswellen nach Uran (Vestergaard 
2015; Squassoni u.a. 2014: 8). In der Geschichtsschreibung der Atomkraftnutzung 
kommen die Uranvorkommen im heutigen Tansania kaum vor. Dennoch zeigt die 
Sammlung geologischer Informationen über tansanische Uranlagerstätten und 
potenzielle Abbaugebiete das globale Ausmaß dieser Industrie. Die Identifikation 
von Ressourcen, Ansätze ihrer Extraktion und der Aufschub solcher Vorhaben 
sind auf die Entwicklungen in der militärischen wie kommerziellen Nutzung 
der Kernspaltung zurückzuführen. Eine australische Zeitung notierte schon 
im Jahr 1947, dass die Prospektoren einer Firma unter Aufsicht der britischen 
Kolonialverwaltung, dem Tanganyika Territory Government, die Entdeckung 
radioaktiver Mineralisierungen veröffentlicht hätten (Townsville Daily Bulletin 
1947: 4). Die Autoren der Mitteilungen der Gruppe Deutscher Kolonialwirtschaft- 
licher Unternehmungen berichten von der Entdeckung und gar geringen Ausfuhr 
von Uranmineralien aus der damaligen Kolonie Deutsch-Ost-Afrika bereits etwa 
40 Jahre zuvor (Schumacher/'Thamm 1941: 93). Erklärtes Ziel dieser Publikation, 
die an der „Forschungsstelle für kolonialen Bergbau der Bergakademie Freiberg“ 
verfasst wurde, war cs, „dem später wieder in eigenen Kolonien tätigen Fachmann 
zuverlässige Unterlagen für seine Arbeit in die Hand zu geben“, und zwar „aufdem 
Gebiet deskolonialen Berg- und Hüttenwesens“ (ebd.: V). Den großen Ansturm 
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auf Uran hatten die Geologen im Dienst nationalsozialistischer Endsiegfantasien 
und Ambitionen kolonialer Rückeroberungjedoch nicht abgeschen. Uran spielte 
in der Veröffentlichung nnationalsozialistisch-kolonialen Vorbereitungseifers eine 
untergeordnete Rolle. 

Die erste große Welle der Exploration und des Abbaus von Uran begann in 
den frühen 1940er Jahren. Mit der 1942 beschlossenen russischen Uranberg- 
bauresolution startete der erste sowjetische Abbau in Tadschikistan (Khlopkov/ 
Chekina/Vestergaard 2014: 18; Vestergaard 2015: 26). Der damals zukünftige 
politische und geopolitische Rivale der Sowjetunion begann ebenso, nach Uran 
zu suchen. Zu diesem Zeitpunkt galten Uranvorkommen noch als selten und auf 
wenige und bestimmte geologische Formationen beschränkt (Hecht 2012a: 51). 
Seit 1944 war es Aufgabe des Combined Development Trust (CDT, später Com- 
bined Development Agency), gegründet auf Basis einer Vereinbarung zwischen 
den USA und dem Vereinigten Königreich, alle Uran- und Thoriumvorkommen 
zu erkunden und zu sichern, die auf den eigenen Territorien oder den Partnern 
zugänglichen Orten in Drittstaaten zu finden waren (Berkemeier u.a. 2014: 6; 
Vestergaard 2015: 26f.; Hecht 2012a 50f.). Vorrangiges Ziel war die Urangewin- 
nungfür die US-amerikanische Produktion von Atomwaffen zur Gewährleistung 
der „Sicherheit der westlichen Welt“ (Berkemeier u.a. 2014: 12) - und zwar so 
viel wie möglich. Die Entdeckungen der 1940er Jahre führten allerdings ange- 
sichts anderer Rohstoffquellen zu keinem Abbau im heutigen Tansania. Damit 
waren weitere Explorationen in den kolonialen Territorien jedoch nicht vom 
Tisch. Mit der Entwicklung eines eigenen britischen Atomenergieprogramms 
wurden erneut internationale Verträge zur Lieferung von Uran ausgehandelt 
und die Länder des Commonwealth galten als potenzielle Quellen dieses Ener- 
gierohstoffes (ebd.). Dem Ziel der zukünftigen Versorgungssicherheit geplanter 
Reaktoren folgend, wurde auch durch den „Geological Survey of Tanganyika“ 
weiter nach Uran gesucht. Nur etwa drei Jahre nach der Gründung der United 
Kingdom Atomic Energy Authority (UKAEA), die mit dem Aufbau eines zivilen 
Atomprogramms betraut war, richtete diese noch 1957 ein Büro in Tanganjika 
zur Zusammenarbeit mit dem Geological Survey ein (James 1958a: 3). Einer 
der zwei für die UKAEA in Ostafrika arbeitenden Geologen nahm 1958 an 
der „Zweiten Genfer Atomkonferenz“ teil und schrieb in seinem anschließend 
verfassten Bericht: „Die gesamte Riege der Nuklearwissenschaften, inklusive 
Fragen der Beschaffung von Rohstoffen, war abgedeckt“ (James 1958b: 1, Übers. 
P.S.). Ausgehend von einer steigenden Urannachfrage mindestens für die kom- 
menden 20 Jahre, galt seine Aufmerksamkeit der Frage, ob Tanganjika als eine 
potenzielle Rohstoffquelle diesen Bedarf mit decken könnte (ebd.: 5). Als primäre 
Aufgabe sei demnach die Erkundung und Vorbereitung potenziellen Abbaus 
anzusehen (James 1958a: 1). Zu einem solchen sollte es allerdings weiterhin nicht 
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kommen, weder bis zur Unabhängigkeit Tanganjikas 1961, noch in dem von 
formeller Kolonisierung befreiten Staat und späteren Tansania. Damit wurden 
die Uranvorkommen nicht irrelevant. Sie stellen einen Teil der Ressourcenpoten- 
ziale dar, die den ambitionierten Atomprogrammen, insbesondere im globalen 
Norden, als Rückversicherung dienen. Die Relevanz von und der Umgang mit 
diesem Wissen änderten sich jedoch maßgeblich: Die handschriftliche Notiz in 
einer damals als „vertraulich“ klassifizierten Akte der Kolonialverwaltung aus 
dem Jahr 1958, von einem beteiligten Geologen auf dem Entwurfeines Berichts 
des Geological Survey of Tanganyika notiert, drückte den Zweifel aus, welche 
Informationen in deren Report aufgenommen und damit für die Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden sollten. Uranexploration und ihre Ergebnisse waren 
in weiten Teilen Verschlusssache (vgl. Hecht 2012a: 61). Doch das Wissen um 
das radioaktive Potenzial des Untergrunds an bestimmten Orten überstand die 
formelle Kolonialzeit und wurde im Zuge einer neuen Explorationswelle in den 
1970er und frühen 1980er Jahren weiter angereichert - diesmalallerdings unter 
anderen Vorzeichen und im Zuge der Bemühung, Uran zu einer Ware wie jede 
andere zu machen (vgl. Hecht 2012a: 55ff.). 

Insbesondere mit dem Atomenthusiasmus der 1970er Jahre wurde ein enormer 
Anstieg der Anzahl weltweit betriebener Reaktoren und entsprechender Uran- 
nachfrage erwartet. Die Uranpreise zogen mit dem Jahr 1973 an und erhöhten 
die staatlichen Ausgaben in Uranexploration im Ausland. Allein die BRD stei- 
gerte ihre Ausgaben für Uranexploration außerhalb Deutschlands von ca. fünf 
Millionen US-Dollar Anfang der 1970er Jahre auf 30 Millionen US-Dollar im 
Jahr 1980 und finanzierte zu dieser Zeit Explorationsprogramme nach Uran 
in Australien, Brasilien, Kanada, Kamerun, Gabun, Indonesien, Mali, Niger, 
Österreich, Tansania, Thailand, Sambia, Simbabwe, Sudan und den USA (OECD 
2006: 58). Die Bundesanstalt für Geologie und Rohstoffe (BGR) war im Zeitraum 
von 1978 bis 1982 Gutachterin zur fachlichen Stellungnahme des Projektes: „Pro- 
spektionsarbeiten in Tansania auf mögliche Uranvorkommen“. Durchgeführt 
wurden die Uranerkundungen in dem ostafrikanischen Staat u.a. von der Uran- 
erzbergbau GmbH Bonn, unterstützt vom Bundeswirtschaftsministerium unter 
der „Richtlinie über die Gewährleistungvon Zuwendungen zur Verbesserung der 
Versorgungder BRD mit mineralischen Rohstoffen und Erdgas“ (Deutscher Bun- 
destag2011:9) in Kooperation mit dem Geological Survey of Tanzania. Hierbei 
wurde nahezu im gesamten Land zunächst luftgestützt exploriert und an einer 
Vielzahl von Orten, die Urananomalien aufwiesen, wurden Explorationsgräben 
ausgehoben, Messungen mit Geigerzählern und Tiefenbohrungen vorgenommen 
und so das Datenmaterial erweitert. Doch auch diese Welle von Explorationen 
und die Standardisierung von geologischem Wissen in Tansania führten nicht 
zum Abbau von Uran. Angesichts der Aufgabe von Reaktorneubauprojekten 
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im Anschluss an die Havarie von Three Mile Island (1979) sanken die hohen 
Erwartungen hinsichtlich der Urannachfrage. 

Diese Welle von Explorationen jedoch schlichtweg als einen wirtschaftspo- 
litischen Schlag ins Wasser abzutun, würde ihrer Bedeutung nicht gerecht. Ist 
doch diese Form der Wissensproduktion integraler Bestandteil der Schaffung 
eines Marktes für Uran - die „Normalisierung“ des Stoffes, der, in die richtige 
Form gebracht die Welt pulverisieren kann (vgl. Hecht 2012a: 55f.). Erst die 
Kombination von Wissen um Vorkommen, Reserven, Vorausberechnungen, 
Reaktorneubauten und Laufzeiten etc. schufen einen Rahmen für den Handel 
(ebd.). Einen Markt für Uran zu ermöglichen, benötigte Informationen über 
Angebot und Nachfrage. Eine Vorbedingung war die Schaffungeiner Datenbasis, 
die auf geologische Informationen aus Explorationsergebnissen zurückgeht und 
Einschätzungen zu global verfügbaren Reserven in den in Betrieb befindlichen 
Mienen sowie des zu erwartenden Uranbedarfs. Zentral war hierbei das seit 
1965 etwa alle zwei Jahre erscheinende Red Book. Die Nuclear Energy Agency 
der OECD fasste hierin gemeinsam mit der LAEO zunächst Daten zu Uranvor- 
kommen und Explorationen, Produktionskapazitäten und bekannten Ressourcen 
zusammen. Daten, die bis dahin Staatsgeheimnisse darstellten, wurden öffentlich 
gemacht (Hecht 2012a: 61f.). Ziel war die Schaffung von Kalkulierbarkeit und 
Kommodifizierung durch erworbeng, als zuverlässig geltende und zugängliche 
Daten (ebd.: 61.). Beginnend 1969 veröffentlichte das Red Book zudem „Pro- 
jektionen des Wachstums nuklearer Energiegewinnung“ (OECD 2006: 26). 
Errechnet wurde die zukünftig zu erwartende Urannachfrage in Abhängigkeit 
von den in Betrieb befindlichen und geplanten Reaktoren (ebd.: 26ff.). Ähnlich 
der oben erwähnten technisierten, schematischen Darstellungen der Brenn- 
stoffkette verschleierten die so in Form gebrachten und als unabhängige Fakten 
präsentierten Beschreibungen von Geologie, Ökonomie und Technologie die 
kolonialen und imperialen Verhältnisse von Uranexploration und -abbau (Hecht 
2012a: 62). Führte das geologische Wissen um die tansanischen Vorkommen 
zwar zukeinem Abbau und Export des radioaktiv strahlenden Materials, brachte 
es dem ostafrikanischen Land dennoch einen Platz auf der Weltkarte der Uran- 
Ressourcenpotenziale ein. Ohne dass den Orten dieses Potenzials ein Vorteil 
zukam, erfüllte das geologische Wissen seine Rolle und liefert den „Nachweis“, 
dass Uran weltweit in großen und bestätigten Mengen billig verfügbar ist, nicht 
zuletzt für den weiteren Ausbau der Atomkraft im globalen Norden. Ein Ein- 
bezug Tansanias in die globale Atomindustrie beginnt also, so mein Argument, 
mit der „informationellen Anreicherung“ (Barry 2013) über Uranvorkommen 
und der Identifikation von Ressourcenpotenzialen. Die Standardisierung geolo- 
gischen Wissens abstrahiert von ihrem Gegenstand, den physisch vorhandenen 
Uranvorkommen, davon, dass sie örtlich gebunden sind, und macht diese so erst 
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zugänglich für Investitionen in erwartete extraktive Erfolge. Die Erwartung auf 
die Erfolge der globalen Atomindustrie waren ausschlaggebend für die letzte 
Reihe von Exploration in Tansania, wie im Folgenden deutlich wird. 


„Nukleare Renaissance“ - Renaissance der Uranexploration 


Der Uranbergbau wird weltweit von wenigen Unternehmen dominiert, darunter 
sowohl private Unternehmen wie auch Staatskonzerne und Konzerne in mehr- 
heitlich staatlichem Besitz. Der Abbau von Uran liegt also global in der Hand 
weniger großer Bergbauunternehmen, sogenannter mining majors. Der Großteil 
des von diesen gehandelten Urans wiederum wird über Langzeitverträge gehan- 
delt, Preise sind zumeist über Jahre hinweg im Vorhinein ausgehandelt. Für den 
Explorationsscektor - als Sektor, der für die Entwicklung neuer Abbauprojekte 
verantwortlich zeichnet - sind allerdings andere Preise ausschlaggebend. Die 
sogenannten juniors sind maßgeblich von den Preisen an den Börsen abhängig, 
dem sogenannten Uranium Spot Price. Ob eine solche Explorationsfirma in der 
Lage ist, die notwendigen Finanzmittel von Investor*innen für die Suche nach 
Uran einzuwerben, hängt demnach in erster Linie davon ab, welche Entwick- 
lungen in der Atomindustrie erwartet werden. Das Stichwort lautet hier erneut 
future reactor related demand, also die zukünftig zu erwartenden Uranbedarfe 
in den weltweit betriebenen, vor allem aber im Bau befindlichen und geplanten 
Atomkraftwerken (AKWs). 

Erneut ins Visier von Prospektor*innen und Ressourcenspekulationen kamen 
die tansanischen Vorkommen in den 2000er Jahren. Ausschlaggebend für den 
erneuten Anlauf, die wirtschaftliche Ausbeutbarkeit anhand der bereits erho- 
benen geologischen Daten zu verifizieren, war der enorm gestiegene Preis für 
Uran. Die Atomindustrie propagierte zu dieser Zeit eine „nukleare Renaissance“. 
Neben der Behauptung, eine vermeintlich CO,-neutrale „saubere“ Quelle von 
Grundlastelektrizität anbieten zu können, waren die beständigen Erwartun- 
gen in den weltweiten Ausbau der Nuklearenergie das Kernstück des Diskurses 
über eine „glorreiche Rückkehr“ der Atomkraft!. Diese Projektion war schon 
immer umstritten und sogar als völlig überzogen bezeichnet. Ein Manager der 
weltweit einflussreichsten Lobbyorganisation, der World Nuclear Association 
(WNA), sagte hierzu in einem Gespräch am Rande einer Tagung 2015 in Prag: 
„Sie haben ihre Schädel geöffnet, ihre Gehirne herausgenommen und dann diese 
Projektionen gemacht“ (Feldnotizen 2015, Übers.: P.S.). Dennoch, man stehe 
schließlich der Industrie zur Seite und wolle das Vertrauen in die Technologie 


l Für eine Einschätzung hierzu Mez/Schneider 2009: 425ff. und Schneider u.a. 2016. 
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stärken. So reichten dann auch die vollmundigen Ankündigungen aus, um eine 
Uranpreisblase entstehen zu lassen - ungeachtet der Tatsache, dass die meisten 
AKW-Neubauprojekte sehr viel teurer werden als zunächst geplant und zudem, 
wenn überhaupt, meist schr viel später in Betrieb genommen werden können 
(Mez/Schneider 2009; Schneider u.a. 2016). Anders als während der vergangenen 
Explorationsreihen, staatlich finanziert von den (ehemaligen) Kolonialmächten, 
wirkten nun also die Effekte einer Komodifizierung von Uran sowie die Finan- 
zialisierung des Explorationswesens. 

Mit dem Interesse an Orten zu explorieren, an denen Umwelt- und Sozialstan- 
dards geringere Hürden und Kosten verursachen würden, sanken die Ausgaben 
für Uranprospektion in bisher für den Abbau maßgeblichen Staaten wie Austra- 
lien und Kanada, stiegen hingegen insbesondere in Brasilien, China, Äthiopien, 
dem Iran, Kasachstan, Polen, Spanien, Tansania, der Türkei, Ukraine, in den 
USA und in Sambia (Vestergaard 2015: 32). Aus welcher Motivation heraus die 
Erschließung neuer Uranabbaugebiete erwogen worden war, daran ließ beispiels- 
weise der Gründer und chemalige Leiter von Paladin Energy, ein australisches 
Uranbergbauunternehmen, John Borshoff, keinen Zweifel: Australien sei dem 
Unternehmen im Jahr 2000 angesichts hoher Anforderungen an Umwelt- und 
Sozialstandards politisch zu riskant geworden. Es wolle sich durch Projekte in 
Afrika diversifizieren, wo ökologische und soziale Themen eine geringere Rolle 
spielten (abc 2006). In den industrialisierten Staaten habe man „einfach die 
Gelassenheit im Umgang mit nuklearen Materialien verloren“ sagte ein anderer 
Manager der WNA im Hinblick auf regulative Einschränkungen durch Strah- 
lenschutzvorgaben (Feldnotizen 2015). Dieser Logik folgend, in der Arbeits- und 
Umweltschutz ein politisches Risiko für die Unternehmensgewinne darstellen, 
wendet sich die Exploration, wie Borshoff es ausdrückte, einem von Stabilität 
geprägten Ort zu: Afrika (abc 2006). Stabilität und politisches Risiko sind aus 
dieser Perspektive vom Verhältnis zwischen Regulation und Laissez-faire und 
damit von den Möglichkeiten für den extraktiven Sektor zur Aneignungbilliger 
Natur und billiger Arbeitskraft bestimmt. Insbesondere in Zeiten hoher Preise für 
Uran, die eine Art „Goldgräberstimmung“ auslöste, war dieses Verhältnis relevant. 
Eine Vielzahl Explorationsfirmen hoffte mit vergleichsweise geringen Investitio- 
nen große Gewinne einfahren zu können, wenn sie ihre Daten und erworbenen 
Bergbaulizenzen verkauften. Vor dem Hintergrund derartiger wirtschaftlicher 
Überlegungen sind auch die Explorationen in Tansania einzuordnen. Doch die 
Profiterwartungen gründeten - aufgrund der informationellen Anreicherung 
geologischen Wissens - auf keinem sozioökologischen Vakuum: So abstrakt und 
ortlos dieses Wissen auch daherkommen mag, es bezicht sich doch immer auf 
eine soziale und ortsgebundene Materialität. 
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Langsamkeit und explorative Hoffnungen 


Mitte der2000er Jahre fanden an vielen Orten in Tansania erneut Uranexploratio- 
nen statt. Insbesondere die Unternehmungen im zentraltansanischen Bahi und 
die Erkundungen des bereits in den 1970er erfassten Mkuju-River-Vorkommens 
im Süden des Landes wurden hierbei am prominentesten diskutiert. 

Dass ein direkter Zusammenhang zwischen den früheren und den jüngsten 
Explorationsreihen besteht, wurde einem nunmehr über 70jährigen Bewohner 
des südtansanischen Dorfes Likuyu sehr eindrücklich bewusst (Feldnotizen, 
Interviews 2016, 2017). Um das Jahr 2005 fragte eine Gruppe Prospektor*innen, 
die bereits Explorationslizenzen für die Umgebung des nach dem Fluss Mku- 
ju benannten Uranvorkommens beim Ministerium für Energie und Rohstof- 
fe erworben hatte, namentlich nach ihm. Er war in den Jahren von 1978 bis 
1982, als die deutsche Uranerzbergbau GmbH Bonn in Zusammenarbeit mit 
australischen Geologen nach Uran suchte, als Hilfsarbeiter beschäftigt. Das 
Mkuju Uranvorkommen befindet sich in der Nähe seines Dorfes innerhalb 
des Selous Natur- und Wildtierschutzgebietes in einem dicht bewaldeten und 
seit Kolonialzeiten gewaltsam entsiedelten Gebiet (vgl. Neumann 2001). Trotz 
des Zugriffs auf die geologischen Informationen und Ortsdaten der zurücklie- 
genden Erkundungen wollten die nun angereisten Explorationsgeologen und 
Inhaber*innen der am ASX gelisteten Junior Mining Firma „Mantra Resources“ 
auch mit seiner Hilfe den Zugriff auf das radioaktive geologische Potenzial für 
sich sichern. Er sollte sie an die Orte führen, an denen er vor über 30 Jahren 
gearbeitet hatte. Die Beschreibungen des damaligen Arbeiters ähneln sich schr 
mit denen seiner späteren Nachfolger*innen, die als Tagelöhner*innen oder als 
befristete Hilfsarbeiter*innen in der Exploration beschäftigt waren: Damals 
wie heute kamen deutsche, australische und zwischenzeitlich auch chinesische 
und südafrikanische Firmen in die Umgebung des Dorfes Likuyu und heuerten 
zunächst vor allem junge Männer für das Ausheben von Explorationsgräben, 
Bohrungen und Messungsarbeiten mit Geigerzählern an. Casual laborer (Gele- 
genheitsarbeiter), steht aufdem Betriebsausweis von Michael* der erst im Rahmen 
von Straßenbefestigungen, später in der Exploration selbst beschäftigt war. Doch 
anders als in den frühen 1980er Jahren, als die Arbeiten nicht über die Explo- 
ration hinausgingen, ist eine der Firmen im Süden Tansanias geblieben und hat 
erfolgreich die Eigentümerin gewechselt. Noch kurz vor der Katastrophe im 
japanischen Atomkraftwerk Fukushima Daiichi im März 2011 erwarb das dem 
russischen Staatskonzern Rosatom gehörende Uranbergbauunternehmen Ura- 
nium One das Mkuju River Uranium Projekt. Mit der Hoffnung aufverbesserte 
Infrastruktur und Arbeitsplätze in einer Region, in der es neben der kleinbäuerli- 
chen Landwirtschaft gegenwärtig wenigbis keine Einkommensquellen gibt, ließ 
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sich zeitweilig einige Zustimmung erwirken. Seither wird der Abbau von Uran 
in Tansania vorbereitet, angesichts geringer Uranpreise seit 2011 allerdings schr 
schleppend. Dies führte auch bei den lokalen Befürworter*innen für Unmut. 
„Schon seit nunmehr über 10 Jahren heißt es: Forschung und Exploration. Was 
uns bleibt, ist unsichere Beschäftigung für nur Wenige und für den Rest der Staub, 
den die Autos und LKW aufwirbeln. Sie sollen hier endlich wirklich investieren 
- oder verschwinden‘, fasste Ibrahim*, ein Bewohner des Dorfes Likuyu, die 
Situation im vergangenen Jahr zusammen. Für das Uranbergbauunternehmen ist 
das langsame und von Unterbrechungen geprägte Vorgehen hingegen Teil einer 
Strategie, Profitabilität und Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Profitabel 
lässt sich gegenwärtig nicht in den Abbau einsteigen; eine potenziell abbaubare 
Ressource in der Hinterhand zu haben ist dieser Tage besser für das Geschäft. Die 
Spekulation mit Ressourcenpotenzialen richtet sich nicht nach den Bedürfnissen 
an den Orten dieser Potenziale, sondern wird durch die reelle Nachfrage und von 
den Erwartungen der Atomindustrie bestimmt. Anhand des süd-tansanischen 
Beispiels wird zudem die weiterhin anhaltende geopolitische Bedeutung von 
Uranausbeutung, Handel und der staatlich dominierten Atomindustrie deut- 
lich. Beginn oder weitere Verzögerung des Abbaus durch den staatlichen Atom- 
konzern Rosatom, wird nicht nur von den Uranpreisentwicklungen abhängen, 
sondern maßgeblich auch von den Expansionsplänen der russischen Regierung 
im Nuklearsektor. Als ein staatseigenes Konsortium, dass die gesamte nukleare 
Kette abdeckt, ist es ein energie- und wirtschaftspolitischer Arm der russischen 
Regierung, dessen bekannteste und auch umstrittenste Expansionspläne wohl 
der Bau und Betrieb von AKW in der Türkei und in Südafrika darstellen. Der 
größte Anteil des von Rosatom genutzten und weiterverarbeiteten Urans wird ge- 
genwärtigaus Kasachstan bezogen. Das hinsichtlich seiner finanziellen Validität 
umstrittene Mkuju River Projekt ist vor diesem Hintergrund Teil der Strategie, 
die Uranquellen langfristig zu diversifizieren. 

Die Einhegungen von Ressourcenpotenzialen zugunsten dieser Industrie sind 
also historisch und gegenwärtig eng mit den Entwicklungen der Nutzung von 
und Erwartung an Atomkraft verknüpft. Für die von der Einhegung lokal Be- 
troffenen bedeuten sie zumeist Ungewissheit ob ihrer Zukunftsaussichten. Ohne 
davor darüber zu informieren, führten die Prospektor*innen ihre Arbeiten neben 
Häusern und auf Feldern durch, berichten viele Anwohner*innen tansanischer 
Explorationsstandorte (Feldforschung 2015-2017). In Ungewissheit über eine 
kommende Enteignung und Umsiedlung zugunsten des Bergbaus tragen sie die 
sozial-ökologischen Kosten der regelmäßigen „Rückkehr“ zu Orten identifizierter 
Ressourcenpotenziale und deren Bereithaltung a/s Potenziale. So überschneiden 
sich diese mitanderen Vorhaben der Nutzung und schließen sich folglich poten- 
ziell aus. Die Betroffenen bleiben in Unsicherheit zurück. Bedeutet dies auf der 
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einen Seite die Hoffnungauf verbesserte Lebensbedingungen oder die Bedrohung 
der eigenen Lebensgrundlage aufgrund des Verlusts von Landzugängen, sichern 
Exploration und Bergbaulizenzen auf der anderen Seite eine energiepolitische 
Reserve für die Atomindustrie. 

Da das Explorationsareal und das Gebiet der potenziellen Mine des Mkuju 
River Projektes innerhalb eines Natur- und Wildtierschutzgebietes liegen, von 
dessen Nutzung die Bevölkerung größtenteils bereits zu Kolonialzeiten ausge- 
schlossen wurde (vgl. Neumann 2001), trat lokaler Widerstand gegen die Ex- 
plorationen nur vereinzelt auf. Widerspruch kam zunächst von anderer Seite. 
Internationale Protestnoten richteten sich etwa gegen die schließlich erst 2012 
beschlossene Herauslösung des geplanten Bergwerksgeländes aus dem Wild- 
schutzgebiet Selous, das von der UNESCO als Weltnaturerbe geschützt wird 
und dessen Regularien keine industrielle Nutzung des Gebiets gestatten’. Explo- 
rationen in Zentraltansania riefen früh andere Reaktionen hervor. Hier fanden 
sie an Orten statt, die als Felder und Weidegründe von zentraler Bedeutung für 
die Bevölkerung sind, wie ein Bauer darlegte: „Wenn ich denen, die hier nach 
Rohstoffen suchen, etwas ausrichten könnte; ich würde ihnen sagen sie mögen 
uns in Ruhe lassen. Wir führen ein einfaches Leben, und seit wir unsere Felder 
ordentlich bewässern können, geht es uns gut damit. Wir und unsere Familien 
haben hier eine Zukunft. Wir wollen ihr Gift nicht und wir lassen uns unser 
Land nicht wegnehmen“ (Said*, Bahi Makuru, Übers.: P.S..). Angesichts des 
wachsenden Widerstands wurden die Bohrungen der Prospektoren zeitweilig 
unter Polizeischutz durchgeführt - ein vorläufiges Ende bescherte ihnen jedoch 
erst der Preiseinbruch für Uran, da hier, anders als im Süden des Landes, kein 
mining major die Lizenzen übernahm, bevor das AKW in Japan havarierte und 
damit die Uranpreisblase in sich zusammenfiel. Spekulationen über einen poten- 
ziell dennoch beginnenden Uranbergbau sowie Gerüchte über weitere Planungen 
halten jedoch vor und tragen weiterhin zur Verunsicherung der Betroffenen bei. 


Desinformation und langsame Gewalt 


Tansanische und internationale Nichtregierungsorganisationen, Menschentechts- 
und Umweltbewegungen weisen auf die schädlichen Folgen für Mensch und Um- 


2 Das Verhältnis von Natur- und Umweltschutz im Kontext eines sogenannten game 
reserves zu den Industrialisierungsbestrebungen der tansanischen Regierung und den 
internationalen Forderungen nach einem effektiven Wildtierschutz stellt einen ganz 
eigenen Themenkomplex von Mensch-Naturverhältnissen dar, auf den hier nicht weiter 
eingegangen werden kann. 


Die Verschiebung der nuklear-extraktiven Grenze nach Tansania 617 


welt und insbesondere auch aufdie enormen Folgekosten des Abbaus hin. Dagegen 
geben sich staatliche Behörden und Betreiber*innen alle Mühe, Uran als unpro- 
blematisch darzustellen. Kritischen Stimmen in Kampagnen und Zeitungsartikeln 
werden mit Gegendarstellungen, Verleumdungen Einschüchterungsversuchen be- 
gegnet. Es wird unterstellt, die Kritiker*innen seien Gegner*innen wirtschaftlicher 
Entwicklung (Interviews, Feldnotizen 2015-2017). Während also die langwierige 
und häufignicht von extraktivem Erfolggekrönte geologische Wissensproduktion 
die notwendige informationelle Vorbedingung eines Marktes für Uran darstellt, 
werden die davon Betroffenen über die Gefahren und Zukunftsaussichten im 
Dunkeln gelassen. „Was Uran genau ist und was man damit macht, kann ich nicht 
wirklich sagen. Wir bekommen hier alle möglichen Antworten auf diese Frage. 
Ein Rohstoff, mit dem man Energie erzeugen kann, Bomben bauen, andere sagen 
es ist Gift. Es heißt, man würde davon krank, andere sagen das sei Unsinn. Wem 
soll man glauben?“, beschrieb ein chemaliger Explorationshilfsarbeiter seinen 
Wissenstand zu seiner zeitweiligen Tätigkeit. Ist die Produktion von Wissen also 
auf der einen Seite Bedingung für den Zugang zu Ressourcenpotenzialen, so ist 
diese gleichzeitigvon Desinformation und Betrugbegleitet. Der damalige district 
commissioner sagte 2011 während eines Besuchs von lokalen Politiker*innen und 
Presse, eine handvoll Sand aus einem Explorationsgraben zwischen den Finger 
reibend: „Scht her, ich kann es einfach anfassen. Uran hat keine negativen Ef- 
fekte“ (Feldnotizen, Übers.: P.S.). In der Tat, die gesundheitlichen Risiken von 
Radioaktivität sind nicht zu riechen, zu fühlen, zu sehen oder zu schmecken. 
Radionuklide zerstören den Körper langsam, insbesondere wenn sie eingeatmet 
oder geschluckt werden. Die Gefahren, denen also beispielsweise Arbeiter*innen 
in der Exploration, beim Testen von Abbaumethoden oder schließlich während 
des Bergbaus ausgesetzt werden, sind demnach nicht spektakulär, sondern die 
langsame Gewalt der ionisierenden Strahlung bleibt zumeist unsichtbar, wird 
verleugnet oder heruntergespielt (Hecht 2014; Kuletz 2001: 251). Exploration 
nach Uran ist Teil dieser Ausübung von Gewalt. Die Langsamkeit und Unge- 
wissheit der Prozesse von der Landnahme zur Ressourcenspekulation bis zum 
tatsächlichen Abbau, die Umweltfolgen der nuklearen Senken des Uranbergbaus 
und die Strahlenbelastung stellen unterschiedliche Aspekte einer langsamen, 
vermeintlich unspektakulären Gewalt dar - eine Form verspäteter, aufreibender 
Zerstörung, die typischerweise nicht als Gewalt wahrgenommen wird (Nixon 
2011: 2)?. David Harvey (2005: 195f,) bezeichnet Einhegungen als u.a. „auf 
Raub, Betrug und Gewalt“ basierend - Prozesse, die anhand des Beispiels der 
Uranexploration in Tansania ersichtlich werden. 


3 Zum Konzept der „langsamen Gewalt“, „Slow Violence“ vgl. Nixon (2011). 
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Keine Entwarnung: Nukleare Renaissance, Post-Fukushima? 


Auch wenn viele Uranexplorations- und Bergbauprojekte nach der Havarie im 
japanischen AKW in Fukushima 2011 eingestellt oder verschoben wurden, kann 
keine Entwarnung gegeben werden. Die Atomindustrie hat nicht das erste Mal 
damit zu kämpfen, dass die Akzeptanz und die politische Unterstützung ihres 
Kerngeschäftes schwanken. Der Uranpreis bleibt zwar gegenwärtig weiterhin 
auf niedrigem Niveau und Inverstor*innen im Rohstoffsektor sind bei der Fi- 
nanzierung von Uranexploration und -bergbau zurückhaltend. Die ständige 
Wiederholung vermeintlicher Erfolgsaussichten angesichts laufender und ge- 
planter AKWs beruft sich vermehrt auf die Behauptung, Atomenergie sei CO,- 
neutral. Explorateur*innen und Rohstoffhändler*innen behaupten, Uran sei trotz 
Fukushima „kein so schmutziges Wort mehr“ und eine Gewinn versprechende 
Investition. Die Mär einer „sauberen“ Energiequelle zur Bekämpfung des Kli- 
mawandels hält sich hartnäckig (vgl. ABN Newswire 2016). Als Industriezweig, 
der schon immer auf staatliche Subventionen unterschiedlichster Art angewiesen 
war, versucht die Atomlobby nunmehr beispielsweise den bereits während der 
Kopenhagener Klimakonferenz beschlossenen Green Climate Fund für sich 
zugänglich zu machen‘. Während Finanzberater*innen der Atomindustrie ein 
„soziales Stigma“ attestieren (Cook 2015), das Investitionen erschwere, versucht 
deren Lobby im Rahmen der Klimaverhandlungen zu erwirken, dass „das Recht 
von Staaten, Nuklearenergie als Wegder Reduktion von Treibhausgasimmissio- 
nen zu wählen [...], insbesondere in Hinblick auf Finanzierungsinstrumente wie 
den Green Climate Fund in keiner Weise vorverurteilt wird“ (Nuclear for Climate 
2015: 2, Übers: P.S.). Das Angebot sicherer Grundlastelektrizität, angeblich ohne 
CO,-Ausstoß, gründet aus dem Trugschluss, so tief greifende wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Veränderungen umgehen zu können: Atomkraft als Retterin 
des „Wachstumsparadigmas“ (siche dazu: Koch in diesem Heft) lautet die hin- 
tergründige Botschaft. Die nuklearen Senken radioaktiver Abraumhalden des 
Uranbergbaus und die Landnahme und damit einhergehende wirtschaftliche wie 
soziale Verwerfungen, die Explorationen mit sich bringen, fallen hierbei zumeist 
noch vor allen anderen Problemen der Atomkraft unter den Tisch. Die nukleare 
Brennstoffkette ist in weiten Teilen mit Bildern hochtechnologischer Heraus- 
forderungen aufgeladen, das Bohren und Graben nach Uran erscheint hingegen 
als wenig spektakulär und gar nicht Teil der Energieproduktion. Der langsame 
und immer wieder unterbrochene Prozess von Exploration bis zur Erschließung 
einer Mine bedeutet für die einen Unsicherheit, Enteignung und permanente 
Wartestellung, für die anderen einen Datensatz über eine Ressource in der Hinter- 


4 Für mehr Informationen siche: http://www.dont-nuke-the-climate.org 
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hand - die Atomenergienutzung ist auch hier Ausdruck und charakterisiert von 
globaler Ungleichheit. Der nuklearen Apologie müssen die sozial-ökologischen 
Externalisierungen der atomaren Kette entgegengehalten werden - und hierbei 
auch die weniger spektakulär erscheinenden Bereiche sichtbar gemacht werden. 
Begreift man das zuclear-front-end mit den Worten Andrew Barrys (2013: 138) 
als informationell angereicherte, materielle Struktur’, dann ist das geologische 
Wissen über Uranvorkommen ihre notwendige Vorbedingung und der erste 
Schritt zur Politisierung des Materials Uran - im Sinne ihres Eintritts in die 
technopolitische Arena der globalen Atomindustrie. Diese Politisierung erfährt 
gegenwärtig in den Bewegungen gegen die Nutzung der Atomkraft oder der 
Klimabewegung im globalen Norden vergleichsweise wenig Aufmerksamkeit. Sie 
wäre aber ein guter Ansatzpunkt für eine global ausgerichtete Politik für Klima-, 
Energie- und Ressourcengerechtigkeit. Darauf, dass die Verantwortung für die 
sozial-ökologischen Kosten letztlich dort zu suchen ist, wo ein wirtschaftliches 
Interesse an der Identifikation von Ressourcenpotenzialen besteht, weisen u.a. 
tansanische Aktivist*innen immer wieder hin.° Konstitutiv für die räumliche 
Ungleichheit zwischen den Orten der Rohstoffproduktion und den Orten des 
Konsums ist schließlich nicht erst die erfolgreiche Extraktion, sondern bereits 
die Ressourcenexploration und die Produktion von geologischem Wissen als 
Grundlage eines globalen Rohstoffmarktes sowie das Abstecken von Ressourcen- 
zugängen vor dem Hintergrund der Fortschreibungkolonialer wie neo-kolonialer 
Verhältnisse. 


* Namen geändert 
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Diesseits der Dematerialisierung 
Der Ressourcenbedarf der Industrie 4.0 


„Wenn Bauteile eigenständig mit der 
Produktionsanlage kommunizieren und 
bei Bedarf selbst eine Reparatur veran- 
lassen - wenn sich Menschen, Maschinen 
und industrielle Prozesse intelligent ver- 
netzen, sprechen wir von Industrie 4.0.“ 
(BMWi 2015) So beginnt das Dossier 
des Wirtschaftsministeriums (BMWi) 
zu jener vierten industriellen Revolution, 
die jetzt auf „Dampfmaschine, Fließband 
und Computer“ folge. Dieser Vorstellung 
einer industriellen Revolution wohnt 
nicht nur das Versprechen von technolo- 
gischem Fortschritt inne, sondern auch von 
Wachstum. In Zeiten der Rezession scheint 
Industrie 4.0 das helle Licht am Ende des 
Krisentunnels zu sein. Mit zunehmender 
Digitalisierung, so das Credo, würden das 
Wirtschaftswachstum wieder anziehen 
und gleichzeitig einige der drängenden 
ökologischen, ökonomischen und sozialen 
Krisen gelöst. Dabei bleibt außen vor, dass 
die Digitalisierungder Produktion gewisse 
Krisen durchaus verschärfen könnte. Schon 
PROKLA 187 (2/2017) leuchtete Industrie 
4.0 im Hinblick auf Arbeitsbedingungen, 
Herrschaft und Kontrolle im Betrieb sowie 
im Hinblick auf eine neue kapitalistische 
Formation aus. An dieser Stelle wollen 
wir eine weitere Krise in den Fokus neh- 
men, die die Digitalisierung verschärfen 
könnte: die ökologische und soziale Krise 
rund um den Abbau von (metallischen, 
mineralischen und energetischen) Roh- 
stoffen. Immer neue Proteste, Umweltzer- 
störungund Menschenrechtsverletzungen 


werden dokumentiert', in der Diskussion 
um Industrie 4.0 und Digitalisierung ist 
Rohstoffabbau aber bisher ein Randaspckt. 

Der Begriffder „Industrie 4.0“ istaufdie 
Bundesregierung zurückzuführen: Er be- 
zeichnet ein 2011 lanciertes „Zukunftspro- 
jekt“ im Rahmen ihrer Hightech-Strategie 
2020 (BMWi 2015). Auf Initiative der 
Wirtschaftsverbäinde BITKOM, VDMA 
und ZVEI’ findet dieses Projekt seit 2013 
seine Fortentwicklung in der „Plattform 
Industrie 4.0“, die unter der Leitung des 
BMWI und des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) steht.’ 
Inzwischen sind 159 Organisationen aus 
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft, Verbän- 
den und Gewerkschaften an der Plattform 
beteiligt.‘ Zu den Zielen der Plattform 
gehört, Handlungsempfehlungen zu 


erarbeiten und Standards zu initiieren. 


1 Vgl.beispielhaft Forschungsjournal - Sozi- 
ale Bewegungen. Analysen zu Demokratie 
und Zivilgesellschaft 2017 30(1). 

2 BITKOM: Bundesverband Informations- 
wirtschaft, Telekommunikation und neue 
Medien; VDMA: Verband Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau; ZVEI: 
Zentralverband Elektrotechnik- und 
Elektronikindustrie 

3 Die Struktur der Plattform Industrie 4.0: 
plattform-i40.de/140/Redaktion/DE/ 
Standardartikel/plattform-struktur-dia- 
gramm.html 

4 Welche Akteure sind in der Plattform In- 
dustrie 4.0 vertreten?, plattform-i40.de/140/ 
Navigation/DE/Service/FAQ/fag.html 
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Im Vordergrund stehen die Fragen, wie 
Deutschland „der Fabrikausrüster für die 
Industrie 4.0 sein kann, wie der Produk- 
tionsstandort Deutschland mit Industrie 
4.0 seine Wettbewerbsfähigkeit weiter stei- 
gern kann, welche Rolle Deutschland bei 
der Setzung von Standards setzen kann.“ 
Auch auf europäischer Ebene erfährt die 
Strategie Unterstützung, da sich die EU- 
Kommission erhofft, damit einen Beitrag 
zu den Reindustrialisierungsbemühungen 
zu leisten und den Beitrag der Industrie 
zum Bruttoninlandsprodukt bis zum Jahr 
2020 auf 20 Prozent zu steigern. Dazu 
kommt, dass die internationale Diskussion 
immer häufiger auf den Begriff „Industry 
4.0“ verweist, obwohl gerade im angelsäch- 
sischen Bereich das „Internet der Dinge“ 
(„Internet of Things“) oder der Begriff der 
Digitalisierungähnliche Prozesse beschrei- 
ben, nämlich einen radikalen Wandel in 
der Art zu wirtschaften - wobei der Wan- 
del nicht nur darauf beschränkt ist. 

Die Wettbewerbsfähigkeit steigern und 
den Produktionsstandort Deutschland 
bzw. Europäische Union (EU) stärken - ge- 
nau dies sind die Hoffnungen, die Industrie 
4.0 bei deutscher und europäischer Politik 
und Wirtschaft weckt. Laut einer Studie 
von Roland Berger Strategy Consultants 
im Auftrag des BDI (Bundesverband der 
Deutschen Industrie) „könnte Europa [bis 
2025] einen Zuwachs von 1,25 Billionen 
Euro an industrieller Bruttowertschöpfung 
erzielen, aber auch einen Wertschöpfungs- 
verlust von 605 Milliarden Euro erleiden“ 
(Roland Berger Strategy Consultants/BDI 
2015). Um von der digitalen Transforma- 
tion zu profitieren, müssten die entspre- 
chenden Weichen gestellt werden. 


5 Hintergrund zur Plattform Industrie 4.0: 
plattform-i40.de/140/Navigation/DE/ 
Plattform/Plattform-Industrie-40/platt- 
form-industrie-40.html 


Patrick Schukalla 


Für Deutschland wird die Erwartung 
erzeugt, Exportweltmeister zu bleiben 
(Handelsblatt 2016), wenn nur die Chan- 
cen, die sich aus der Industrie 4.0 bieten, 
genutzt werden. So schreibt der BDI: 
„Der Industriestandort Deutschland 
kann sich berechtigte Hoffnungen auf 
mehr Wachstum und Wohlstand machen“ 
(BDI 2015). Der Wirtschaftsverband be- 
gründet das unter anderem damit, dass in 
vielen Hightech-Branchen Unternehmen 
mit Sitz in Deutschland weltweit führend 
seien, etwa im Maschinen-, Anlagen- und 
Automobilbau, in der Chemie-, Pharma-, 
Elektro-, Luft- und Raumfahrt-Industrie. 
Bereits heute würden einige Maschinen- 
bauer in Deutschland „mehr Informatiker 
als klassische Ingenieure“ beschäftigen: 
„Sie programmieren Betriebssysteme für 
Maschinen, verarbeiten Sensordaten zu 
neuen wertvollen Informationen und in- 
tegrieren eingebettete Systeme in immer 
mehr Produkte“ (BDI 2015). 

Doch um Sensordaten zu „neuen wert- 
vollen Informationen“ zu verarbeiten, 
braucht es Sensoren - und für die Herstel- 
lung von Sensoren wiederum spezifische 
Rohstoffe. Eben dieser Aspekt fehlt oft in 
den Diskussionen um Industrie 4.0. Statt- 
dessen wird sich von der Digitalisierung der 
Produktion ein effizienterer Umgang mit 
Ressourcen erhofft, also eine Reduktion des 
Materials und somit auch der Kosten. Das 
VDI Zentrum Ressourceneffizienz‘ hat 
sich dieser Hoffnung sogar in einer eige- 
nen Studie gewidmet: „Ressourcenefhzienz 
durch Industrie 4.0. Potenziale für KMU 
des verarbeitenden Gewerbes“ (VDIZRE 
2017). Im Kern ähnelt dieses Versprechen 
jenem der Grünen Ökonomie: „In der 
Ressourcen- und Efhzienzrevolution durch 


6 Verein Deutscher Ingenieure Zentrum 


Ressourcenefhizienz (VDIZRE). 


Der Ressourcenbedarf der Industrie 4.0 


neue Technologien liegt die größte Hoff- 
nung. Mit ihnen soll insbesondere die Ent- 
kopplung des Bruttosozialprodukts vom 
Ressourcenverbrauch gelingen“ (Fatheuer/ 
Fuhr/Unmüßig 2015: 96). Innovation - 
und noch dazu eine engstirnige, techno- 
logiefixierte Vorstellungvon „Innovation“ 
- sei „zu einem neuen Schlüsselbegriff ge- 
worden und hat ‘Fortschritt’ als Leitidee 
wirtschaftlichen und politischen Handels 


offensichtlich abgelöst“ (cbd.). 


Zukunftstechnologien und deren 
Rohstoffbedarfe 


Entgegen des Versprechens auf Demateri- 
alisierung und Ressourcenefhizienz (VDI 
ZRE 2017) schafft die Digitalisierung der 
Produktion bzw. die dafür notwendigen 
Technologien spezifische Rohstoffbedarfe. 
Auch wenn dies keineswegs im Mittel- 
punkt der Diskussionen um Industrie 
4.0 steht, wird es von einigen Akteuren 
durchaus klar erkannt und benannt. So 
trug der fünfte Rohstoffkongress des BDI 
im Jahr 2016 den Titel Rohstoffsicherung 
4.0. Dort hieß es: „Ohne Rohstoffe keine 
Energiewende, keine Elektromobilität, 
keine schnellen Breitbandnetze, und keine 
Industrie 4.0“ (BDI 2016). 

An diesen Diskurs der Versorgungssi- 
cherheit, der auch die Rohstoffpolitik der 
Bundesregierung kennzeichnet, knüpft 
die Deutsche Rohstoffagentur (DERA) 
an (DERA 2016). Die DERA wurde 2010 
im Rahmen der deutschen Rohstoffstra- 
tegie gegründet und ist der Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe 
unterstellt. Sie berät deutsche Unterneh- 
men in Fragen der Rohstoffbeschaffung 
und stützt zugleich die Forderungen nach 
Versorgungssicherheit. So schreibt die 
DERA, dass technische Innovationen 
für Hochlohnländer ein zentraler Wett- 
bewerbsvorteil seien. Bei gleichzeitiger, 


625 


beinahe vollständiger Importabhängig- 
keit bei Metallen, „ist die Sicherung einer 
störungsfreien Rohstoffversorgung eine 
wichtige Aufgabe bei der Gewährleistung 
der internationalen Wetrbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie“ (DERA 2016). 

Das Zitat stammt aus der Studie Roh- 
stoffe für Zukunftstechnologien 2016, die die 
DERA in Kooperation mit dem Fraunho- 
fer Institut für System- und Innovations- 
forschung erstellt hat. In der genannten 
Studie wurden über 42 Zukunftstechno- 
logien auf ihre Rohstoffbedarfe und Re- 
cyclingpotenziale untersucht. Zu diesen 
Technologien zählen sowohl jene, die die 
Efhizienz in bestehenden Systemen (zum 
Beispiel konventionelle Kraftwerkstech- 
nologie) steigern, als auch neue Technolo- 
giesysteme (zum Beispiel zur Erzeugung 
alternativer Energie). Alleine für diese 
42 Technologien, so schätzt die DERA, 
wird bis 2035 das Vierfache der heutigen 
Produktion an Lithium, das Dreifache an 
Schweren Seltenen Erden’ sowie das An- 
derthalbfache an Leichten Seltenen Erden? 
und Tantal benötigt. Bei 16 Rohstoffen er- 
gibt sich daraus eine besondere Relevanz 
für den zukünftigen Bedarf: Gallium, 
Germanium, Indium, Kobalt, Kupfer, Li- 
thium, Palladium, Platin, Rhenium, Scan- 
dium, leichte Seltenerdmetalle (Neodym 
und Praseodym), schwere Seltenerdmetalle 
(Dysprosium und Terbium), Silber, Tantal, 
Titan und Zinn (ebd.). 

Zu den genannten Technologien gehö- 
ren beispielsweise Sensoren, die in der di- 
gitalisierten Produktion die notwendigen 
Daten wie Temperatur oder Standort ein- 
zelner Komponenten er- und übermitteln. 


7 Insgesamt 9, unter anderem Dysprosium, 
Terbium und Yttrium. 

8 Insgesamt 8, unter anderem Neodym, Pra- 
seodym und Scandium. 
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Für die Herstellung von Sensoren - deren 
Verwendung massiv ansteigen wird — wer- 
den unter anderem Zinn, Wolfram, Platin 
oder Tantal benötigt. Hingegen geht mit 
der zunehmenden Nutzung von Radio Fre- 
quency Identification-Tags (RFID-Tags) 
ein wachsender Verbrauch unter anderem 
von Silber, Kupfer und Aluminium einher 
(DERA 2016). Diese Rohstoffe werden be- 
nötigt, um daszu produzieren, was Siemens 
als „Augen und Ohren der IT“ bezeichnet 
(Siemens 2015): RFID-Tags sind Trans- 
ponder-Technologien, mit deren Hilfe sich 
Objekte im Raum über Funk orten lassen. 
Für die drahtlose Kommunikation in 
weitläufigen Produktionsanlagen werden 
Hochleistungsmikrochips benötigt, die 
derzeit vorwiegend in Mobiltelefonen 
und WLAN-Chips verbaut werden. Sie 
bestehen hauptsächlich aus Gallium. Auch 
die Zahl der Flachbildschirme und Touch- 
screens wird erheblich steigen - und damit 
auch der Verbrauch von Indium-Zinn- 
Oxiden. Die DERA geht davon aus, dass 
2035 bis zu 34 Prozent der weltweiten In- 
dium-Produktion in Displays verbaut sein 
werden. Durch die steigende Nutzungvon 
elektronischen Geräten wird die weltweite 
Kupfer-Nachfrage in den nächsten Jahren 
bis 2050 um 213 bis 341 Prozent zuneh- 
men (Elshkaki u.a. 2016; Müller 2017). 
Ein besonderes Beispiel für den Roh- 
stoffbedarf neuer Technologien ist die 
Elektromobilität, vor allem bei PKWs. 
Diese Debatte zeigt Überschneidungen 
mit den Diskursen der Grünen Ökonomie 
auf. Während die breite Nutzung von Elek- 
tromobilität eine Einsparung von CO,- 
Emissionen im Verkehrssektor in Aussicht 
stellt, wird ein Eins-zu-eins-Wechsel in der 
Individualmobilität von Benzin- und Die- 
sel-Antrieben auf Elektromotoren aus roh- 
stoffpolitischer Sicht Umweltzerstörungen 
durch extraktive Gewinnungvon Rohstof- 
fen antreiben. Der Bergbaukonzern BHP 
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Billiton rechnet vor, dass in einem kon- 
ventionellen Verbrennungsmotor knapp 
20 Kilogramm Kupfer verbaut sind. In 
einem Hybrid-Auto wird bereits die dop- 
pelte Menge verwendet und in einem elek- 
trischen Auto ungefähr 80 Kilogramm. So 
erwartet das Unternehmen, dass 2035 die 
Kupfernachfrage um 8,5 bis 12 Millionen 
Tonnen pro Jahr steigen wird. Dass das 
weltweit größte Bergbauunternehmen 
BHP Billiton elektrische Fahrzeuge als 
„wichtigen Verbündeten“ begreift, verwun- 
dert beidiesem Ausblick nicht mehr (BHP 
Billiton 2016). Auch andere Rohstoffe wer- 
den im Rahmen der Elektromobilität mo- 
mentan kontrovers diskutiert. So wird der 
Lithium-Verbrauch durch die Produktion 
von Großbatterien für Elektroautos um ein 
Vielfaches steigen. Während der Bedarffür 
Lithium-Ionen-Hochleistungs-Elektrizi- 
tätsspeicher 2013 bei etwa zwei Prozent 
der Lithium-Förderung lag, könnte diese 
Menge bis 2035 laut der DERA-Studie um 
den Faktor 200 ansteigen. So schließt es 
der Volkswagen-Strategiechef nicht aus, 
sich an Minengesellschaften im Lithium- 
abbau zu beteiligen oder Verträge direkt 
mit Lithium-Produzenten abzuschließen 
(Handelsblatt 2017). Für die Kathoden 
und Anoden werden Kobalt und Grafit 
verwendet, somit wird auch der Verbrauch 
dieser Rohstoffe steigen. Tatsächlich war 
zuletzt in der breiteren Öffentlichkeit der 
Beginn einer Diskussion um Rohstoffbe- 
darfe für Elektromobilität zu beobachten: 
2016 widmete sich eine dreiteilige Re- 
chercheserie in der Washington Post den 
Abbaubedingungen von Grafit, Lithium 
und Kobalt (Washington Post 2016). Im 
Sommer 2017 zogen deutschsprachige Me- 
dien - vielleicht auch im Zusammenhang 
mit dem sogenannten „Abgas-“ oder „Die- 
selskandal“ - nach. So berichtete die Deut- 
sche Welle unter dem Titel „Kinderarbeit 
für Elektro-Autos“ über die Bedingungen, 
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unter denen Kobalt in der Demokratischen 
Republik Kongo abgebaut wird; in der Ta- 
geszeitung taz wurde dieses Thema eben- 
fallsaufgegriffen (Deutsche Welle 2017, taz 
2017a, taz 2017b). 


Industrie 4.0 im Globalen Norden, 
Rohstoffabbau im Globalen Süden 


Diese Diskussion um eine steigende Roh- 
stoffnachfrage, die im Bereich der E-Mobi- 
lität allmählich geführt wird, muss auf die 
Technologien der Industrie 4.0 ausgeweitet 
werden. Denn der Abbau von Rohstoffen 
birgt nicht nur erhebliche ökologische Ri- 
siken. Fast ein Drittel aller Vorwürfe von 
Menschenrechtsverletzungen, die sich in 
der Wirtschaft ereignen, betreffen den 
extraktiven Sektor (AK Rohstoffe 2015). 
Das Umweltprogramm der Vereinten Na- 
tionen (UNEP) schätzt, dass 40 Prozent 
aller globalen Konflikte in den letzten 60 
Jahren mit dem Abbau von Rohstoffen in 
Verbindung stehen (UNEP 2009). Die 
sogenannten Konfliktmineralien (Zinn, 
Wolfram, Tantal und Gold), die vor allem 
in der DR Kongo, aber auch in Kolumbien 
oder Myanmar langanhaltende bewaffnete 
Auseinandersetzungen finanzieren, spielen 
auch in Zukunftstechnologien eine bedeu- 
tende Rolle. 

Studien zeigen, dass immer mehr Men- 
schen, die den Rohstoffabbau kritisieren 
und verhindern wollen, eingeschüchtert, 
bedroht oder gar ermordet werden (Fo- 
rum Menschenrechte u.a. 2016). Im Jahr 
2016, so berichtet die britische Nichtregie- 
rungsorganisation (NGO) Global Witness, 
wurden 200 Umweltaktivist*innen in 24 
Ländern aufgrund ihrer Arbeit ermordet. 
Unter den Ermordeten sind zunehmend 
auch Mitglieder indigener Gemein- 
schaften. Besonders betroffen waren 
Aktivist*innen in den Ländern Brasilien 


(49 dokumentierte Opfer), Kolumbien 
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(37), den Philippinen (28), Indien (16), 
Honduras (14), Nicaragua (11) sowie der 
Demokratischen Republik Kongo (10) 
(Global Witness 2017). 

Trotz der ihnen drohenden Gewalt for- 
dern in vielen Ländern zivilgesellschaftli- 
che Akteure und vor Ort Betroffene einen 
Stopp von einzelnen Bergbauprojekten 
oder des ganzen Sektors. El Salvador hat 
im März 2017 den Abbau von Metallen im 
gesamten Land verboten. Vorausgegangen 
war eine Kampagne von NGOs und der 
Kirche, die auf die Risiken des Bergbaus 
und die schon dokumentierten Schäden 
hingewiesen hat (Wimberger 2017). Auf 
dem lateinamerikanischen Kontinent fan- 
den seit dem Jahr 2002 in sechs Ländern 
Volksentscheide über Bergbau statt, so 
zum Beispiel in Kolumbien. Dort wurden 
in den Gemeinden Piedras, Ibague und Ca- 
jamarca zwischen Juli 2013 und März 2017 
drei lokale Referenden abgehalten, die sich 
in ihren Ergebnissen allesamt gegen den 
Bau und Betrieb der Goldmine La Colosa 
aussprachen (vgl. Dietz in diesem Heft). 

In den Philippinen wurde die ehemalige 
Aktivistin Gina Lopez im Sommer 2016 
zur Umweltministerin ernannt. Zu Beginn 
ihrer Amtszeit setzte sie sich mit den Lizen- 
zen der Bergbauindustrie auseinander und 
untersuchte Umweltverstöße sowie soziale 
Konflikte. Sie empfahl im Anschluss dem 
Parlament, mehr als ein Dutzend Minen 
zu schließen, und entzog weiteren Unter- 
nehmen die Lizenzen (Reckordt 2017c). 
Philippinische NGOs wie das Netzwerk 
Alyansa Tigil Mina oder Legal Rights Cen- 
ter/Kasama Sa Kalikasan fordern schon 
seit vielen Jahren eine veränderte Gesetz- 
gebung, die soziale Rechte und Umwelt- 
schutz in den Vordergrund stellt und die 
Rechte der lokal Betroffenen stärkt. Die 
Umweltministerin Lopez musste nach 
nur einem Jahr Amtszeit aufgrund starker 
Kritik von Bergbaukonzernen und mit der 
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Industrie verbundenen Politiker*innen 
ihr Amt niederlegen, hat jedoch viel Auf- 
merksamkeit für den Risikosektor Bergbau 
schaffen können. 

Kolumbien, Philippinen und EI Salva- 
dor stehen nur beispielhaft für viele Staa- 
ten, in denen die Bevölkerung sich immer 
kritischer gegenüber Abbauprojekten zeigt. 
Dieser Widerstand gegen Bergbauprojekte, 
überhaupt die Frage nach dem Rohstoff- 
bedarf für Industrie 4.0 und die Konse- 
quenzen des Abbaus, ist in der breiteren 
Öffentlichkeit kaum sichtbar. Kritische 
Auseinandersetzungen mit Industrie 4.0 
widmen sich vor allem der Frage nach Ar- 
beitsbedingungen und -plätzen (so etwa 
auch in der PROKLA 187). Wie oben 
ausgeführt wurde die durch die neuen 
Technologien steigende Nachfrage nach 
spezifischen Rohstoffen bisher vor allem 
ausIndustrieperspektive, dasheißt, in Hin- 
blick auf Versorgungssicherheit, diskutiert 
(DERA 2016). Zugleich verbinden einige 
Industrie 4.0 mit einem Versprechen von 
Ressourceneflizienz — das möchten wir im 
Folgenden kritisch betrachten. 


Dekonstruktion ausgewählter 
Diskurse (Dematerialisierung, 
Rohstoffeffizienz) 


Die bereits erwähnte VDI-Studie Ressour- 
cenefhzienz durch Industrie 4.0 - Potenzi- 
ale für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) des verarbeitenden Gewerbes unter- 
sucht, wie die Industrie mit Technologien 
der digitalen Transformation Ressourcen 
einsparen kann. Laut Selbsteinschätzung 
der befragten Unternehmen könnten Ein- 
sparungen von Material und Energie von 
bis zu 25 Prozent erreicht werden (BMUB 
2017).So sagte Martin Vogt, Geschäftsfüh- 
rer des VDI Zentrum Ressourceneffizienz: 
„Digitalisierung in Unternehmen, richtig 
gemacht, bedeutet immer einer Steigerung 
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der Ressourcenefhizienz. Denn im Ergebnis 
ist sie nichts anderes als die vollständige Er- 
fassungund Optimierungaller Energie-und 
Stoffströme entlang des gesamten Lebens- 
wegs eines Produkts“ (Presseprotal 2017). 
Fehlerhafte Teile und damit Ausschuss 
könnten reduziert werden, und somit auch 
der benötigte Lagerraum. Die in der Studie 
genannten Handlungsempfehlungen für 
KMU, Politik und Wissenschaft gleichen 
einem „Plädoyer für die digitale Transfor- 
mation der klein- und mittelständischen 
Industrie für den internationalen Wettbe- 
werb mit mehr Klima- und Umweltschutz“ 
(BMUB 2017). 

Doch es ist zu bezweifeln, dass es Fragen 
des Klima- und Umweltschutzes sind, die 
die Unternehmen zu Ressourcenefhizienz 
bewegen. Ohnehin würde die „Steigerung 
der Ressourceneffizienz |[...] meist nur als 
Nebeneffekt“ der Digitalisierung geschen. 
Die Studie des VDI Zentrums Ressour- 
ceneflizienz verweist darauf, dass der An- 
teil der Materialkosten im verarbeitenden 
Gewerbe sehr hoch ist: er mache 43 Prozent 
der Gesamtkosten aus. Das Versprechen für 
die Unternehmen istklar: „Durch die Sen- 
kungdes Energie- und Materialverbrauchs 
reduzieren Unternehmen ihre Kosten 
und können wettbewerbsfähiger produ- 
zieren“ (BMUB 2017). So könnten die 
Maßnahmen zur Ressourceneflizienz die 
Gewinne der Unternehmen steigern - und 
damit gegebenenfalls erneut Produktion 
und Konsum ankurbeln. Denn Efhizienz 
bedeutet nicht zwangsläufig Reduktion: 
Wie die Forschung zu Reboundeffekten 
zeigt, werden knapp 50 Prozent der Efhizi- 
enzeffekte durch einen höheren Verbrauch 
aufgefressen (Santarius 2013). 

Luis Neves, stellvertretender Vorsitzen- 
der der Deutschen Telekom und zudem 
Konzernbeauftragter für Klimawandel 
und Nachhaltigkeit, äußerte sich im No- 
vember 2015 auf der Rohstoffkonferenz 
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der Bundesregierung dahingehend, dass 
einige Probleme der Lieferkette in Zukunft 
dadurch gelöst würden, dass es eine starke 
Dematerialisierung durch die Industrie 
4.0 und Internet- und Kommunikations- 
technologie (ITK) geben würde. In einer 
vom Konzern finanzierten Publikation 
rechnet die Telekom vor, dass im Bereich 
der E-Paper - elektronische Zeitungen 
und Bücher - ein Einsparpotenzial von 
9,5 Millionen Tonnen Papier bestünde. 
Dies würde einem Reduktionspotenzial 
der Treibhausgase um 4,5 Megatonnen 
CO,-Emissionen entsprechen. Nur wer- 
den in dieser Kalkulation die E-Reader 
und Computer nicht berücksichtigt, die 
man benötigt, um die Daten und Texte 
in Zukunft zu lesen. Auch der elektrische 
Strom, der für Produktion und Betrieb die- 
ser Geräte sowie für ihr Recyclingbenötigt 
wird, müsste mit den Einsparzielen der 
Emissionen verglichen werden. Doch selbst 
wenn diese mit berechnet würden: Holz 
bleibt ein nachwachsender Rohstoff, was 
für metallische Rohstoffe nicht gilt - hier 
handelt es sich um endliche Ressourcen. 
Diese werden noch dazu häufig in so klei- 
nen Mengen (als Legierungen, Lötpunkte, 
etc.) in den Elektronikprodukten aufgetra- 
gen, dass sie nicht zurückgewonnen und 
also de facto verbraucht werden. 

Dies zeigt, ähnlich wie das Beispiel des 
Elektroautos, dass viele technologische Ent- 
wicklungen nicht zu einer Dematerialisie- 
rung beitragen, sondern vor allem zu einem 
Wechsel der Rohstoffströme: Fossile oder 
nachwachsende Rohstoffe werden vermehrt 
durch metallische Rohstoffe ersetzt. Die 
Verbesserung in einem Bereich - in diesem 
Fall die Reduktion von CO,-Emissionen 
- kann negative Konsequenzen in anderen 
Bereichen nach sich ziehen. Eine Verände- 
rung der Stoffströme von fossilen zu me- 
tallischen Rohstoffen kann geopolitische 
Konflikte entstehen lassen oder verlagern. 
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Ein Handelskriegmit China, der immer mal 
wieder heraufbeschworen wird, könnte zum 
Beispiel ungeahnte wirtschaftliche Folgen 
haben, da China für viele Metalle eine Mo- 
nopolstellung innehat. Der Konflikt vor der 
WTO um die Exportmengenreduzierung 
von Seltenen Erden im Jahr 2010 könnte 
dafür einen ersten Vorgeschmack gegeben 
haben. Zudem rückt der afrikanische Kon- 
tinent seit einigen Jahren wieder stärker in 
den Fokus von internationalen Akteuren, da 
auf dem Kontinent große, noch unerschlos- 
sene Rohstofllagerstätten vermutet werden. 

Ein weiterer, nicht zu unterschätzender 
Aspekt ist der des Stromverbrauchs: „Es 
gibt Schätzungen, dass von weltweit 200 
Milliarden Objekten bis zum Jahr 2020 
rund 32 Milliarden über das Internet ver- 
netzt werden können‘, schreibt das Wirt- 
schaftsministerium (BMWi 2015). Bereits 
heute sind die Energieverbräuche von Ser- 
vern und anderen Hardwaretechnologien 
gigantisch. Laut Greenpeace gehen sieben 
Prozent des weltweiten Energieverbrauchs 
auf den IT-Sektor zurück (Greenpeace 
2015). Durch die weitere Digitalisierung 
wird der Verbrauch wahrscheinlich mas- 
siv zunehmen. Industrie 4.0 birgt das 
Risiko, die planetaren Grenzen endgültig 
überzustrapazieren. 


Alternativen stärken 


Die bisherigen Diskussionen um Industrie 
4.0 sind blind für die negativen Folgen des 
Rohstoffabbaus und somit unserer „im- 
perialen Lebensweise“, die ihre sozialen 
und ökologischen Kosten in rohstoffrei- 
che Länder verlagert (vgl. Brand/Wissen 
2017). Die negativen ökologischen und 
sozialen Kosten werden externalisiert 
und müssen häufig von den lokalen Ge- 
meinschaften vor Ort beglichen werden. 
Zukünftig im globalen Norden genutzte 
Rohstoffe sollten unter Beachtung hoher 
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Sozial- und Umweltstandards und nur un- 
ter Zustimmung der lokalen Bevölkerung 
gewonnen werden. Grundsätzlich und 
selbstverständlich ist jedoch eine andere 
Art des Wirtschaftens zu fordern, die 
nicht auf Wachstum, sondern Reduktion 
setzt - kurzum, auf eine Abkehr von jener 
„imperialen Lebensweise“. 

Dennoch folgen nun einige an Realpo- 
litik angelehnte Vorschläge, denn selbst 
diese umzusetzen scheint bei den aktuellen 
politischen Machtverhältnissen in Europa 
und Deutschland schwer. Ökologische und 
soziale Aspekte - abseits der gewerkschaft- 
lichen Debatten - spielen keine große 
Rolle im Diskurs um Industrie 4.0. Das 
Bundesumweltministerium (BMUB), das 
Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
oder das Umweltbundesamt (UBA) sind 
nicht an der eingangs genannten Platt- 
form Industrie 4.0 beteiligt, ebenso we- 
nig wie Umwelt-, Menschenrechts- und 
Entwicklungsorganisationen. 

Zivilgesellschaftliche Forderungen, wie 
die des Netzwerks AK Rohstoffe, würden an 
den aufgezeigten Lücken der Diskussionen 
um Industrie 4.0 und Grüne Ökonomie 
ansetzen. Der AK Rohstoffe, in dem sich 
Umwelt-, Menschenrechts- und Entwick- 
lungsorganisationen zusammenschließen, 
fordert die verbindliche Senkungdes abso- 
luten Rohstoffverbrauchs. Dazu gehören 
der Ausstieg aus den fossilen Energien 
und eine Stärkung der Kreislaufwirtschaft 
durch bessere Wiederverwendung, Repa- 
rierbarkeit und Recyclingfähigkeit. 

Doch um die Gemeinschaften im glo- 
balen Süden nicht bei Menschenrechts- 
verletzungen alleine zu lassen, müssen die 
rohstoffverarbeitenden und -nutzenden 
Staaten im Globalen Norden, wie Deutsch- 
land, ihren Teil der Verantwortung über- 
nehmen. Die Einführung von verbindlichen 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten in 
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Deutschland und Europa würde die sozi- 
ale Ausbeutung und die Verletzungen von 
Menschenrechten in den rohstoffreichen 
Ländern minimieren. So würde nicht mehr 
allein der niedrigste Preis den Ausschlag für 
den Kauf von Rohstoffen aus bestimmten 
Minen geben. Dies müsste sich auch in 
Instrumenten der Außenwirtschaftsför- 
derung, etwa Hermesbürgschaften und 
Investitionsgarantien, widerspiegeln 
(PowerShift 2015). Die Bundesregierung 
muss nicht nur, wie bisher üblich, im Falle 
einer hohen Wahrscheinlichkeit schwerer 
Menschenrechtsverletzungen eine eigene 
Prüfung zur menschenrechtlichen Sorgfalt 
der Projekte vornehmen (vgl. ebd.). Unter- 
nehmen, die gegen ihre menschenrechtli- 
chen Sorgfaltspflichten erwiesenermaßen 
verstoßen haben, sollten für einige Jahre 
von der Außenwirtschaftsförderung ausge- 
schlossen werden. Die Mandatare sollten 
zur Veröffentlichung der Umwelt- und So- 
zialpläne sowie eventueller Folgemaßnah- 
men verpflichtet werden, damit Betroffene 
überprüfen können, ob diese angemessen 
sind und umgesetzt werden (vgl. Reckordt 
2017a: 21). 

Industrie 4.0 bietet technische Mög- 
lichkeiten, die den Unternehmen helfen, 
den genannten Erwartungen zu begeg- 
nen. Schon heute können dank Software- 
basierter Instrumente selbst komplexe 
Lieferketten nachverfolgt werden. Auch 
Informationen, die das Recycling und 
die Wiederverwendung von einzelnen 
Komponenten vereinfachen, könnten 
technologisch bereits sehr einfach umge- 
setzt werden (Reckordt 2017b). Auf diese 
Potenziale der digitalen Transformation 
gilt es aufmerksam zu machen und zugleich 
ihre Schattenseiten zu beleuchten: die ver- 
änderten Rohstoffbedarfe und die Gefahr, 
dass Ressourceneffizienz aufgrund von 
Rebound-Effekten den Verbrauch sogar 


ankurbeln wird. 


Der Ressourcenbedarf der Industrie 4.0 


Darüber hinaus müssen praktika- 
ble Wege der Zusammenarbeit und des 
Austausches mit den Akteur*innen im 
Globalen Süden und vor allem in den 
Abbauregionen gefunden werden. Ne- 
ben dem internationalen Austausch und 
gegenseitigem Lernen müssen dafür auch 
gemeinsame Handlungsfelder identifiziert 
werden. Auf den zivilgesellschaftlichen 
Vernetzungsplattformen wie Alternative 
Mining Indaba (2017) oder Asia-Europe- 
Peoples Forum (2016) wurden schon erste 
Schritte gegangen. 

Wie Stephan Lessenich fordert, benöti- 
gen wir „eine Geschichte des Anderen der 
Externalisierungsgesellschaft. [...] Eine Ge- 
generzählung zu unserer angeblich wun- 
dersamen Fortschrittsgeschichte. Eine Ge- 
generzählung, in der das Lebensmotto des 
modernen Wohlstandskapitalismus - die 
Gewinne internalisieren und die Risiken 
externalisieren (internalizing profits and 
externalizing risks) - eine Schlüsselrolle 
spielt“ (Lessenich 2016: 176). Zugleich 
ist es jedoch wichtig, nicht nur eine Ge- 
generzählung zu schreiben, sondern diese 
auch in die breite Öffentlichkeit zu tragen 
- und daraus politische Forderungen zu 
entwickeln. Hier sind die Zivilgesellschaft, 
vor allem Bergbaukritiker*innen aus dem 
Globalen Süden, progressive Gewerkschaf- 
ten, soziale Bewegungen, Menschenrechts- 
und Umweltorganisationen und eine 
kritische Forschung wichtig, aber auch 
Parlamentarier*innen und andere politi- 
sche Entscheidungsträger*innen. 
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Max Koch 


Die Naturalisierung des Wachstums in Produktion 
und Konsumtion 
Von Marx über den Regulationsansatz zu Bourdieu' 


Einleitung 


Zweihundert Jahre kapitalistisches Wachstum haben dazu geführt, dass Grenz- 
werte bestimmter biophysikalischer Prozesse (Klima, biologische Vielfalt, Stick- 
stoffkreislauf) entweder näher rücken oder bereits überschritten werden (Pichler 
u.a. 2017; Steffen u.a. 2015). Versuche, das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) von der Ressourcen- und Senkennutzung absolut zu entkoppeln, sind bis 
dato gescheitert (Fritz/Koch 2016). Gewissermaßen als Reaktion darauf sind 
weitreichende theoretische Überlegungen angestellt worden, wie eine sozial in- 
klusive und ökologisch nachhaltige Entwicklung ohne Wirtschaftswachstum 
gedacht werden kann (D’Alisa u.a. 2014; Koch/Mont 2016; Spash 2017). Einst- 
weilen könnten, nähme man ökologische Grenzen ernst, materielle Wohlfahrt 
und Prosperität für alle Menschen - einschließlich der kommenden Generationen 
- nicht viel mehr heißen als die Befriedigung von Grundbedürfnissen (Koch u.a. 
2017). Gleichzeitigmüsste der ökologische Fußabdruck westlicher Staaten signi- 
fikant gesenkt werden, was bei gleichzeitigem Wachstum kaum zu erreichen ist. 

Die Hegemonie des Wachstumsparadigmas ist tiefin die moderne Gesellschaft 
eingebettet (Schmelzer 2016: 352). Um sie zu begreifen, hat Brand (2016: 508) 
kürzlich an die „historisch-materialistische Perspektive“ erinnert. Es gelte, die 
Totalität der oft widersprüchlichen sozialen Beziehungen und insbesondere jene 
Mechanismen in den Blick zu nehmen, die diesen Beziehungen eine gewisse 
Stabilität verleihen und ihren Widersprüchen eine zeitweilige Bewegungsform 
geben. Ein solcher Blickwinkel verspricht auch jene Überbetonung der Autono- 


1 Dervorliegende Beitrag ist eine leicht veränderte Übersetzung meines englischsprachigen 
Artikels „Ihe Naturalisation of Growth: Marx, The Regulation Approach and Bourdieu“, 
der 2018 in Environmental Values erscheint. Dem Verlag White Horse Press sei für die 
Übersetzungsgenehmigung herzlich gedankt. Die entsprechende Forschungstätigkeit 
wurde mit Drittmitteln von FORTE (Sustainable Welfare and Eco-social Policies, 2016- 
07284) und FORMAS (The New Urban Challenge? Models of Sustainable Welfare in 
Swedish Metropolitan Cities, 2016-00340) gefördert. 
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mie des Individuums theoretisch zu überwinden, unter welcher „grünes“ Denken 
mitunter leidet (Spash 2016: 253), berücksichtigt er doch jene sozialen Strukturen, 
die individuelles Handeln maßgeblich beeinflussen, ohne dass sich die fraglichen 
Individuen dieses Sachverhalts bewusst wären. 

In diesem Artikel stelle ich dar, warum Wirtschaftswachstum kapitalistischen 
Produktions- und Konsumtionsbeziehungen inhärent ist und wie sich dies im 
Bewusstsein und Handeln der beteiligten Akteure niederschlägt. Dem liegt die 
Annahme zugrunde, dass ein Diskurs indem Maße an Hegemonie gewinnt, wie 
seine soziohistorische Genese verdeckt ist und er als natürlich und unabänderlich 
gilt (vgl. Gramsci 1971; Asara u.a. 2013: 232). In der Tat ist, was zuerst Herman 
Daly (1972) „Wachstumsparadigma“ nannte, heute fast universell akzeptiert. 
Wachstum gilt als gut, notwendig, seinem Wesen nach grenzenlos und als das 
Heilmittel für eine ganze Litanei sozialer Probleme (Dale 2012a). Obwohl das 
Wachstum bis etwa 1820, als es sich im Kontext der industriellen Revolution zu 
beschleunigen begann, eine bestenfalls nachgeordnete Rolle spielte,” betrachten es 
einflussreiche Thinktanks wie die OECD (Schmelzer 2016), politische Entschei- 
dungsträgerInnen und der öffentliche Diskurs als das einzig wahre Mittel, um 
Wohlstand für alle zu gewährleisten. Nicht nur Unternehmen, deren Gewinne 
mitunter synchron zum BIP steigen, scheinen vom Wachstum zu profitieren, 
sondern auch Lohnabhängige, deren Reallöhne wie der Profit zunehmen können, 
solange die Stufenleiter der Produktion insgesamt expandiert. Die korrespon- 
dierende Alltagsschlussfolgerung lautet, dass es sich lohne, „hart zu arbeiten‘, 
sowohl in der Bildungs- als auch in der Berufskarriere. Und je mehr in die Karriere 
investiert wird, desto höher werde der finanzielle Ertragund damit der Spielraum 
für materiellen Konsum in der „Freizeit“. 

Der vorliegende Beitraguntersucht das Wachstumsparadigma unter zwei Ge- 
sichtspunkten: Er beleuchtet zuerst jene Kerncharakteristika der kapitalistischen 
Produktionsweise, denen zufolge die Wachstumsökonomie als die natürliche 
Art des Wirtschaftens erscheint, von der alle profitieren, die durch Arbeit einen 
Beitragleisten. Zweitens wird gefragt, ob und inwieweit die Verkehrung spezifisch 
sozialer Phänomene und Beziehungen in natürliche ihre Fortsetzung findet in 
der Sphäre der Konsumtion und der Lebensstile. 

Es soll hier argumentiert werden, dass das wachstumskritische Denken - be- 
sonders im Hinblick auf das Verständnis und die Analyse struktureller Hinder- 
nisse für Degrowth - von einer Vertiefungdes intellektuellen Austauschs mit der 


2 Davor expandierte die globale Wirtschaftstätigkeit lediglich zu 0,05 Prozent pro Jahr 
- und dies ging dem Wirtschaftshistoriker Maddison (2007) zufolge hauptsächlich auf 


Bevölkerungswachstum zurück. 
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marxschen Tradition und der bourdieuschen Soziologie profitieren könnte.’ Der 
Rekurs auf Marx mag angesichts seiner vermeintlich „prometheischen“ Neigun- 
gen (O’Connor 1998), die ihn dazu gebracht hätten, die Unterwerfung der Natur 
durch den Menschen gutzuheißen, manch grüner/m TheoretikerIn kontrovers 
erscheinen. Jedoch hat seit O’Connors Buch eine Reihe von Veröffentlichungen 
nicht nur diese Marx-Rezeption entkräftet, sondern auch Marx’ ursprüngliche 
Wachstumskritik und ökologische Theorie rekonstruiert und weiter entwickelt 
(Foster 2000; Burkett 2009; Koch 2012; Moore 2015; Kenney-Lazar/Kay 2017). 
Weitere AutorInnen haben die Debatte für eine Annäherungvon ökologischem 
Marxismus und Postwachstumsansätzen geöffnet (Alvarez Lozano 2012; Dale 
2012b; Koch 2015). Dabei ist allerdings bislangeine potenziell nützliche Tradition 
der marxschen Theorie noch nicht für das Verständnis des Wachstumsparadig- 
mas fruchtbar gemacht worden: die der Ideologiekritik (vgl. Rehmann 2007). 
Lässt sich auf dieser Basis die enorme ideologische Macht begreifen, die Ideen 
wie „Wachstum“, „Meritokratie“ sowie „soziale Position als Ausdruck eigener 
Leistung“ haben - sogar innerhalb jener sozialen Gruppen, die sich „objektiv“ 
als nicht vom Wachstum profitierend identifizieren lassen? 

Im Gegensatz zur Produktionssphäre ist Konsumtion ein ständiges Thema 
wachstumskritischer AutorInnen. Was und wieviel wir kaufen und konsumieren, 
berührt unseren ökologischen Fußabdruck in direkter Weise und ist normaler- 
weise verbunden mit Stoff- und Energietransformationen und dem Verbrennen 
fossiler Energien. Jonas und Littig (2015: 835) beobachten eine Dominanz mo- 
ralisierender Diskurse von „verantwortungsvollen Konsumenten mit ethischem 
Konsumverhalten“. Postwachstumsansätze scheinen in der Regel nicht substan- 
ziell über das hinausgekommen zu sein, was Shove (2010) als „ABC-Formel“ 
beschrieben hat. Bei ihr steht A für „attitude“ = Einstellung, B für „behaviour“ = 
Verhalten und € für „choice“ = Kaufentscheidung. In solchen Ansätzen werden 
strukturelle soziale Ungleichheit und Machtasymmetrien sowie ihre Ausdrucks- 
formen in Kultur und Lebensstilen systematisch unterschätzt. Stattdessen wird 
die Verantwortungzum „nachhaltigen Konsum“ in die Sphäre der Individuali- 
tät, privater Haushalte und vermeintlich zweckrationaler Kaufentscheidungen 
verlagert (Spash 2016). Doch mithilfe des Regulationsansatzes und Bourdieus 
Soziologie lässt sich zeigen, dass Kaufentscheidungen von KonsumentInnen von 
strukturellen Faktoren wie der Klassenstruktur beeinflusst sind - ein Zusammen- 
hang, dessen sich normalerweise weder Konsumenten noch Konsumgüterindus- 


3 Der umfassendere Begriff Postwachstum (poszgrowth) hat das Potenzial, liberale (Fer- 
guson 2016), marxistische und andere Varianten der Wachstumskritik einschließlich 
Degrowth unter einem analytischen Dach zu vereinen. Einen Überblick über die diversen 


wachstumskritischen Ansätze geben Büchs/Koch (2017: 39ff.). 
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trie bewusst sind. Ich rekurriere hier auf Bourdieu, da er nicht nur eine Analyse 
der sozialen Genese und der Varianten des sozialen Geschmacks vorgelegt hat, 
sondern auch die sozialen Mechanismen offenlegt, die bewirken, dass „feine“ 
Unterschiede im Bewusstsein der KonsumentlInnen als natürliche erscheinen. 
Der Artikel ist folgendermaßen aufgebaut: Die nächsten beiden Abschnitte be- 
handeln die Hegemonie des Wachstumsparadigmas im Hinblick auf die Produk- 
tionssphäre. Dies geschicht durch einen Rekurs auf Marx’ Kritik der politischen 
Ökonomie. Der vierte Abschnitt diskutiert den Regulationsansatz als konzeptio- 
nelle Brücke zwischen der besonders aufProduktionsbeziehungen fokussierenden 
marxschen Theorie und der auf Konsum und Distinktion abhebenden Soziologie 
Bourdieus. Der fünfte Abschnitt ist der Sphäre der Konsumtion gewidmet und 
zeigt, wie sich hier auf Bourdieu aufbauend die Hegemonie und Naturalisierung 
des Wachstumsparadigmas verstehen lässt. Die Schlussfolgerungen fassen die 
Hauptargumente im Hinblick auf seine Überwindung zusammen. 


Wachstum als Kapitalakkumulation 


Marx analysiert den strukturellen Wachstumsimperativ der kapitalistischen 
Produktionsweise ausgehend von der Logik der Austauschbeziehungen und hier 
insbesondere der Geldform. Er vergleicht zwei Formen des Austauschs oder der 
„Metamorphose“ von Ware und Geld. In Ware-Geld-Ware ist der Zweck des Aus- 
tauschs qualitativ und die Rolle des Geldes ist die eines Wertmaßes und gesetz- 
lichen Zirkulations- und Zahlungsmittels. Bereits mit der „ersten Entwicklung 
der Warenzirkulation“ aber entwickelt sich, so Marx (1890, MEW 23: 144), die 
„Notwendigkeit und die Leidenschaft, das Produkt der ersten Metamorphose ... 
festzuhalten.“ Das Geld fungiert jetzt als der allgemeine und ultimative Ausdruck 
des Reichtums einer Gesellschaft - oder als Kapital mit Potenzial zur weiteren 
Geldvermehrung. Der Zweck derzweiten Metamorphose (Geld-Ware-Geld) kann 
nur ein quantitativer sein, da ein qualitativer Unterschied zwischen Ausgangs- 
und Endpunkt nicht existiert: die Produktion von mehr Geld im Vergleich zum 
Vorschuss. Profite lassen sich erzielen, weil eine Ware zum Verkauf steht, deren 
Gebrauchswert es ist, Wert zu produzieren und die sich länger nutzen lässt als 
diejenige Zeitperiode, die den Kosten ihrer eigenen Reproduktion entspricht: die 
Arbeitskraft. Auch die anderen „Produktionsfaktoren“ wie Land, Rohmaterialien, 
Energie und Hilfsstoffe können auf entsprechenden Märkten bezogen werden, 
und es scheint sich gänzlich unternehmerischer Initiative zu verdanken, dass die 
diversen Elemente des Produktionsprozesses miteinander verbunden werden. 
Marx (1890, MEW 23: 331ff.) diskutiert die Expansionstendenz der kapi- 


talistischen Produktionsweise und damit den Wachstumsimperativ weiter im 
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Kontext der Produktion des „relativen Mehrwerts“. Die Profitabilität eines Un- 
ternehmens lässt sich nicht nur durch Verlängerung der Arbeitszeit („absoluter 
Mehrwert“) vergrößern, sondern auch durch Verkürzung desjenigen Teils des 
Arbeitstages, der für die Reproduktion des physischen und psychischen Arbeits- 
vermögens notwendig ist. Marx zufolge erfolgt eine Verbilligung des Preises der 
Arbeitskraft durch Produktivitätserhöhungen in denjenigen Branchen, deren 
Produkte von den Lohnabhängigen konsumiert werden. Zugleich aber hält er 
fest, dass die Realisierung eines solchen relativen Mehrwerts einen immanenten 
Widerspruch einschließt: UnternehmerInnen sind permanent zur Optimierung 
dertechnologischen und organisatorischen Basis des Arbeitsprozesses gezwungen, 
um der Konkurrenz einen Schritt voraus zu sein. Dies geschieht zumeist durch 
einen Ersatz „lebendiger“ Arbeit durch Maschinerie oder auch durch eine verbes- 
serte Organisation der betrieblichen Arbeitsteilung. Jene Unternehmen, deren 
Produktivitätsniveau über dem gesellschaftlichen Durchschnitt liegt, können 
Extraprofite erzielen, da sie in der Lage sind, ihre Waren unter dem marktüb- 
lichen Preisniveau zu verkaufen. Jedoch tendiert eine solche Optimierung der 
Produktionsmethoden zur Generalisierung, da die Konkurrenz keine andere 
Wahl hat, als die verbesserten Methoden ebenfalls einzuführen und/oder diese 
weiter zu optimieren. Einzelkapitale können demnach nur temporär Extraprofite 
realisieren. In dem Maße, wie das neue Produktivitätsniveau zum neuen Standard 
wird, wird eine gegebene Menge an Waren nun mit weniger Arbeitszeit als zuvor 
produziert, sodass der Preis der einzelnen Ware sinkt. Marx schlussfolgert, dass 
einerseits die Mehrwertrate steigt, aber andererseits die Mehrwertmasse (und, 
unter sonst gleich bleibenden Bedingungen, die Profitmasse) sinkt, da weniger 
ArbeiterInnen als zuvor nötigsind, um die gegebene Menge an Waren herzustel- 
len. Soll diesem Dilemma zum Trotz die Profitmasse stabil bleiben, bleibt nichts, 
als die Stufenleiter der Produktion insgesamt durch eine Reinvestition zuvor 
erzielter Profite zu erhöhen - mit anderen Worten, zu akkumulieren. 

Am historischen Beispiel Englands beschreibt Marx (1890, MEW 23: 331ff.) 
die fortschreitende Arbeitsteilung und wie der Arbeitsprozess durch die syste- 
matische Anwendung der Naturkräfte und -wissenschaften sukzessive von den 
individuellen Fähigkeiten und dem handwerklichen Geschick der Lohnarbeite- 
Innen unabhängigwurde. Die Umstellung des Arbeitsprozesses aufindustrielle 
Produktion erfolgte im Gleichklang mit der fortschreitenden Unterwerfung der 
Natur unter das Kapital. Die Produktion auf erweiterter Stufenleiter korres- 
pondiert mit einem immer größeren Stoff- und Energiedurchsatz, einem immer 
größeren Verbrauch von Rohmaterialien und Hilfsstoffen, insbesondere fossilen 
Brennstoffen. Diese steigende Nachfrage, so ließe sich der Gedankengang von 
Marx weiterentwickeln, führt zu höheren Preisen für unter anderem Rohöl. Dies 
schafft Unternehmensanreize zum Recyclingund zu einem allgemein eflizienteren 
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Umgangmit Rohstoffen und Energie. Marx nennt das die „Ökonomie in der An- 
wendung des konstanten Kapitals“ (Marx 1894, MEW 25: 87f£.). Allerdings hat 
bereits Jevons (1865) gezeigt, dass ein solcher efizienter Gebrauch von Roh- und 
Hilfsmaterialien den allgemeinen Zusammenhang zwischen sich ausweitender 
Stufenleiter der Produktion und zunehmendem Stoff- und Energiedurchlauf 
nicht ändern kann. Im Gegenteil: Die effizientere Nutzung von fossilen Ener- 
giequellen führt zu einer Ausweitung - nicht zu einer Abnahme - der Energie- 
nachfrage, eine notwendige Bedingung für weitere Kapitalakkumulation und 
ökonomisches Wachstum. 


Stufenleiter der Mystifikation und Umschlag im 
Aneignungsgesetz 


Marx identifiziert nicht nur die der kapitalistischen Ökonomie inhärenten struktu- 
rellen Imperative, die in beschleunigter Kapitalverwertungund damit Wirtschafts- 
wachstum resultieren, sondern er analysiert auch die damit korrespondierenden 
sozialen Beziehungen und Bewusstseinsformen. Um jene sozialen Strukturen zum 
Vorschein zu bringen, die sich normalerweise unserem Bewusstsein entziehen, 
vollzieht Marx (1857/58: 22) in der Darstellung des Kapital einen Aufstieg von 
abstrakten zu konkreten ökonomischen Kategorien, sozialen Beziehungen und Be- 
wusstseinsformen. So ironisiert Marx (1890, MEW 23: 189) die der Analyse von 
Ware und Geld (der „einfachen Zirkulation“) entsprechende Bewusstseinsform 
als „Eden der angeborenen Menschenrechte. Was hier allein herrscht, ist Freiheit, 
Gleichheit, Eigentum und Bentham“ Auf einer konkreteren Analyseebene, der 
des unmittelbaren Produktionsprozesses, hat sich diese Wahrnehmung signifikant 
modifiziert und komplettiert durch die Erfahrungen der Ungleichheit und Aus- 
beutung. Je weiter die Analyse „aufsteigt“ zu immer konkreteren Analyseebenen, 
desto mehr komplizieren und verkehren sich die Formen, innerhalb derer die 
beteiligten Akteure sich ihren sozio-ökonomischen Kontext erschließen - bis hin 
zur Naturalisierung spezifischer sozialer Verkehrsformen. Sebastian Herkommer 
(1985) nannte diesen Prozess „Stufenleiter der Mystifikation“. 

Dass Arbeitsprodukte überwiegend Warenform annehmen, ist ein Spezifikum 
der kapitalistischen Produktionsweise. Bekanntlich zeichnet sich die Ware als 
das „einfachste ökonomische Konkretum“ (Marx 1879/80, MEW 19: 369) durch 
einen Doppelcharakter aus und weist nicht nur Gebrauchs-, sondern auch Tausch- 
wert auf. Den Marktakteuren stellt sich dieser Sachverhalt aber so dar, als wäre 
die Eigenschaft des Arbeitsprodukts, Tauschwert zu verkörpern, ebenso natürlich 
wie ihr konkreter Gebrauchswert. Bei den historisch als Geldwaren verwendeten 
Metallen (vor allem Gold und Silber) ist dies besonders offensichtlich, denn ihnen 
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scheint von Natur aus die Qualität zuzufallen, den gesellschaftlichen Reichtum 
als „allgemeines Äquivalent“ zum Ausdruck zu bringen. Marx beschreibt die 
Tauschprozesse von Ware und Geld als „einfache“ Version des gesamten Ver- 
wertungsprozesses von Kapital, sofern sie die produktiven Prozesse, die nicht 
selbst Gegenstand der Analyse sind, lediglich vermitteln und einleiten. Vom 
Standpunkt reiner Tauschbeziehungen erscheint es den individuellen Vorlieben 
der WarenbesitzerInnen geschuldet, welche Arbeitsprodukte auszutauschen sind. 
Und zur Frage, woher dasursprüngliche Kapital zum Warenbesitz stammt, ist die 
Antwort der „Wortführer der politischen Ökonomie“ eindeutig: Aus „eigene[r] 
Arbeit“ des Warenbesitzers und der „seiner Vorfahren“ (Marx 1890, MEW 23: 
608) - eine „Annahme“, die Marx (ebd.) zufolge „die einzige [zu sein scheint], 
die zu den Gesetzen der Warenproduktion stimmt.“ Wenn aber der gegenwärtige 
Besitz von Waren und Geld eigene vorhergehende Arbeit voraussetzt, ist eine 
strenge Arbeitsethik und eiserne Arbeitsdisziplin eine rationale individuelle 
Strategie zur Teilhabe am gesellschaftlichen Reichtum. Und je mehr sie oder er 
arbeitet, desto größer wird der Anteil daran ausfallen. Diese Wahrnehmung der 
Äquivalenz und Gleichheit wird noch verstärkt durch die Tatsache, dass sich die 
austauschenden Individuen wechselseitig als WarenbesitzerInnen anerkennen 
müssen. Da die gewaltsame Appropriation von Waren weder legal noch legitim 
ist, unterstellt die Sphäre der Zirkulation die rechtliche und politische Gleichheit 
der Tauschparteien. 

Auf der Ebene des Produktionsprozesses erscheinen Produktivitätszuwächse 
als zu den natürlichen Eigenschaften des Kapitals gehörig, nicht aber als ein 
Ergebnis der Vergesellschaftung von Arbeit. Es ist ein weiteres Spezifikum der 
kapitalistischen Produktionsweise, dass die produktive Verbindungvon Arbeits- 
kraft, Land, Rohmaterialien, Brennstoffen etc. zur Herstellung neuer Waren 
nicht direkt, sondern durch die Vermittlung der UnternehmerIn erfolgt. Dieser 
Kapitalfetisch wird begleitet und verstärkt durch einen Lohnfetisch, dem zufolge 
alle Arbeit bezahlt zu sein scheint (Marx 1890, MEW 23: 557ff.). In der Lohnform 
ist der Unterschied zwischen notwendiger und Surplusarbeit verschwunden, als 
sei alle Arbeit, die der/die ArbeiterIn während des Arbeitstags leistet, vergütet. 
Diesen Umstand betrachtet Marx (ebd.: 562) als die strukturelle Basis aller wei- 
teren „Mystifikationen der kapitalistischen Produktionsweise“: Ist der Unter- 
schied zwischen notwendiger und Mehrarbeit erst einmal verdeckt, müssen sich 
industrielle Profite und ihre Unterkategorien (Bodenrenten und Zinsen) anderen 
Quellen als Arbeit verdanken. In der „trinitarischen Form“, wo Kapital Profit und 
Zins, Arbeit Lohn und Land Rente produziert, existieren Lohn, Profit und Rente 
harmonisch nebeneinander und resultieren aus den funktional unterschiedlichen 
Rollen der „Produktionsfaktoren“. Es ist dies eine „verzauberte, verkehrte und auf 
den Kopfgestellte Welt, wo Monsieur le Capitaland Madame la Terre als soziale 
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Charaktere und zugleich unmittelbar als bloße Dinge ihren Spuk treiben“ (Marx 
1894, MEW 25: 838). In dieser Welt aber fühlen sich die Beteiligten „völlig zu 
Hause“ (ebd.), denn es sind jene „Gestaltungen des Scheins, in welchen sie sich 
bewegen und womit sie täglich zu tun haben.“ Zugleich erzeugt die Verkehrung 
von historisch-spezifischen ökonomischen Kategorien und sozialen Verhältnis- 
sen in natürliche und ewige Formen „des Wirtschaftens“ spontanen Konsens 
zwischen allen am Wirtschaftsgeschehen Beteiligten (vgl. Rehmann 2007: 214). 

Gegen Ende des ersten Bandes seines Kapital untersucht Marx den Verwer- 
tungsprozess des Kapitals in der Zeit. „Akkumulation“ heißt zunächst nichts 
weiter, als dass UnternehmerInnen einen Teil ihres Profits, den sie in einem 
vorhergehenden Produktionszyklus erzielt haben, reinvestieren, sodass zumindest 
ein Teil davon zu zusätzlichem fungierendem Kapital wird: Im Hinblick auf 
dieses hält Marx (1890, MEW 23: 608) fest, dass es „nicht ein einziges Wertatom“ 
enthält, „das nicht aus unbezahlter fremder Arbeit herstammt.“ Weit entfernt 
davon, Resultat eigener früherer Arbeit zu sein, erscheint das „Eigentum an 
vergangener unbezahlter Arbeit |...] jetzt als die einzige Bedingung für gegenwär- 
tige Aneignung lebendiger unbezahlter Arbeit in stets wachsendem Umfang. Je 
mehr der Kapitalistakkumuliert hat, desto mehr kann er akkumulieren.“ (Marx 
1890, MEW 23: 609) Marx schlussfolgert, dass das auf der Warenzirkulation 
beruhende „Gesetz der Aneignung oder Gesetz des Privateigentums durch seine 
eigene, innere, unvermeidliche Dialektik in sein direktes Gegenteil“ umschlägt. 
Der ursprüngliche Äquivalententausch zwischen Kapital und Lohnabhängigen 
erweist sich als „ein nur dem Zirkulationsprozess angehöriger Schein, bloße 
Form, die dem Inhalt selbst fremd ist und ihn nur mystifiziert“ (ebd.). Dieser 
formelle, auf Gleichheit und Äquivalenz beruhende Austausch leitet das reale, 
auf Ungleichheit und Ausbeutung beruhende Verhältnis zwischen Kapital und 
Arbeitlediglich ein. Inhalt und Essenz des letzteren ist, dass der „Kapitalist einen 
Teil der bereits vergegenständlichten fremden Arbeit, die er sich unaufhörlich 
ohne Äquivalent aneignet, stets wieder gegen größeres Quantum lebendiger 
fremder Arbeit umsetzt“ (ebd.). 

Der verbreitete ausschließliche Fokus auf Märkte und Tauschbeziehungen 
bestätigt das „aufeigene Arbeit“ gegründete „Eigentumsrecht‘“, da sich hier „nur 
gleichberechtigte Warenbesitzer gegenüberstehen, das Mittel zur Aneignung 
fremder Ware aber nur die Veräußerung der eigenen Ware, und letztere nur 
durch eigene Arbeit herstellbar ist“ (Marx 1890, MEW 23: 609f.). Aufgrund der 
die Markttransaktionen steuernden Äquivalenzlogik und der Illusion, dass Wa- 
ren- und Vermögensbesitz eigener Leistung entstammt, erscheinen individuelle, 
das BIP vermehrende Arbeitsanstrengungen als zweckrationale wirtschaftliche 
Strategien. Wenn aber zudem die Sphären der Produktion und Akkumulation 
berücksichtigt werden, erscheint Eigentum 
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... jetzt auf der Seite des Kapitalisten als das Recht, fremde unbezahlte Arbeit oder ihr 
Produkt, auf Seite des Arbeiters als Unmöglichkeit, sich sein eigenes Produkt anzueignen. 
Die Scheidung zwischen Eigentum und Arbeit wird zur notwendigen Konsequenz eines 
Gesetzes, das scheinbar von ihrer Identität ausging. (Marx 1890, MEW 23: 610) 


Jedoch ist dieser Umschlag im Aneignungsgesetz versteckt durch die fortschrei- 
tende Verdinglichung und Naturalisierung spezifisch kapitalistischer ökono- 
mischer Kategorien samt den dazugehörigen sozialen Beziehungen entlang der 
Stufenleiter der Mystifikation. 


Wachstumsstrategien, Produktions- und Konsumtionsnormen: 
Der Regulationsansatz 


Der Regulationsansatz ist mit dem Vorhaben angetreten, die Analysen von 
Produktionsnormen und -mustern mit denen der Konsumtion zu verbinden. 
Dabei hält er zumindest in seiner Pariser Variante an Schlüsselkategorien der 
marxschen Kritik der politischen Ökonomie wie „Produktionsweise“ und „Ge- 
sellschaftsformation“ fest und verbindet diese mit intermediären Konzepten 
wie „Akkumulationsregime“ und „Regulationsweise“, welche auf die histori- 
schen Veränderungen in der Abfolge von Wachstumsstrategien abzielen (Boyer/ 
Saillard 2002; Koch 2012). Längere Perioden der kapitalistischen Entwicklung 
sind gekennzeichnet durch jeweils kompatible und über längere Zeiträume stabile 
Waren- und Geldströme, die Produktion und Konsumtion miteinander verbin- 
den. Akkumulationsregime unterscheiden sich historisch zum Beispiel darin, ob 
intensive oder extensive Formen der Arbeitskraftnutzung überwiegen, ob sie cher 
exportorientiert oder binnenzentriert sind. Mit dem Begriff der Regulationsweise 
wird der Tatbestand erfasst, dass für dauerhaftes Wachstum eine Reihe ‚„insti- 
tutioneller Formen“ zueinanderpassen bzw. passend gemacht werden müssen. 
Diese beziehen sich auf das Lohn-Arbeits-Verhältnis, das monetäre Regime, die 
Wettbewerbsform, die Einbindung in das internationale Regime sowie die Rolle 
des Staats. Darüberhinaus erlaubt es der Fokus auf „Regulation“, über einen 
Ökomarxismus hinauszugehen, dessen Analyse auf der Ebene der Produktions- 
weise und der damit korrespondierenden strukturellen Spannungen verharrt. 
Mit dem Begriff der Regulation wird hervorgehoben, dass die unterschiedlichen 
institutionellen Architekturen kapitalistischer Länder diese strukturellen Span- 
nungen in verschiedener Weise bearbeiten und mitunter zeitweilig entschärfen 
(vgl. Brand/ Wissen 2015: 512). 

Elemente von Akkumulationsregimen sind industrielle Paradigmen, dominan- 
te Prinzipien der Arbeitsteilung, Energieregime sowie damit korrespondierende 
Konsumtionsnormen. Konsumtion wird somit nicht als isolierte und individuelle 
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Verhaltensform betrachtet, sondern in ihrer sozialen Genese und ihrem Kontext 
(vgl. Aglietta 1987: 154). Dies ist, wie Boyer (2008; vgl. auch Koch 2012: 40ff.) 
gezeigt hat, kompatibel mit Kernprinzipien der bourdieuschen Kultursoziolo- 
gie. Der Regulationsansatz wie auch Pierre Bourdieu teilen die Hypothese, dass 
„das gesellschaftliche Zusammenleben durch die Beschaffenheit seiner Insti- 
tutionen ermöglicht wird, genauso wie jedwede ökonomische Aktivität durch 
ihren Regulationsmodus bestimmt ist“ (Boyer 2008: 348; Übers: M.K.). Beide 
distanzieren sich von der in den Wirtschaftswissenschaften vorherrschenden 
„scholastischen Illusion, die den Wissenschaftler dazu bringt, sein denkendes 
Denken in die Köpfe der agierenden Agenten zu verpflanzen und am Ursprung 
ihrer Praktiken, d.h. in ihrem ‘Bewusstsein‘, seine eigenen spontanen oder aus- 
gearbeiteten Vorstellungen oder, noch ärger, jene Modelle unterzubringen, die 
er selbst zuvor konstruieren musste, um ihre Praktiken zu erklären“ (Bourdieu 
2006: 28). Weit entfernt davon, eine anthropologische Konstante zu sein, ist 
die Neigung zum zweckrationalen Verhalten in Produktion und Konsumtion 
Resultat eines langen historischen Prozesses, in dessen Verlauf es in die sozialen 
und kognitiven Strukturen sowie die praktischen Denk-, Wahrnehmungs- und 
Handlungsmuster eingeschrieben wurde. 

Überdies haben regulationstheoretische ForscherInnen Bourdieus Habi- 
tuskonzept als Alternative zu den nicht nur in den Wirtschaftswissenschaften 
vorherrschenden rational-choice-Ansätzen aufgegriffen (Boyer 2008). Dabei wird 
der Habitusals eine Art analytische Brücke zwischen „objektiven“ sozialen Struk- 
turen einschließlich Ungleichheits- und Konsumtionsmustern und vermeintlich 
„subjektiven“ Lebensstilen und Handlungen verwendet. Als internalisiertes 
Produkt der ihn konditionierenden sozialen Strukturen stattet der Habitus die 
Akteure mit einer Sensibilität diesen Strukturen gegenüber aus, einem prakti- 
schen Wissen darüber, was sie ein- und ausschließen. Er ist amor fati, der den 
Handelnden eine Art soziale Orientierungverleiht, sodass die InhaberInnen einer 
gegebenen Position im sozialen Raum zu sozio-kulturellen Praktiken tendieren, 
die gewissermaßen auf ihre Besitzgüter abgestimmt sind - und sich für eine/n 
InhaberIn dieser Position ziemen. 

Bourdieus Soziologie hat wie der Regulationsansatz ihren Ausgangspunkt in 
einer kritischen Bestandsaufnahme der Haupterkenntnisse der marxschen Ihe- 
orie. Bourdieu ist sich ebenso wie Marx darüber im Klaren, dass gesellschaftliche 
Kernstrukturen zumeist als nicht intendierte Resultate bewussten Handelns zu 
begreifen sind. Unterschiede gibt es insbesondere bei den Begriffen von „Ka- 
pital“ und „Klasse“: Während es sich dabei für Marx um ein auf Ausbeutung 
beruhendes soziales Verhältnis handelt, in dem die Wohlfahrt der Kapitalbe- 
sitzerInnen kausal bezogen ist auf die relative Armut derer, die kein Kapital 
besitzen, benutzt Bourdieu (1986) den Kapitalbegriff weitgehend synonym mit 
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„Ressourcen“ und unterscheidet zwischen ökonomischem, kulturellem (unterteilt 
in institutionalisierte und inkorporierte Formen), sozialem und symbolischem 
Kapital. Im Gegensatz zu Marx werden in Bourdieus Klassentheorie alle Akteure 
zu „KapitalistInnen“, unterschieden nur nach dem Volumen und der Struktur 
des Kapitals, über das sie verfügen.‘ 


Konsumtion als Distinktion: Pierre Bourdieu 


Bourdieus Kultursoziologie stellt einen Bruch mit klassischen ästhetischen The- 
orien dar. Etwa die bei Kant anzutreffende Unterscheidung zwischen „reflek- 
tivem“ Urteilsvermögen und „barbarischem“ Geschmack würde, so Bourdieu, 
den Umstand verfehlen, dass Geschmäcker sozial konditioniert sind. Als „zur 
zweiten Natur gewordene [...] gesellschaftliche Notwendigkeit“ (Bourdieu 1982: 
739) wird „Geschmack“ zu einer effizienten Waffe in gesellschaftlichen Kämpfen 
um allgemein erstrebte Ressourcen, da er - in so unterschiedlichen kulturellen 
Bereichen wie Essen und Trinken, Kosmetik, Zeitschriften und Medien bis hin 
zu Kunst, Musik und Literatur -— das Gehobene vom Niederen, das Sakrale vom 
Profanen und das Legitime vom Illegitimen trennt. Der Bruch mit der kantschen 
„reinen Ästhetik“ besteht demnach in einer eingehenden soziologischen Erfor- 
schung der sozialen Genese der Geschmacksvarianten. 

Der kulturelle Raum (oder Raum der Lebensstile) ist unterteilt in eine Reihe 
von Feldern wie Kino, Theater, Kunst oder Essen und Gastronomie. Innerhalb 
dieser Felder, die spezifischen Machtbeziehungen, Strategien und Interessen 
unterliegen, werden die Koordinaten eines Akteurs bestimmt durch das jewei- 
lige Volumen und die Komposition von „Kapital“. Im Raum der Lebensstile 
bilden unterschiedliche Klassen unterschiedliche Kulturen aus, sodass noch 
die Wahrnehmung und Aneignung ein- und desselben Kulturprodukts bei un- 
terschiedlichen Klassen unterschiedlichen Mustern folgt. Dies ist zugleich mit 
unterschiedlichen Erträgen symbolischen Kapitals verbunden. In den Feinen 
Unterschieden gelingt Bourdieu der empirische Nachweis einer Korrespondenz 
von sozio-ökonomischen Positionen, Bildungsniveaus und Geschmacksausprä- 
gungen. Herrschende und beherrschte Gruppen leben und handeln in jeweils 
spezifischen sozialen Kontexten, welche bewirken, dass sie Lebensstile entwickeln 
und „bevorzugen“, die mit diesen Positionen homolog sind. Legitime kulturelle 
Praktiken wie Museums- oder 'Iheaterbesuch, die Lektüre der „Klassiker“ zur 
Zerstreuung, das Pflegen von Nischeninteressen in filmischen Genres und Re- 


4 Vgl. Koch (1998) und Herkommer (2004) für ausführlichere Diskussionen des Verhält- 


nisses von marxscher Theorie und bourdieuscher Soziologie. 
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giestilen oder die Vorliebe für Avantgardemusik erweisen sich als weitgehend 
den herrschenden Klassen vorbehalten. Die weiteren Varianten des sozialen 
Geschmacks lassen sich mit Bourdieu in einer Reihe binärer Begriffe illustrie- 
ren. Wo der vulgäre Geschmack die praktische Funktion betont, bevorzugt der 
elaborierte Geschmack seine ästhetische Form; zielt der ordinäre Geschmack auf 
die Quantität eines kulturellen Objekts ab, präferiert der gehobene Geschmack 
seine Qualität; dominieren im populären Geschmack Masse und Substanz, fragt 
der bourgeoise Geschmack nach der Art und Manier des Konsums. Letzterer ist 
objektiv am weitesten von der Sphäre der Notwendigkeit entfernt und scheint 
daher aufeinem Ethos der Leichtigkeit, Gleichgültigkeit, Ungebundenheit und 
Zwanglosigkeit zu gründen: 
Ungezwungenem Verhalten gilt deshalb so allgemeine Anerkennung, weil es die sichtbarste 
Bestätigung der Ungebundenheit gegenüber sozialen Zwängen ist, denen die ‘einfachen 
Leute’ stets noch unterworfen sind, und das unbezweifelbarste Zeugnis für den Besitz 
von Kapital, und damit sowohl der Befähigung, den Anforderungen der biologischen 


und gesellschaftlichen Natur nachzukommen als auch der Autorität, diese zu ignorieren. 


(Bourdieu 1982: 397) 


Der legitime Geschmack steht in diametralem Gegensatz zum kleinbürgerlichen 
Geschmack, der gekennzeichnet ist durch einen „Konformismus, der sich an Au- 
toritäten und Verhaltensmuster klammert“, aufmoralischem Gebiet durch einen 
fast unersättlichen „Hunger nach Verhaltensmaßstäben und -techniken, mit 
deren Hilfe die gesamte Lebensführung einer strengen Disziplin unterworfen“ 
wird, sowie Askese, Rechtsgläubigkeit und „jede Art von Akkumulationstrieb“ 
(Bourdieu 1982: 519). Rigorismus und Disziplin einerseits, Freiheit und Un- 
gezwungenheit andererseits scheinen gleichermaßen natürliche Dispositionen 
wie die „Vorliebe“ der Arbeiterklasse für Notwendigkeit und Funktion. Ausge- 
stattet mit nur wenigen ökonomischen Ressourcen bleibt etwa BäuerInnen und 
unqualifizierten ArbeiterInnen so gut wie nichts anderes übrig, als sich auf die 
praktischen und materiellen Dinge des Lebens zu konzentrieren.’ 

Kulturelle Felder ähneln anderen sozialen Feldern darin, dass sie Machtbe- 
ziehungen unterworfen sind und in ihnen feldspezifische Spielregeln gelten, 


5  Einejüngere, Bourdieus Methodologie anwendende empirische Studie (Bennett u.a. 2009) 
validiert Bourdieus ursprüngliche Ergebnisse weitgehend, hebt aber auch wichtige Modi- 
fikationen hervor: Zunächst bestätigt sie die den Raum der Lebensstile strukturierende 
Kraft der „legitimen Kultur“. Der Faktor Volumen und Struktur von ökonomischem und 
kulturellem Kapital erklärt den Großteil der Varianz kultureller Unterschiede. Dies gilt 
allerdings zweitens für bestimmte Felder mehr (Musik) als für andere (Sport, Film, TV). 
Drittens wird betont, dass neben Klasse auch Alter und Gender wichtige Rollen bei der 
Strukturierung kultureller Praktiken spielen. Letztere Faktoren blieben bei Bourdieu 
unterberücksichtigt. 
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innerhalb derer insbesondere kulturelles Kapital - sowohl in institutionellen 
wie verkörperten Formen - als Maßeinheit fungiert, um die Akteure und ihre 
Handlungen in eine Hierarchie der Lebensstile zu bringen. Klassenspezifische 
Sozialisationsformen gewährleisten, dass ein überproportionaler Anteil der Ab- 
solventInnen höherer Bildungsabschlüsse sich den Werken der legitimen Kultur 
verbunden fühlt. Entsprechende Kultivierungsprozesse beginnen in der Familie 
und setzen sich im Schulsystem fort. Sie nehmen die Form von Investitionen von 
Geld und Zeit an (entweder delegiert an PrivatlehrerInnen oder die eigene Zeit 
der Eltern), die, so erfolgreich, Dividenden einbringen in Schule, Universität, 
sozialen Kontakten sowie auf den Heirats- und Arbeitsmärkten. Dabei werden 
mehr oder weniger nackten Klasseninteressen folgende Praktiken als selbstloses 
Streben zum Erlangen allgemein anerkannter Güter wahrgenommen, wobei die 
SiegerInnen nicht als MachtinhaberInnen, sondern als talentierte Individuen mit 
überlegenem Geschmack erscheinen. Für Bourdieu und Passeron (1977: 6) ist die 
Ausweisung des Lebensstils der herrschenden Klassen als legitimer Geschmack 
„symbolische Gewalt“ - willkürlich, dem Blick verborgen und deshalb von den 
Beherrschten selbst akzeptiert. 

In der Konsumtionssphäre erscheinen also soziale Unterschiede vor allem 
deswegen als naturgegeben, weil der legitime Geschmack am weitesten von der 
Sphäre der Notwendigkeit entfernt ist. Aufgrund dieser Distanz kann er den 
Anschein erwecken, auf einem Ethos der Leichtigkeit zu gründen, auf „Lässig- 
keit, Charme, Umgänglichkeit, Eleganz, Freiheit, mit einem Wort, Natürlich- 
keit“ (Bourdieu 1982: 531). Aus dieser Perspektive wird deutlich, dass es beim 
Kaufvon Gegenständen für den persönlichen Konsum nicht in erster Linie um 
die Güter selbst geht, sondern um die klassifikatorische Botschaft, die dieser 
Kaufakt übermittelt. Erwerb und Besitz von Gebrauchswerten symbolisieren 
unsere soziale Stellung, sorgen für Identität und Zugehörigkeitsgefühl. Ist aber 
die Produktionsrate neuer, modischer und allseits begehrter Güter hoch, müs- 
sen kontinuierliche Anstrengungen in Form von kulturellen und finanziellen 
Investitionen unternommen werden, um die ursprüngliche soziale Position zu 
behaupten oder zu verbessern. Sämtliche kulturellen Praktiken unterliegen der 
permanenten Gefahr der Entwertung und Vulgarisierung durch Nacheiferung 
und Verallgemeinerung, als deren Folge die einst geltende Aura der Legitimität 
verloren zu gehen droht. Dies beschleunigt nur den unaufhörlichen Zyklus von 
Geschmacksdefinitionen der Avantgarde und Aufholstrategien des Mainstreams 
- ein Zyklus, der den Verwertungsinteressen der diversen Kulturindustrien in 
die Hände spielt, zugleich aber den reproduktiven Bedürfnissen der Erde als 
ökologischem System entgegen steht, gehen doch - unter sonst gleichbleibenden 
Umständen - Zuwächse in kommodifizierter Konsumtion einher mit Steige- 
rungen des Stoff- und Energiedurchlaufs und damit weiteren Umweltschäden. 
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Schlussfolgerungen und Diskussion 


Der vorliegende Artikel hat das soziale Phänomen der Naturalisierungdes Wirt- 
schaftswachstums im Hinblick auf Produktions- und Konsumtionsbeziehungen 
untersucht. Marx’ Kritik der politischen Ökonomie liefert nicht nur eine Theorie 
der strukturellen Imperative der Ausdehnung der Stufenleiter der Produktion 
und des monetären Wachstums, sondern zeigt darüber hinaus, wie spezifisch 
kapitalistische wirtschaftliche Kategorien und Sozialbeziehungen im Bewusstsein 
der beteiligten Akteure zum Ausdruck kommen. In der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise ist der Transfer des Surplusprodukts verdeckt durch eine Stufen- 
leiter der Mystifikation, deren Resultat die Naturalisierung der kapitalistischen 
Wachstumsökonomie und ihre Stilisierung zur einzigen und ewigen Art „des“ 
Wirtschaftens ist. In der Lohnform erscheint alle Arbeit als bezahlt, weshalb 
sich Profit in seinen diversen Formen anderen Quellen als der (Mehr-)Arbeit zu 
verdanken scheint. Die „verzauberte Welt“ der trinitarischen Form, in der Arbeit 
gleichbedeutend und in funktioneller Harmonie mit Profit und Bodenrente zum 
gesellschaftlichen Reichtum beiträgt, ist der strukturelle Hintergrund für die 
weitverbreitete Auffassung, Wirtschaftswachstum produziere Wohlstand für 
alle, einschließlich der Lohnabhängigen. Die logische Schlussfolgerung daraus 
lautet, dass je mehr eine oder einer arbeitet, desto größer ihr oder sein Anteil am 
gesellschaftlichen Reichtum sein wird. In der Tat erscheint eigene Arbeit von 
dem in der Regel eingenommenen Blickwinkel der Marktbeziehungen - der 
Waren- und Geldzirkulation - der einzig mögliche Weg zu sein, überhaupt in 
den Besitz einer Ware zu kommen. Wird dagegen der kapitalistische Produk- 
tionsprozess als Ganzer analysiert, lassen sich gesellschaftliche Schlüsselwerte 
und Leitkulturen wie „Leistung“, „Aufstieg“ und „soziale Position als Resultat 
eigener Anstrengungen und Meriten‘“, die zugleich im Zentrum der Hegemonie 
des Wachstumsparadigmas stehen, nicht etwaals „falsches“ Bewusstsein, sondern 
als gesellschaftlich gültige Bewusstseinsformen dechiffrieren, die die Verkeh- 
rungsprozesse, die dem kapitalistischen Produktions- und Akkumulationsprozess 
inhärent sind, durchaus „korrekt“ zum Ausdruck bringen. 

Die Rekurse aufden Regulationsansatz und Bourdieu zeigten, dass diese Ver- 
kehrungspezifisch sozio-ökonomischer Kategorien in Eigenschaften von Dingen 
und der Natur in Kultur und Konsumtion ihre Fortsetzung und Vollendung 
findet. Der kulturelle Raum erweist sich als eine Bühne symbolischer Kämpfe um 
die gesellschaftliche Akzeptanz von Lebensstilen, in denen es der herrschenden 
Klasse immer wieder gelingt, eine Hierarchie der kulturellen Formen aufrechtzu- 
erhalten, die alle konsumtiven Akte ausgehend vom legitimen Geschmack (ihrem 
eigenen) bewertet und einordnet. Dieser Klassifikationsprozess ist „objektiv“ und 
effizient, insofern er sich weitgehend unabhängig von (manipulativen) Intentio- 
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nen und Interessen herrschender Gruppen vollzieht, denn diese unterliegen selbst 
dem Verkehrungsprozess. Selbst wenn die Angehörigen der mittleren und unteren 
Klassen die Objekte der legitimen Kultur meiden oder ihnen mit Vorbehalt 
oder Verachtung begegnen, bleibt die Position der herrschenden Klasse an der 
Spitze der kulturellen Hierarchie in der Regel unangetastet, erscheint doch ihr 
Geschmack gegründet auf natürlicher Überlegenheit. Was Hirsch (1976) den 
allgemeinen Wettbewerb um „positional goods“ nannte, ist vermittelt durch 
eine genuin soziale Logik, die Bourdieu als „Distinktion“ bezeichnet und die 
als natürliche Disparität wahrgenommen wird. 

Als Resultat der Naturalisierung spezifisch kapitalistischer Produktions- 
und Konsumtionsbeziehungen erscheint Wachstum als ideale Brutstätte des 
Fortschritts und individuellen Aufstiegs und daher im allgemeinen Interesse. 
Im Hinblick auf Produktionsbeziehungen erscheint eine strenge Arbeitsethik 
als eine sich lohnende und rationale individuelle Handlungsstrategie, während 
Wachstum in der Konsumtionssphäre die Entwicklung immer neuer Generati- 
onen von Gebrauchs- und Unterhaltungsartikeln garantiert, die die materielle 
Basis individueller Distinktion abgeben. Der mit Marx und Bourdieu mögliche 
Nachweis, dass kapitalistische Produktions- und Konsumtionsbeziehungen 
als natürliche Interaktionen von autonomen und rationalen Marktakteuren 
wahrgenommen werden, zeigt zugleich, wie tief der Wachstumsimperativ in 
die Kernstrukturen der heutigen Gesellschaft eingelassen ist. In Analogie zu 
Bourdieus Analyse des Neoliberalismus (Bourdieu u.a. 2002: 207f£.), lässt sich 
die Hegemonie des Wachstumsimperativs mit der katholischen doxa des Mittel- 
alters vergleichen, fungiert er doch wie das historische Vorbild als pezsee unique: 
als natürliche Lösung aller Arten sozialer und ökologischer Probleme. Doch 
konnte die Wirkung entsprechender Thinktanks, die unaufhörlich den politisch 
Verantwortlichen und dem Rest der Gesellschaft das Wachstumsparadigma 
predigen und einhämmern, nur so eflizient werden, da es aufseiten derjenigen, 
die Machtausübungen und symbolischer Gewalt ausgesetzt sind, eine gewisse 
Bereitschaft zur Kollaboration oder ein gewisses Ausmaß praktischen Konsen- 
ses gibt - eine Art Unterordnung, die noch weiter reicht als in der Regel in 
der marxistischen Tradition hervorgehoben. Denn soziale Kernstrukturen wie 
der Wachstumsimperativ sind nicht nur den Ideen und Vorstellungen, kurz: 
dem „Bewusstsein“ der Beherrschten eingeschrieben, sondern auch ihren „Kör- 
pern“, „Wahrnehmungsschemata und Dispositionen (zu achten, zu bewundern, 
zu lieben usw.)“, die sie für „bestimmte symbolische Bekundungen der Macht 
empfänglich machen.“ (Bourdieu 2001: 219) 

Umgekehrt erleichtert eine systematische Berücksichtigungvon Marx, Regula- 
tionsansatz und Bourdieu im wachstumskritischen Diskurs eine wissenschaftliche 
Annäherung an die strukturellen Voraussetzungen, die eine Überwindung des 
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Wachstumsparadigmas erleichtern würden. In der Tat hieße es, der „scholasti- 
schen Illusion“ zu erliegen, wenn heterodoxes Handeln und ökologisch-sozialer 
Wandel allein vom „Bewusstmachen“ bestimmter gesellschaftlicher Zusammen- 
hänge erwartet werden würde. Obgleich die Rolle, die AktivistInnen bei der 
Hervorbringung kritischen Bewusstseins, alternativer Diskurse und Praktiken 
spielen, nicht unterschätzt werden soll, betont Bourdieu doch eine zweite Vor- 
aussetzung dafür, die vielleicht noch wichtiger ist. Die Verallgemeinerung eines 
heterodoxen Diskurses wie Degrowth 


erscheint um so wahrscheinlicher in Zeiten offener oder versteckter Krise, in denen er 
auf ganze Gesellschaften oder einzelne Klassen ansteckend wirkt, d.h. in den Zeiten, in 
denen die ökonomischen oder morphologischen Wandlungen im einen oder anderen 
Teil der Gesellschaft einen Zusammenbruch, eine Aufweichung oder Obsoletwerden der 
Traditionen oder Symbolsysteme hervorrufen, welche die Prinzipien der Weltansicht und 
der Lebensführung geliefert hatten. (Bourdieu 2000: 103) 


Die Wahrscheinlichkeit, dass alternative Formen des Denkens und Handelns 
hegemonial werden, hängt von der Existenz einer „objektiven“ Krise ab und 
damit vom Grad der Transformation der ökonomischen, politischen und kul- 
turellen Strukturen der Gesellschaft und ihrer symbolischen Systeme. Jedwede 
intellektuelle Kritik am Wachstumsparadigma ist nur in dem Maße effizient, 
wie sie auf eine solche Krise aufzubauen in der Lage ist. 
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Die Zukunft der europäischen Wirtschaftsintegration 
Blockierte Vertiefung und wachsende Asymmetrie 
zwischen Frankreich und Deutschland!' 


Mit der Wahl von Emmanuel Macron zum französischen Präsidenten hat die 
Diskussion über eine Vertiefungder Wirtschafts-und Währungsunion (W WU) 
eine neue Dynamik bekommen. Seine Forderungen nach der Einsetzung eines 
europäischen Finanzministers für die Eurozone mitsamt einem eigenen Budget 
in Höhe von „mehreren Prozent des BIPs“ hat auch innerhalb der europäischen 
Linken die Debatte über progressive Reformen der WWU neu entfacht. Politisch 
scheinen die Ideen von Macron mit jenen Forderungen nach der Schaffungeiner 
Sozialunion und einer tiefgreifenden Veränderung der Eurozone vereinbar zu 
sein. Viele politische BeobachterInnen versprechen sich daher von Macron einen 
„Politikwechsel“ (Leggewie 2017: 45) in Europa und die Entwicklungeiner neuen 
Integrationsdynamik dank seiner europapolitischen Vorschläge (Höltschi 2017; 
James 2017). Allein die Aussicht darauf, dass Frankreich wieder eine größere Rolle 
in der Europapolitik spielen könnte als zuletzt in der Regierungszeit von Frangois 
Hollande, ließ vor allem die sozialdemokratische Linke von einem „Möglichkeits- 
fenster für eine progressive Reform der Eurozone“ (Enderlein u.a. 2017) träumen. 
Sie argumentieren, dass sich durch Macrons Wahlerfolgein Raum geöffnet habe, 
um Eurobonds oder eine gemeinsame europäische Wirtschaftsregierung mitsamt 
Budget und Interventionskompetenzen durchzusetzen. John Grahl (2017: 2) 
schreibt etwa, dass seine Wahl ein Impuls ist, „welcher die Deutschen zu einer 
Reform der EU und der Eurozone bewegen kann“. 

Die Euphorie nach dem Juni-Gipfel des Europäischen Rates schien den optimis- 
tischen BeobachterInnen Recht zu geben. Der deutsch-französische Integrations- 
motor, der zwischenzeitlich arg ins Stottern geraten war, begann augenscheinlich 
wieder zu brummen. Da der „deutsch-französische Bilateralismus“ (Krotz/Schild 
2013) mit seiner spezifischen Kompromissdynamik in der Vergangenheit immer 
wieder eine zentrale Rolle für konstitutionelle Veränderungen auf der europäi- 
schen Ebene spielte, galt nun auch die lang verschleppte Reform der Eurozone 
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wieder als realistisches Szenario (Vogel 2017). Waren seit dem Ausbruch der Krise 
verschiedene Versuche, die Architektur der Eurozone grundlegend zu reformieren, 
an der Blockadehaltungder deutschen Bundesregierung gescheitert, so gaben sich 
die VertreterInnen Deutschlands nun offen für die Reformvorschläge des neuen 
französischen Staatspräsidenten (Parker/Pye 2017). Nach seiner Wahl beton- 
ten sowohl der damalige deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble als auch 
Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass sie seinen europapolitischen Vorschlägen 
einer Investitionsoffensive sowie der Schaffung eines Finanzministers mitsamt 
eigenem Budget offen gegenüberstehen. Die deutsche Bundesregierung schien 
sich offensichtlich einer Weiterentwicklung der Eurozone zu einer politischen 
und Fiskalunion nicht weiter zu versperren. Noch auf dem Juni-Gipfel wurde eine 
Arbeitsgruppe gegründet, die aufder Grundlage der bisherigen Reformdiskussion 
einen Fahrplan für die Vertiefung der Eurozone ausarbeiten soll. Selbst nach der 
Bundestagswahl im September 2017 blieb die positive Haltung der deutschen 
Bundesregierung gegenüber den Reformplänen des französischen Präsidenten 
erhalten. Europa müsse auf neue Füße gestellt werden, betonte etwa die deutsche 
Kanzlerin nach der EU-Grundsatzrede von Emmanuel Macron am 26. September 
2017 und vermittelte eine inhaltliche Übereinstimmung. 

Im Folgenden argumentieren wir demgegenüber, dass die Diskussion über 
die Vertiefung der WWU trotz oberflächlicher Übereinstimmung zwischen 
Frankreich und Deutschland durch zwei stark divergierende Lesarten der ver- 
schiedenen Reformvorschläge in der aktuellen europapolitischen Debatte geprägt 
ist. Die v.a. von Frankreich und den südeuropäischen Ländern vertretene Lesart 
der Reformvorschläge ist, so unser Argument weiter, aufgrund der wachsenden 
wirtschaftlichen und politischen Asymmetrien in der Eurozone nicht in dieser 
Form durchsetzbar, da die spezifische Kompromissdynamik zwischen Frankreich 
und Deutschland, und damit eine gemeinsame Reformagenda, blockiert ist. 


1. Die aktuelle Reformdiskussion über die Zukunft der WWU 


Angestoßen wurde die Diskussion über die Reform der Eurozone im Juni 2015 
von den Präsidenten der fünf europäischen Institutionen (EU-Kommission, 
Europäischer Rat, Europäisches Parlament, Europäische Zentralbank und Rat 
„Wirtschaft und Finanzen“ (ECOFIN), dem alle EU-Wirtschafts- und Finanz- 
ministerInnen angehören). Auf dem Höhepunkt der sogenannten Griechen- 
landkrise stellten sie einen Bericht vor, in dem sie, ergänzend zu den krisenin- 
duzierten austeritätspolitischen Instrumenten, einen langfristigen Fahrplan zur 
„Vollendung“ der Wirtschafts- und Währungsunion skizzieren (Juncker u.a. 
2015; Schneider/Syrovatka 2017). Die Krisenanalyse des Berichts basierte auf den 
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2012 veröffentlichten Roadmaps der Präsidenten der Europäischen Kommission, 
des Europäischen Rats und des Europäischen Parlaments, knüpfte jedoch in den 
vorgeschlagenen Integrationsschritten zugleich an die Ergebnisse der deutsch- 
französischen Wirtschaftsgipfel zwischen 2013 und 2015 an (Hacker 2015). Seit 
der Veröffentlichung des gemeinsamen Papiers entwickelte sich eine institutio- 
nenübergreifende Diskussion über die Weiterentwicklung der WWU, welche 
in jüngster Zeit mit der Diskussion über die Zukunft der EU vermischt wird. 


Abbildung 1: Zeitstrahl der Diskussion 


Gabriel-Macron ]JDI-Papier zum Euro- Steinmeier- EU-Reflexions-- Sorbonne Rede 

Papier Finanzminister Ayrault-Papier papier zur EMU Macron 

(27.06.2014) (Oktober 2015) (27.06.2016) (30.05.2017) (26.09.2017) 
5-Präsidenten- Gastbeitrag Rom-Erklärung „Schäuble - Papier der 
bericht Notenbankchefs des Rates Le Maire“ Euro-Gruppe 
(22.06.2015) (08.02.2016) (25.03.2017) Arbeitsgruppe (10.10.2017) 


(13.07.2017) 


Vor allem die Europäische Kommission (COM 2017a, 2017b) legte mit dem 
Weißbuch zur Zukunft der EU und dem daran anknüpfenden Reflexionspapier zur 
Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion zwei zentrale Diskussionspapiere 
vor. Darin knüpft die Kommission an die Vorschläge des 5-Präsidentenpapiers an, 
aktualisiert diese und entwickelt sie teilweise weiter (COM 2017a: 7). So werden 
konkrete Schritte und Vorschläge für eine Weiterentwicklung der WWU sowie 
eine engere Verknüpfung zwischen den Euroländern und der EU skizziert. Einen 
weiteren Diskussionsbeitrag steuerten die europäischen Staats- und Regierungsche- 
fInnen in der Erklärung von Rom zum 60. Jahrestag der Römischen Verträge bei, 
in dem sie erklärten, „wenn nötig mit unterschiedlicher Gangart und Intensität“ 
(ER 2017: 2) den Integrationsprozess voranzutreiben (vgl. zur Übersicht Abb. 1)?. 

Die Diskussion über die architektonische Reform der Eurozone konzentriert sich 
dabei weitgehend übereinstimmend aufdrei zentrale Projekte: 1.) den Eurozonen- 
Finanzminister, 2.) eine europäische Fiskalkapazität und 3.) die Ausweitung der 


2 Emmanuel Macron (2017) bezogsich in seiner vielbeachteten europapolitischen Grundsatz- 
rede in der Pariser Sorbonne auf diesen Vorschlag und forderte eine engere Kooperation der 
Eurostaaten als eine Art Kerneuropa. Mit dieser Strategie sollen die politischen Widerstände 
v.a. aus den osteuropäischen Ländern für eine tiefere Integration umgangen und mit der 
Euro-Gruppe eine Art Pionierorganisation für den Integrationsprozess gebildet werden. Die 
Euro-Gruppe ist bisher ein informelles Gremium der Euro-Wirtschafts- bzw. Finanzminister. 
Ein solches Vorgehen bedeutet jedoch ein formales Auseinanderbrechen der EU in ein 
Europa der zwei Geschwindigkeiten bzw. in ein Europa des Zentrums und der Peripherie. 
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demokratischen Rechenschaftspflicht der WWU,. In der Diskussion über die kon- 
krete Ausgestaltung dieser Projekte lassen sich jedoch zwei divergierende Ansätze® 
identifizieren, die sich in unterschiedlichen Lesarten der zentralen Reformprojekte 
widerspiegeln. Auf der einen Seite steht der deutsche Ansatz der „Stabilitätsunion“. 
Die unterschiedlichen Vorschläge fungieren hier als Instrumente zur Durchsetzung 
der Austeritätspolitik. Finanzielle Transfers zwischen den Euroländern oder die 
Vergemeinschaftung von Schulden und Risiken sollen auf ein Minimum begrenzt 
werden. Dem gegenüber interpretiert der französische Ansatz die Projekte als eine 
supranationale Kompetenzerweiterung der EU hin zu einer „politischen Union und 
Fiskalunion“. Insbesondere die Vorschläge eines Eurozonen-Finanzministeriums 
und einer europäischen Fiskalkapazität stehen aus französischer Sicht für eine 
europäische Wirtschaftsregierung mit ausreichenden Ressourcen, die den Un- 
gleichgewichten im Euroraum entgegensteuern kann, indem bspw. wirtschaftliche 
Einbrüche in einzelnen Ländern stärker fiskalisch abgefedert werden. 

Beide Ansätze bringen zunächst die divergierenden ökonomischen Interessen von 
nord- und südeuropäischen Ländern bzw. von Schuldner- und Gläubigerländern 
in der W WU zum Ausdruck (Heine/Sablowski 2015; Kudrna 2017). Diese Inter- 
essen ergeben sich insbesondere aus der jeweiligen Stellung der Länder innerhalb 
der hierarchischen Arbeitsteilung des Euroraums, auf die wir weiter unten genauer 
eingehen (vgl. auch Becker/Jäger 2012). Ideologisch speisen sich die beiden Ansätze 


in der aktuellen Reformdiskussion aus den divergierenden Traditionen wirtschafts- 


3 Inder Diskussion gibt es darüber hinaus einen supranationalen Ansatz, welcher sich in 
der Perspektive der Europäischen Kommission widerspiegelt und sich zuletzt vor allem 
in der State-of-the-Union-Rede von Jean-Claude Juncker gezeigt hat. Dieser ist den bei- 
den anderen Ansätzen untergeordnet, versucht jedoch die einzelnen Reformvorschläge, 
unabhängig von ihrer jeweiligen Interpretation, innerhalb der Debatte für einen Ausbau 
der supranationalen Kompetenzen flexibel nutzbar zu machen. 

4 Hierbei nehmen wir an, dass einzelne Mitgliedsstaaten, insbesondere die beiden mäch- 
tigsten Deutschland und Frankreich, weiterhin entscheidend die Dynamik und Form 
des europäischen Integrationsprozesses prägen (vgl. Bieling/Deppe 1996). Dies bedeutet 
nicht, dass wir irgendwie geartete „essentielle“ (deutsche oder französische) National- 
interessen unterstellen. Vielmehr verstehen wir den europäischen Integrationsprozess 
als „Verdichtung von Kräfteverhältnissen zweiter Ordnung“ (Brand u.a. 2007), d.h. als 
eine Verdichtung der Kräfteverhältnisse von Klassen und Klassenfraktionen auf der 
europäischen Ebene aufder Grundlage einer Verdichtung von Kräfteverhältnissen auf der 
nationalstaatlichen Ebeng, die zugleich auf diese Verdichtungsebene zurückwirkt. Dies 
widerspricht nicht der relativen Autonomie und Bedeutung transnationaler Akteure, 
wie beispielsweise der Europäischen Kommission oder dem European Roundtable of 
Industrialists, aber relativiert sie im Verhältnis zu den Mitgliedsstaaten, besonders in 
Deutschland und Frankreich, und unterstreicht, dass verschiedene Akteure wie Minis- 
terien oder Arbeitgeberverbände sowohl auf nationalstaatlicher als auch aufeuropäischer 


Ebene agieren (Syrovatka 2016: 217ff.). 
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politischen Denkens in Deutschland und Frankreich, deren Widerstreit bereits in 
der Vergangenheit die europapolitischen Positionen beider Länder grundlegend 
geprägt hat (Stützle 2013: 114f.). So gilt in Frankreich die Ökonomie grund- 
sätzlich als Gegenstand umfassender, diskretionärer (d.h. Ermessensspielraum 
lassender) staatlicher Steuerung und Eingriffen im Sinne des „Gemeinwohls“ 
(Dirigismus). Dagegen sieht die deutsche wirtschaftspolitische Konzeption des 
Ordoliberalismus für den Staat lediglich eine allgemeine, nicht-diskretionäre 
(d.h. regelgebundene) Ordnungsfunktion vor, die - in Verbindung mit korpora- 
tistischen Arrangements - für stabile Rahmenbedingungen (insbesondere durch 
inflationsvermeidende Geld- und Hartwährungspolitik) sorgt (vgl. Stützle 2013: 
114ff.; Clift/Ryner 2014). Nicht zuletzt sind beide Lesarten von politischen Kal- 
külen geprägt. So verknüpft die französische Regierung seit den Verträgen von 
Maastricht und der Einführung einer gemeinsamen europäischen Währung mit 
ihrer Forderung nach der Schaffung einer europäischen Wirtschaftsregierung die 
Hoffnung, nationale Handlungsspielräume zu erweitern und zugleich die deutsche 
Vormachtstellung in der EU einzuschränken. Mit einer aktiven europäischen 
Wirtschaftsregierung, so die strategische Überlegung, könnte die Dominanz der 
deutschen Bundesbank gebrochen und eine gesamteuropäische Währungspolitik 
ermöglicht werden. Das deutsche Kalkül beruht dagegen auf der institutionellen 
Festschreibung der deutschen Stabilitätskultur und der gleichzeitigen Festigung 
der eigenen politischen Dominanz in der EU, welche nicht zuletzt auch mit geo- 
politischen Interessen verbunden ist. Die zwei divergierenden Ansätze in der 
aktuellen Diskussion über die WWU-Reform müssen daher vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Modelle von „Akkumulationsstrategien“ im Sinne Bop Jessops 
(1990: 197ff.) verstanden werden, welche durch die politischen, ökonomischen 
und ideologischen Faktoren nationaler Entwicklungspfade bestimmt sind und 
den jeweiligen Lesarten in der Debatte zugrunde liegen. 

Der französische Ansatz wird in der europapolitischen Diskussion, zumin- 
dest im Vergleich zur deutschen, häufig als „progressiv“ wahrgenommen. Diese 
Einschätzung mag angesichts von Macrons neoliberalem innenpolitischen Re- 
formkurs’ verwundern. Sie kann sich jedoch insbesondere auf das französische 
Projekt beziehen, wirtschaftspolitische Kompetenzen auf der europäischen Ebene 
zu erweitern und - wie beispielsweise bei Macrons Vorschlag eines Eurozonen- 
parlaments - stärker demokratisch rückzubinden. Damit lasse sich, so die Hoff- 
nung, auch die „Fehlkonstruktion des Euros“ beheben, d.h. die Einführung einer 


5 Sohatte es Macron schon als Wirtschaftsminister geschickt verstanden, die Ebene der EU 
zu nutzen, um neoliberale Reformen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik innenpolitisch 
durchzusetzen (vgl. Syrovatka 2016). Auch in der aktuellen Reformdiskussion sind strate- 
gische Ähnlichkeiten zu vorherigen innenpolitischen Diskussionen nicht zu verkennen. 
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gemeinsamen Währung ohne europäische Wirtschafts- und Fiskalpolitik, die 
Asymmetrien und Entwicklungsunterschiede zwischen Ländern und Regionen 
ausgleichen kann (so z.B. Busch u.a. 2016). Der rationale Kern dieser Einschätzung 
liegt darin, dass sich mit der Umsetzung der französischen Vorschläge tatsächlich 
Spielräume für wirtschaftspolitische Intervention und Regulierungzurückgewin- 
nen ließen, die den Mitgliedsstaaten im Zuge der neoliberalen Integrationsweise 
(Liberalisierungund Deregulierung innerhalb des Binnenmarkts, monetaristische 
Konstruktion der EZB) entzogen wurden. Ob diese Spielräume für eine „progres- 
sive“ Wirtschaftspolitik genützt würden, ist jedoch auch angesichts der aktuellen 
Kräfteverhältnisse fraglich. Insofern ist nicht ersichtlich, warum ein europäischer 
Finanzminister oder eine europäische Finanzministerin genuin fortschrittlicher 
als ein nationaler oder Eurobonds besser als nationale Staatsanleihen sein sollten. 

Letztlich entscheidender als die Frage, welche Elemente der französischen 
Vorschläge potenziell als progressiv einzuschätzen sind, ist aus unserer Sicht aber 
die Frage, welche Lesart der aktuellen Vorschläge sich überhaupt durchsetzen 
könnte. Daher werden im Folgenden die Lesarten der jeweiligen Vorschläge 
beleuchtet sowie im anschließenden zweiten Teil deren Durchsetzungsfähigkeit 
vor dem Hintergrund der aktuellen Verschiebungen innerhalb der europäischen 
Arbeitsteilung diskutiert. 


Das Projekt eines europäischen Finanzministeriums 


Der wohl meistdiskutierte Vorschlageines Finanzministers (1) für die Eurozone ist 
besonders stark von den unterschiedlichen Lesarten geprägt. Der Ursprung des 
Vorschlages findet sich im 5-Präsidentenpapier (2015), in welchem die Präsidenten 
der fünf europäischen Institutionen für einen ständigen und hauptamtlichen 
Vorsitzenden der Eurozone plädierten, der als eine Art Finanzminister die nati- 
onalen Haushalte der Mitgliedsstaaten überwachen soll (Juncker u.a. 2015: 20). 
Das Konzept wurde im Reflexionspapier (2017) der Europäischen Kommission 
weiter ausgearbeitet. Darin schlägt die Kommission vor, die Euro-Gruppe in eine 
Ratsformation umzuwandeln und mit eigenen Beschlussfassungskompetenzen 
auszustatten. Die Funktion eines ständigen Vorsitzenden der Euro-Gruppe solle 
mit dem zuständigen Kommissar für die WWU zusammengelegt werden, was die 
Kompetenzen der Kommission im Bereich der Währungspolitik weiter ausbauen 
würde‘. Zugleich soll der Vorsitzende der Euro-Gruppe einem europaweiten 
Schatzamt vorstehen. Dieses soll die wirtschafts- und haushaltspolitischen Über- 


6 Interessanterweise spricht die Kommission im ganzen Papier nicht von einem Finanz- 
minister für die Eurozone, sondern nur von einem hauptamtlichen Vorsitzenden der 
Euro-Gruppe, der letztendlich die Aufgaben eines Euro-Finanzministers übernehmen 
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wachungs- und Koordinierungsmechanismen bündeln und als Dach für eine 
gemeinsame Entscheidungsfindung fungieren. Seine Funktion besteht darin, 
Beschlüsse für gemeinsame fiskalpolitische Gegebenheiten vorzubereiten und 
auszuführen. Die Beschlussfassung selbst soll jedoch weiterhin bei der Euro- 
Gruppe liegen (COM 2017a: 28). 

In die darauffolgende Diskussion über die Reform der Eurozone sind die 
Vorschläge des 5-Präsidentenpapiers und der Europäischen Kommission jedoch 
kaum eingeflossen. Vielmehr wird in der Diskussion primär ein Finanzminister 
für die Eurozone präferiert, der eigenständig und unabhängig von den formalen 
europäischen Institutionen und damit auch unabhängig vom Europarecht agieren 
kann. So haben etwa Anfang 2016 die Notenbankpräsidenten Deutschlands 
und Frankreichs, Jens Weidemann und Francois Villeroy de Galhau’, in einem 
gemeinsamen Gastbeitrag vorgeschlagen, ein gemeinsames Finanzministerium 
für den Euroraum zu installieren, mitsamt eines unabhängigen Fiskalrats und 
politischen Steuerungsgremiums. Bereits vor den beiden Vorschlägen hatte das 
Jacques-Delors-Institut im Oktober 2015 in einer Studie fünf Kernaufgaben eines 
Eurofinanzministers beschrieben: Überwachung und Koordinierung der Fis- 
kal- und Wirtschaftspolitik, Durchsetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
Verwaltungder Inanspruchnahme von Finanzhilfen aus dem Europäischen Stabili- 
sierungsmechanismus (ESM),der zu einem Europäischen Währungsfonds (EWF) 
weiterentwickelt werden soll, Abdämpfen asymmetrischer Schocks mittels eines 
Investitionshaushaltes sowie die Außenvertretung der Eurozone auf der internati- 
onalen Ebene (Enderlein/Haas 2015). Die Schaffungeines solchen Amtes würde 
nach Meinungdes Jacques-Delors-Instituts eine Änderungdes Primärrechts erfor- 
dern, d.h. der grundlegenden EU-Verträge. Eine solche Änderung wird auch von 
drei Entschließungen zur institutionellen Reform der WWU präferiert, welche 
das Europäische Parlament im Vorfeld des 60. Jahrestages der Römischen Verträge 
Anfangdes Jahres 2017 verabschiedet hatte. Darin plädiert das Europaparlament 
für die Schaffung eines EU-weiten Finanzministers, der sowohl über ein eigenes 
Budget als auch über weitreichende Steuerungskompetenzen verfügen soll. 

Eine Änderung des Primärrechts wurde jedoch in der Vergangenheit von 
VertreterInnen der europäischen Institutionen wie auch von der deutschen 
Bundesregierung vehement abgelehnt. In der aktuellen Debatte sprachen sich 
allerdings auch die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel? sowie der che- 


würde. Hier zeigt sich ein weiteres Spannungsverhältnis in der Debatte zwischen der 
Europäischen Kommission und der informell agierenden Euro-Gruppe. 
7  Gastbeitrag „Europa am Scheideweg“, Süddeutschen Zeitung und Le Monde, 8.2.2016. 
8 Rede beim Tag der Industrie am 20. Juni 2017 in Berlin sowie Interview in der Wochen- 
zeitung DIE ZEIT, 6.7.2017. 
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malige deutsche Finanzminister Wolfgang Schäuble? für die Schaffung eines 
Euro-Finanzministers ausund begrüßten damit zuletzt öffentlich den Vorstoß des 
französischen Präsidenten Emmanuel Macron. Dieser scheinbar überraschende 
Meinungswechsel der deutschen Bundesregierung mag vor allem an den stark 
divergierenden Vorstellungen zwischen Frankreich und Deutschland liegen, mit 
welchen Funktionen und Kompetenzen ein solcher Euro-Finanzminister ausge- 
stattet sein sollte: So versteht die französische Seite einen europäischen Finanzmi- 
nister als Teil einer demokratisch legitimierten Wirtschaftsregierung, der sowohl 
über ein eigenes Budget verfügt als auch mit weitreichenden Interventions- und 
Stabilisierungskompetenzen ausgestattet ist. Dagegen ist ein Euro-Finanzminister 
aus deutscher Sicht eine „neutrale Instanz“ (Eurogroup 2017), der primär an die 
Vorgaben der Stabilitätsunion gebunden ist. Vor allem Wolfgang Schäuble und 
Bundesbank-Chef Jens Weidemann verorten einen Euro-Finanzminister eher im 
institutionellen Rahmen des ESM. Nach ihren Vorstellungen soll dieser zu einem 
Europäischen Währungsfonds (EWF) ausgebaut werden und die Haushalte der 
Mitgliedsstaaten sowie die Einhaltung der europäischen Verschuldungsregeln 
überwachen. Der Euro-Finanzminister wäre daher in erster Linie Vorsitzender 
des EWF. Aus ihrer Sicht hätte das mehrere Vorteile. Zum einen müsste eine 
Weiterentwicklung des ESM nicht durch die europäischen Mitgliedsstaaten 
ratifiziert werden, da er auf einem zwischenstaatlichen Vertrag beruht. Zum 
anderen könnte der ESM als eine „Institution mit klarem Mandat im Hinblick 
auf solide Staatsfinanzen“!° ausgerichtet werden und damit die angebotspolitische 
Stabilitätsorientierung europäischer Wirtschaftspolitik weiter zementieren. Ein 
Euro-Finanzminister wäre in der deutschen Vorstellungvor allem ein Garant für 
die Durchsetzung von Haushaltsdisziplin. Die deutsche Position wurde zuletzt 
von Wolfgang Schäuble in einem inofliziellen Arbeitspapier der Euro-Gruppe 
(2017: 1£.) als konkreter Diskussionsvorschlag expliziert. 


Das Projekt einer Fiskalkapazität 


Die französische Vorstellung von einem Euro-Finanzminister geht deutlich über 
die stabilitätsorientierte Konzeption der deutschen Bundesregierung hinaus. 
Der 5-Präsidentenbericht 2015 hatte die Einrichtung einer Fiskalkapazität (2) 
angeregt, die eine automatische Stabilisierung des Euro-Währungsgebietes ge- 
währleisten und „schwere asymmetrische Schocks“ abmildern soll (Juncker u.a. 
2015: 17). Dieser Vorschlagwurde damals vor allem von französischer Seite aufge- 
nommen, weiterentwickelt und mehrfach in die Debatte zur Reform der WWU 


9 Interview im Handelsblatt, 26.6.2017. 
10 Jens Weidmann: Rede an der Ruhr-Universität Bochum, 22.05.2017 
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eingebracht (MFC 2016; vgl. bereits MFC 2013). So findet sich der Vorschlag 


etwa in einem gemeinsamen Papier der damaligen Wirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel und Emmanuel Macron (2014). Darin wird für die Einrichtung einer 
gemeinsamen Fiskalkapazität in Form eines Eurozonen-Budgets plädiert, aus dem 
sowohl Investitionen, als auch Konjunkturstabilisationsinstrumente finanziert 
werden sollen. Ein jüngeres Papier der beiden damaligen Außenminister Frank- 
Walter Steinmeier und Jean-Marc Ayrault (2016) versucht sowohl deutsche als 
auch französische Vorschläge einzubeziehen und fordert die Weiterentwicklung 
desESM zum EWF wie auch die Einrichtung eines gemeinsamen Haushalts für 
die Eurozone, der „unter Vermeidung dauerhafter einseitiger Transfers“ (ebd.: 
10) Investitionen in Krisenländern fördern soll. 

Das Reflexionspapier der Europäischen Kommission von 2017 knüpft an 
diese deutsch-französischen Impulse an, kritisiert jedoch das Konzept einer 
Fiskalkapazität, die aus dem laufenden EU-Haushalt finanziert werden soll. 
So gibt die Kommission zu bedenken, dass dieser aufgrund seines begrenzten 
finanziellen Umfangs und der langfristig ausgerichteten Struktur nur schr be- 
grenzt fiskalpolitisch stabilisierend wirken kann. Daher schlägt sie vor, ab 2020 
ein makroökonomisches Stabilisierungsinstrument einzuführen. Wie auch 
das 5-Präsidentenpapier von 2015 postuliert das Reflexionspapier (2017) dafür 
drei Leitprinzipien: So sollten dauerhafte Transfers ausgeschlossen werden, um 
Fehlanreize (Moral Hazard) zu vermeiden, es soll kein Instrument zur akuten 
Krisenbewältigung werden und die Inanspruchnahme soll an klar definierte 
Kriterien, wie die Einhaltung der Maastricht-Kriterien, gekoppelt sein (Juncker 
u.a. 2015: 17, COM 2017a: 25f.). Im Reflexionspapier werden daher drei konkrete 
Optionen für eine solche Fiskalkapazität vorgeschlagen: 1.) Eine europäische 
Investitionsschutzregelung, die die Investitionstätigkeit in Krisen schützen soll; 
2.) eine europäische Arbeitslosen-Rückversicherung, die als „Rückversicherungs- 
fonds“ die nationalen Arbeitslosenversicherungssysteme stabilisieren könnte; 3.) 
ein sogenannter Schlechtwetter-Fonds (Rainy-Day-Fund), der finanzielle Mittel 
kumulieren könnte, um sie im Krisenfall zur Abfederung makroökonomischer 
Schocks zu nutzen. Für die Finanzierung eines solchen Stabilisierungsinstruments 
schlägt die Kommission verschiedene Wege vor. So könnte das Stabilitätsinst- 
rument nach Meinung der Kommission etwa durch die Integration in den EU- 
Haushalt, wodurch dieser deutlich ausgebaut werden müsste, durch nationale 
Beiträge oder die Fähigkeit zur Kreditaufnahme finanziert werden. 

Mit der Offenheit der Finanzierungsvorschläge antizipiert die Kommission die 
stark divergierenden Positionen zu einem solchen Stabilisierungsinstrument. Vor 
allem von Frankreich wird eine Fiskalkapazität sowohl in Form eines Eurozonen- 
Budgets als auch in anderer Form gefordert. Aus französischer Sicht ist ein solcher 
Haushalt notwendig, um die makroökonomischen Konsequenzen einer gemeinsa- 
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men Währung - wie etwa die eingeschränkte nationale Fiskalpolitik - auszuglei- 
chen (MFC 2016). So hatten frühere französische Regierungen mehrfach auf die 
Einrichtung einer solchen Fiskalkapazität für die Eurozone gedrängt und mit der 
Ausgabe von Eurobonds auch eine mögliche Finanzierungsquelle vorgeschlagen. 
Emmanuel Macron machte die Einrichtung eines Euro-Finanzministers mitsamt 
einem eigenen Budget für Investitionen zu einem seiner Hauptwahlkampfthe- 
men (Syrovatka 2017). Noch im Januar 2017 forderte er zur Finanzierung eine 
„Kreditaufnahmefähigkeit“ für ein Eurozonenbudget. Zwar distanzierte er sich 
nach seiner Wahl öffentlich von der Forderung nach einer Vergemeinschaftung 
bereits bestehender Staatsschulden durch die Ausgabe von Eurobonds, plädierte 
jedoch weiterhin für gemeinsame Anleihen. Dafür erhielt er vor allem von den 
südeuropäischen Staaten Unterstützung. Zuletzt plädierte im August 2017 der 
spanische Ministerpräsident Mariano Rajoy für die Einrichtung eines Eurozonen- 
Budgets und seine Finanzierung über die Ausgabe von Eurobonds. 

Eine solche Fiskalkapazität wird ebenso wie die Ausgabe von Eurobonds von 
der deutschen Seite vehement abgelehnt (BMF 2016, 2017; Eurogroup 2017). Die 
deutsche Bundesregierung hatte Vorstöße in der Vergangenheit mit Verweis aufdie 
Begünstigungvon Fehlanreizen blockiert. So kritisierte das deutsche Finanzminis- 
terium auch die Vorschläge des Reflexionspapiers als unausgeglichen (BMF 2017). 
Der Fokus der Vorschläge sei zu stark aufeine Risikoteilung fokussiert und würde 
zu wenig Wert auf Subsidiarität und nationale Eigenverantwortunglegen. Zugleich 
seien keine neuen Vorschläge genannt worden, die zu einer engeren Koordinierung 
der Fiskalpolitik und einer besseren Durchsetzungder Haushaltsregeln beitragen 
würden. Eine Fiskalkapazität sei derzeit nicht notwendig, vielmehr müsse der 
Fokus aufder „Einhaltung beziehungsweise Umsetzung der beschlossenen Regeln 
und Vereinbarungen liegen sowie auf konkreten Maßnahmen zur Lösung der 
strukturellen Probleme der Volkswirtschaften“ (BMF 2016: 68). 

Die Europäische Kommission hatte daher eine Eurozonenlinie im EU-Budget 
vorgeschlagen, die vor allem zur Durchsetzung von Strukturreformen, aufgrund 
der vorgeschlagenen Höhe jedoch nicht als Fiskalkapazität dienen soll (Juncker 
2017). Diese Ideen wurden dann auch von der deutschen Seite aufgenommen und 
durch den Vorschlagerweitert, dass ein solches Budget wesentlich die Umsetzung 
der länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Europäischen Semesters 
garantieren soll (Eurogroup 2017). 


Der Ausbau demokratischer Rechenschaftspflicht 


Ein weiterer Punkt der Reformdiskussion umfasst die demokratische Rechen- 
schaftspfücht (3) der WWU. Während die Vorschläge im 5-Präsidentenpapier und 


Reflexionspapier der EU-Kommission unkonkret und als wenig weitreichend zu 
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beurteilen sind, kamen zahlreiche Impulse von den verschiedenen deutsch-fran- 
zösischen Ministertreffen. Vor allem das von Frankreich geforderte Eurozonen- 
Parlament taucht in den Papieren der deutsch-französischen Minister mehrfach 
auf. So plädieren Frank-Walter Steinmeier und Jean-Marc Ayrault (2016) inihrem 
Papier für eine stärkere demokratische Kontrolle und Rechenschaftspflicht der 
WWU und ihrer Institutionen. Beide Außenminister schlagen vor, kurzfristig 
einen Unterausschuss im Europäischen Parlament einzurichten, dem ein ständiger 
Präsident der Euro-Gruppe rechenschaftspflichtig wäre. Mittel- bis langfristig 
soll ein interparlamentarisches Gremium aus Mitgliedern des Europäischen 
Parlaments und Mitgliedern der nationalen Parlamente eingerichtet werden, 
welches die gesamte Euro-Gruppe kontrollieren soll (Steinmeier/Ayrault 2016). 
Damit knüpft das sogenannte Ayrault-Steinmeier-Papier an das Macron-Gabriel- 
Papier an, das die Schaffung einer „Eurokammer innerhalb des Europäischen 
Parlaments“ sowie eines Euro-Kommissars als zusätzliches Exekutivorgan for- 
dert. Letztlich wurde das Konzept eines Eurozonen-Parlaments von Emmanuel 
Macron auch in sein Wahlprogramm aufgenommen. Macron versteht darunter 
eine europäische Versammlung der nationalen Abgeordneten in der Eurozone. 
Konkreter formulierte es Thomas Piketty (2017), der verschiedene Konzepte eines 
Eurozonen-Parlaments ausarbeitete. Demnach könnte ein solches Parlament sich 
sowohl nach der Bevölkerungszahl, dem parteipolitischen Kräfteverhältnis als 
auch nach der Wirtschaftsleistung zusammensetzen. 

Auch der weitere Diskussionsverlauf über die Vertiefung der WWU wird 
stark von deutsch-französischen Vorschlägen geprägt sein. Zur Ausarbeitung 
eines gemeinsamen deutsch-französischen Fahrplans wurde nach der Wahl 
von Emmanuel Macron im Mai 2017 eine gemeinsame Arbeitsgruppe beider 
Finanzministerien eingesetzt. Die sogenannte Schäuble-Le-Maire-Gruppe ist 
damit beauftragt, gemeinsame Reforminitiativen zur Zukunft der Eurozone in 
den nächsten zehn Jahren zu erarbeiten. Während die Gewerkschaften von den 
Verhandlungen ausgeschlossen sind, werden die nationalen Arbeitgeberverbände 
MEDEF und BDl zentral in die Ausarbeitung der Reformvorschläge miteinge- 
bunden (Bundesregierung 2017: 15). 

Erste gemeinsame Vorschläge der deutsch-französischen Arbeitsgruppe für 
eine Reform der WWU werden Anfang des Jahres 2018 erwartet. Letztlich gibt 
es jedoch mit Blick auf die aktuelle Diskussion keinen Hinweis darauf, dass die 
französischen Vorschläge zur Vertiefung der europäischen Wirtschaftsintegration 
nicht wieder von Deutschland blockiert werden. Zwar hat die deutsche Seite 
einige der Vorschläge aufgenommen, allerdings zugleich ihre Idee der Europäi- 
schen Union als Stabilitätsunion in der aktuellen Debatte verteidigt. So werden 
die Vorschläge für eine fiskalische und politische Union vor dem Hintergrund 
des Ansatzes der Stabilitätsunion neu interpretiert, sodass sich die Lesart der 
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einzelnen Reformvorschläge zwischen Deutschland und Frankreich substanziell 
unterscheidet. Insgesamt scheint dadurch der weitere Verlauf der europäischen 
Wirtschaftsintegration verstellt und letztendlich gelähmt zu sein: Während 
Deutschland alle Vorschläge Frankreichs für eine Vertiefungund Weiterentwick- 
lung der Europäischen Integration blockiert, ist Frankreich wirtschaftlich und 
politisch zu schwach, um Deutschland in eine progressive deutsch-französischen 
Europapolitik zu zwingen. Dadurch bleibt die Krise in zentralen Dimensionen 
ungelöst. 


2. Blockierte europäische Integration - Re-Orientierung des 
deutschen Produktionssystems und wachsende Asymmetrie 
zwischen Frankreich und Deutschland 


Wie lässt sich diese aktuelle Lähmung des europäischen Integrationsprozesses 
erklären? Aus unserer Sicht greift es zu kurz, diese allein auf eine übermäßig 
„sture“ austeritätspolitische Orientierung der deutschen Seite oder die Wider- 
sprüche zwischen verschiedenen Traditionen wirtschaftspolitischen Denkens in 
Deutschland und Frankreich, also zwischen deutschem Ordoliberalismus und 
französischem Dirigismus zurückzuführen (Clift/Ryner 2014; Bonefeld 2017). 
Die zentralen Ursachen hinter dieser aktuellen Blockade liegen vielmehr, so unser 
Argument, in der wachsenden ökonomischen Asymmetrie zwischen Deutschland 
und Frankreich, insbesondere als Folge einer grundlegenden Re-Orientierung 
des deutschen Produktionssystems innerhalb der europäischen Arbeitsteilung. 
Diese Schieflage in der deutsch-französischen Achse hat auch deshalb so weitrei- 
chende Konsequenzen, weil der „deutsch-französische Bilateralismus“ (Krotz/ 
Schild 2013) seit jeher das Fundament des europäischen Integrationsprozesses 
bildete - nicht nur, weil diese beiden Mitgliedsländer am größten und mäch- 
tigsten waren und sind, sondern auch, weil sie zwei verschiedene Blöcke von 
Mitgliedsstaaten repräsentieren, deren Interessen sich in Fragen der Wirtschafts- 
integration oftmals diametral entgegenstehen (Kudrna 2017): Deutschland ver- 
tritt die Netto-Beitragszahler innerhalb der Eurozone sowie die ins deutsche 
Produktionssystem integrierte mitteleuropäische Peripherie (v.a. die Slowakei, 
aber auch Länder außerhalb der Eurozone wie Tschechien, Ungarn und Polen), 
wohingegen Frankreich die südeuropäischen Mitgliedsländer (bis auf Italien 
Netto-Empfängerländer) vertritt, deren Volkswirtschaften am heftigsten von der 
Krise (und der daraufhin implementierten Austeritätspolitik) getroffen wurden 
(Kauffmann 2013; Bieling 2011). 

Sicherlich war die deutsch-französische Achse niemals vollständig symmer- 
tisch. Nach dem Zusammenbruch des Währungssystems von Bretton-Woods 
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und der Freigabe des internationalen Kapitalverkehrs schränkte insbesondere die 
monetäre Macht der (west-)deutschen Bundesbank den wirtschaftspolitischen 
Spielraum Frankreichs erheblich ein, was letztlich auch das links-keynesianische 
Regierungsprojekt unter Mitterrand Anfang der 1980er Jahre zum Scheitern 
brachte (Cameron 1996; Schneider 2017). Den Kern dieser asymmetrischen In- 
terdependenz bildeten bereits zum damaligen Zeitpunkt strukturelle Importab- 
hängigkeiten der französischen Wirtschaft, die in den 1980ern und 1990ern von 
kritischen ÖkonomInnen sowohl in Frankreich als auch in Deutschland intensiv 
untersucht wurden (Deubner u.a. 1992, 1979). Trotz seiner wirtschaftlichen Do- 
minanz innerhalb Europas war Deutschland allerdings politisch zu schwach, um 
zur europäischen Hegemonialmacht aufzusteigen (Kundnani 2016). So gelang 
es Frankreich im Gegenzug der französischen Zustimmung zur Wiedervereini- 
gung, Deutschland in eine vertiefte währungspolitische Integration einzubinden, 
obwohl dies von Seiten der deutschen Bundesbank und des Finanzministeriums 
zunächst blockiert wurde!! (Marsh 2011; Stützle 2013). 

Die Asymmetrie verstärkte sich jedoch im Laufe der Zeit. Obwohl die deutsche 
Wirtschaft in der ersten Hälfte der 2000er Jahre als „kranker Mann Europas“ 
galt, nahmen die ökonomischen Asymmetrien zwischen Deutschland und Frank- 
reich bereits vor der Krise zu, wie ein Vergleich der deutschen und französischen 
Leistungsbilanzentwicklung zeigt (Abb. 2). 

Auch das bilaterale französische Handelsbilanzdefizit mit Deutschland wuchs 
in diesem Zeitraum von 6,7 Milliarden auf 36 Milliarden US-Dollar an (kons- 
tante Preise). Obwohl das französische Handelsbilanzdefizit seit der Krise leicht 
rückläufig ist, hat die Krise die Tendenz einer wachsenden Asymmetrie zwischen 
Deutschland und Frankreich insgesamt verschärft. Seit Beginn der Krise befindet 
sich Frankreich unter heftigem wirtschaftlichen Druck (Syrovatka 2016: 91f.), 
insbesondere weil - wie Frederik Heine und Thomas Sablowski (2015) gezeigt 
haben - französische Exporte vor der Krise mit 49,6 Prozent weitaus stärker als 
deutsche Exporte mit nur 42,7 Prozent auf die Eurozone konzentriert waren. Im 
Zuge der Krise ging die Exportabhängigkeit Frankreichs von der krisengebeutel- 
ten Eurozone nur leicht zurück (auf 46,8% im Jahr 2013), während der deutsche 
Exportsektor seine Abhängigkeit von der Eurozone im Zuge der Diversifizierung 
deutscher Exporte insbesondere in Richtung ernerging markets auf nur mehr 37 
Prozent reduzieren konnte (ebd.). 


11 Inden weiteren Verhandlungen über die genaue Ausgestaltungder Währungsunion gelang 
es der Bundesbank, ihre Vorstellungen nahezu eins zu eins im Sinne einer „Übertragung 
des deutschen Modells auf die europäische Ebene“ (Stützle 2013: 231) durchzusetzen (vgl. 
auch Schneider 2017: 76ff.). 
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Abbildung 2: Leistungsbilanzen Frankreichs und Deutschlands 
(in Milliarden US-Dollar, laufende Preise) 
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Quelle: Weltbank 


Diese Tendenz bestätigt auch ein genauerer Blick auf die Entwicklung des Anteils 
der sechs größten Volkswirtschaften der Eurozone an den gesamten deutschen 
bzw. französischen Exporten (dies sind, gereiht nach dem BIP: Frankreich/ 
Deutschland, Italien, Spanien, die Niederlande, Österreich und Belgien) (Abb. 
3). Während der Anteil der sechs größten Wirtschaften der Eurozone sowohl bei 
deutschen als auch an französischen Exporten rückläufigist, ist dieser Rückgang 
im Falle Deutschlands deutlich ausgeprägter. Somit hat sich das bereits bestehende 
Gefälle zwischen Deutschland und Frankreich im Hinblick auf die Abhängigkeit 
von der Eurozone als Absatzmarkt weiter vergrößert. 

Diese hier lediglich oberflächlich betrachteten Trends deuten aufeine grundle- 
gende Re-Organisation und Re-Orientierung des deutschen Produktionssystems 
innerhalb der hierarchischen europäischen und internationalen Arbeitsteilung 
hin. Wie Simonazzi u.a. (2013) gezeigt haben, konnte das deutsche Produkti- 
onssystem seit der deutschen Wiedervereinigung seine Verknüpfungen sowohl 
mit der mitteleuropäischen Peripherie als auch mit den wachsenden Absatz- 
märkten der aufsteigenden Schwellenländer kontinuierlich ausbauen, während 
essich zugleich zunehmend von den stagnierenden südeuropäischen Ökonomien 
entkoppelte. Durch umfangreiche Direktinvestitionen wurden insbesondere 
die so genannten „V4“, d.h. die Visegräd-Länder Tschechien, Slowakei, Ungarn 
und Polen eng in das deutsche Produktionssystem und Exportmodell entlang 
von Zuliefererketten und transnationalen Produktionsnetzwerken integriert. 
Länder wie Portugal oder Spanien verloren demgegenüber an Bedeutung für 
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Abbildung 3: Anteil der sechs größten Volkswirtschaften der Eurozone an den 
Exporten Deutschlands und Frankreichs (in Prozent) 
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das deutsche Produktionssystem aufgrund ihrer geografischen Entfernung und 
ihrer vergleichsweise höheren Lohnniveaus (vgl. auch IWF 2013; Danninger/ 
Joutz 2007). 

Diese Re-Orientierung des deutschen Produktionssystems und die damit 
verbundenen Internationalisierungsmuster treten besonders deutlich hervor, 
wenn man vergleicht, wie sich die ökonomische Relevanz von Südeuropa (Itali- 
en, Spanien, Portugal und Griechenland) einerseits sowie der Visegräd-Länder 
andererseits jeweils aus der deutschen und französischen Perspektiven gemessen 
an den Direktinvestitionen verschoben hat (Abb. 4). 

Besonders deutlich zeigt sich hier, dass die Visegräd-Länder aus deutscher 
Perspektive die ökonomische Bedeutung von Südeuropa im Hinblick auf Direk- 
tinvestitionen vollständig aufgeholt haben, obwohl das BIP von Südeuropa jenes 
der Visegräd-Länder beinahe um ein Vierfaches (!) übersteigt (im Jahr 2016: 3.480 
vs. 874 Milliarden US-Dollar). Während sich auch im französischen Fall ähnli- 
che Tendenzen, d.h. eine leicht rückläufige Bedeutung von Südeuropa und ein 
moderater Bedeutungszuwachs der Visegräd-Länder, beobachten lassen, ist diese 
Tendenz weitaus weniger ausgeprägt. Für Frankreich behält Südeuropa insgesamt 
seine herausgehobene wirtschaftliche Bedeutung, während die Visegräd-Länder 
marginal bleiben. 

Einen noch markanteren Eindruck von dieser Re-Orientierungdes deutschen 
Produktionssystems von Süden nach Osten liefert ein Blick aufdie Entwicklung 
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Abbildung 4: Direktinvestitionsbestände Deutschlands und Frankreichs im 
Ausland (in Millionen US-Dollar) 
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der Importe aus Südeuropa im Vergleich mit Importen aus den Visegräd-Ländern 
(Abb. 5): Die Importe aus Südeuropa gehen zurück und werden bereits Mitte der 
2000er Jahre von Importen aus den Visegräd-Ländern übertroffen. Infolgedessen 
weitet sich - insbesondere seit Beginn der Krise 2008 - der Abstand nochmals 
drastisch aus. Inzwischen bilden die Visegräd-Staaten zusammengenommen, 
gemessen am Warenaustausch, Deutschlands wichtigsten Handelspartner - noch 
vor China und Frankreich”. 

Während die Verdreifachung der Importe aus den Visegräd-Ländern deren 
Integration in das deutsche Produktionssystem entlang von Zuliefererketten 
widerspiegelt, lässt sich mit Blick auf den Rückgang der Importe aus Südeuropa 
annehmen, dass die Ausdehnung des Niedriglohnsektors in Deutschland die 
Nachfrage deutscher KonsumentlInnen verstärkt auf Niedrigpreisprodukte aus 
China und spiegelbildlich von teureren Konsumgütern aus Südeuropa weg ver- 
lagerte (Simonazzi u.a. 2013). 

Letztlich zeigt sich die Re-Orientierung des deutschen Produktionssystems, 
trotz des weiterhin bestehenden hohen gegenseitigen Verflechtungsgrades, auch 
im direkten Verhältnis zu Frankreich. Der Anteil von Exporten nach Frankreich 
an den Gesamtexporten Deutschlands gingvon 11 Prozent (2000) auf8 Prozent 
(2015) zurück, während umgekehrt die Bedeutung des deutschen Absatzmarktes 


12 FAZ, 24.10.2017. 
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Abbildung 5: Importe Deutschlands und Frankreichs aus Südeuropa und aus den 
Visegräd-Staaten („V4”) als prozentualer Anteil an den gesamten Importen 
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für die französische Exportwirtschaft konstant blieb (15% der Gesamtexporte 
im Jahr 2000 und 2015; Quelle: UN (2017)). Die gegenseitigen Direktinves- 
titionsbestände erreichten 2009 ihren Höhepunkt, seither zeichnet sich eine 
Entflechtung der Direktinvestitionsbeziehungen ab." 


3. Schlussfolgerung 


Die wachsende ökonomische Asymmetrie zwischen Deutschland und Frankreich 
und die skizzierte Re-Orientierung des deutschen Produktionssystems innerhalb 
der europäischen Arbeitsteilung sind aus zwei Gründen zentral für die aktuelle 
Blockade der europäischen Reformdiskussion. Einerseits hat die Re-Orientierung 
des deutschen Produktionssystems nicht nur wesentlich zu jenen Ungleichgewich- 
ten beigetragen, die in der Eurokrise eskalierten. Sie ist auch ausschlaggebend 
dafür, dass die deutsche Seite noch stärker als zuvor die französischen Vorstöße 
in Richtung redistributiver sowie risiko- und schuldenvergemeinschaftender Me- 


13 Sogingen die französischen Direktinvestitionsbestände in Deutschland von 110 (2009) auf 
87 (2011) Milliarden US-Dollar, die deutschen Direktinvestitionsbestände in Frankreich 
von 67 (2009) auf 60 (2011) Milliarden US-Dollar zurück (Quelle: UNCTAD 2014). 
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chanismen innerhalb der Eurozone abblockt, obwohl die grundlegenden Wider- 
sprüche der Eurozone in der Krise offen zu Tage traten: Wenn sich die Tendenz in 
Richtung Abkopplung des deutschen Produktionssystems von Südeuropa sowie 
die Re-Orientierung nach Osten und in Richtung der emerging markets fortsetzt, 
wird die Eurozone als Ganzes und die Stabilisierung der südeuropäischen Ökono- 
mien im Besonderen aus deutscher Sicht zunehmend an Bedeutung verlieren. Die 
Eurozone folgt also nicht der lange erwarteten Entwicklung einer zunehmenden 
Verflechtungstiefe und Konvergenz, sondern vielmehr einem ungleichen Ent- 
wicklungsmuster von Integration, Desintegration und Polarisierung (Gräbner 
u.a. 2017). Zumindest aus ökonomischer Sicht könnte die Aufrechterhaltung 
der Eurozone in ihrer bestehenden Form daher für Deutschland mittelfristig 
eher belastend als vorteilhaft sein. Dadurch würde auch das bisherige deutsch- 
französische Kompromissmuster — Ausweitung europäischer Kapazitäten im Ge- 
genzug zu stärkerer supranationaler Kontrolle nach deutschen Bedingungen - an 
Tragfähigkeit verlieren, zumal die Kosten der Bearbeitung dieser Widersprüche 
angesichts der zunehmenden Polarisierung im Euroraum cher steigen als fallen 
werden. Andererseits wird es aufgrund der wachsenden Asymmetrie zunehmend 
unwahrscheinlich, dass die französische Regierung, zusätzlich geschwächt durch 
das schwindende ökonomische Gewicht Südeuropas, auch nur einzelne ihrer im 
entferntesten Sinne progressiven Reformvorschläge durchsetzen können wird. 
Sicherlich relativieren sich diese Entwicklungen, wenn man im Rahmen eines 
größeren Zusammenhangs weitere Momente in den Blick nimmt. Ökonomische 
Entwicklungstendenzen und Interessen allein können den Verlauf des europäi- 
schen Integrationsprozesses nicht umfassend erklären, ist er doch zugleich durch 
politische und ideologische Momente überformt. Daher ist es durchaus wahr- 
scheinlich, dass sich in anderen Bereichen der europäische Integrationsprozess 
dynamischer entwickelt. Insbesondere die Herausbildung einer gegenüber den 
USA unter Trump zunehmend eigenständigen europäischen Geo- und Mili- 
tärpolitik könnte dem Integrationsprozess neue Dynamik verleihen, existieren 
in diesem Bereich doch kongruente politische, ökonomische und kulturelle 
Interessen. Daraus könnten sich wiederum, um einen Begriff aus dem integ- 
rationstheoretischen Mainstream zu bemühen, sogenannte Spill-over-Effekte 
auf den Bereich der Wirtschafts- und Währungsintegration ergeben. Selbst im 
Bereich der Wirtschafts- und Währungsintegration wird aus deutscher Sicht der 
Nutzen des Euro, als globaler Währung mit weitaus gewichtigerer internationaler 
Stellung als die D-Mark, dessen Kosten noch länger überwiegen - nicht zuletzt 
deshalb, weil der deutsche Exportsektor von der Unterbewertung des Euro im 
Verhältnis zum deutschen Preisniveau ausgesprochen profitiert. Dessen massive 
Abhängigkeit von effektiver Nachfrage aus dem Ausland könnte wiederum auch 
zu einer Rück-Orientierung auf den europäischen Binnenmarkt beitragen, wenn 
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die Wachstumsdynamik der emerging markets erlahmt oder deren Nachfrage 
nach deutschen Autos mit Verbrennungsmotoren schneller als die Umstellung 
der deutschen Automobilindustrie auf Elektromobilität einbricht. 

Dennoch begründet die aktuelle Blockade der Reformdiskussion vor dem 
Hintergrund der wachsenden Asymmetrie zwischen Deutschland und Frank- 
reich und die Re-Orientierung des deutschen Produktionssystems von Süden 
nach Osten grundlegende Zweifel an all jenen progressiven Strategien, die wei- 
terhin in erster Linie auf Reformoptionen auf europäischer Ebene mit dem Ziel 
einer „anderen“, „solidarischen“ EU setzen (vgl. z.B. Pianta u.a. 2017) und dabei 
letztlich ihre Hoffnungen auf eine französische Einhegung Deutschlands legen 
müssen. Um der damit verbundenen politischen Selbstläihmung zu entgehen, 
müssen Spielräume unterhalb der und quer zur europäischen Ebene im Sinneeines 
„strategischen Ungehorsams“ genutzt und ausgeweitet werden (Mittendrein/ 
Schneider 2017, vgl. zur aktuellen europapolitischen Diskussion in der Linken 
auch Candeias/Demirovic 2017). Das würde bedeuten, dass linke Kräfte bei 
entsprechenden Kräfteverhältnissen in einzelnen Mitgliedsländern oder Re- 
gionen progressive Politiken wie Investitionen in die öffentliche Infrastruktur 
oder Rekommunalisierungen im Zweifel auch gegen haushaltspolitische oder 
wettbewerbsrechtliche Vorgaben der europäischen Ebene durchsetzen. 
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